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“There can be no sustainable peace without  
women’s effective participation in peace processes 
and peacebuilding”. 

Stockholm Declaration 
International Dialogue on Peacebuilding and Statebuilding 
Global Meeting 2016 
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Vorwort 

Im Jahr 2020 jährt sich die Annahme der UN-Sicherheitsratsresolution 
1325 zur Rolle von Frauen in bewaffneten Konflikten zum 20. Mal. Im 
Jubiläumsjahr wird Österreich international aufgefordert sein, sowohl eine 
erfolgreiche Implementierung des Nationalen Aktionsplans vorzuweisen als 
auch kritisch zu prüfen, welche neuen Herausforderungen in die „Women, 
Peace, and Security (WPS)“-Agenda aufzunehmen sind.  

Das Institut für Friedenssicherung und Konfliktmanagement (IFK) setzt 
sich seit seiner Gründung 1999 analytisch mit der Entwicklung des interna-
tionalen Krisen- und Konfliktmanagements auseinander. Die Rolle von 
Frauen in Friedensprozessen blieb dabei bislang etwas unterrepräsentiert. 
Diesem Manko soll nun mit diesem Band Rechnung getragen werden. Das 
Jubiläum bietet dazu einen guten Anlass – viel wichtiger ist aber die Er-
kenntnis, dass Frauen während bewaffneter Konflikte und beim Ringen um 
Frieden und Rückkehr zur Normalität eine herausragende Rolle zukommt.  

Es trifft sich daher gut, dass sich die Autorin dieses Bandes, Doz. Mag. Dr. 
Ursula Werther-Pietsch, zu einem einjährigen Forschungsaufenthalt am 
IFK befindet. Sie verfügt über eine außerordentliche Zusammenschau aller 
relevanten Entwicklungen und den erforderlichen wissenschaftlichen Tief-
gang zur Erörterung der Materie. Aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung 
im Außenministerium ist sie auch befähigt, allfällige politische Ableitungen 
zu treffen. Frau Dr. Werther-Pietsch arbeitet in der vorliegenden Studie 
neue frauen-relevante Trends in Friedensabkommen heraus und zeigt  
Voraussetzungen für nachhaltigere frauen-sensitive Konfliktvermittlungs-
methoden auf.  
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Damit leistet sie auch einen Beitrag dazu, dass Österreich gut informiert 
und vorbereitet an diese wichtige internationale Aufgabe herangeht und 
aktiv dabei mitwirken kann, Friedenssicherung effizienter und inklusiver  
zu gestalten. Konkrete Empfehlungen der Studie für die nationale und in-
ternationale Ebene umfassen Elemente für „Road Maps to Peace“ und die 
Gründung eines Trainingsmoduls für Friedensverhandlungen. Sie spezifi-
ziert damit das Engagement Österreichs auf dem Gebiet der Konfliktprä-
vention und Mediation von Friedensprozessen.  

Lesen Sie selbst! 

Abschließend möchte ich an dieser Stelle - gemeinsam mit der Autorin - 
Frau Bundesministerin für Europa, Integration und Äußeres, Dr. Karin 
Kneissl, herzlich dafür danken, dass sie diese fruchtbare Kooperation im 
Sinne eines gesamtstaatlichen Zusammenwirkens ermöglicht hat. 

Wien, am 8. März 2019 

Bgdr. Dr. Walter Feichtinger 
Leiter des Instituts für  

Friedenssicherung und Konfliktmanagement 
der Landesverteidigungsakademie 
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ADDRESSING THE MOST PERSISTENT 
BARRIERS FOR WOMEN’S MEANING-

FUL PARTICIPATION THROUGH: 

- Including gender sensitive provisions  
in peace agreements 

- Recognising women’s expertise  
as mediators 

 
Bericht der Expertengruppe an den UN-Sicherheitsrat 

UN Women, 23. Oktober 2018 

 

Kurzüberblick 

Frauen sind in Friedensprozessen in zweierlei Hinsicht aktiv:  

1. Als Gestalterinnen, um Gesellschaften nach ihren Vorstellungen 
und Bedürfnissen aufzubauen und Friedensabkommen auch tat-
sächlich umzusetzen – und  

2. als Gastgeberinnen, die durch Leitung und Mitwirkung an Frie-
densverhandlungen die Erreichung dieser Ziele erst möglich ma-
chen. 

Beide Formen der Teilhabe von Frauen – die legislativ-gestaltende und die 
mediativ-vermittelnde – sind für das Entstehen von ausbalancierten, kon-
fliktresistenten Neuordnungen essentiell. Beide Formen der Mitwirkung 
sind zugleich zwei Seiten einer Medaille, der Schaffung friedlicher und in-
klusiver Gesellschaften.  

In der vorliegenden Studie werden Elemente von Friedensabkommen un-
tersucht und erfolgreiche weibliche Beteiligung an Friedensverhandlungen 
aufgezeigt. Aus Fallbeispielen und Best Practice werden konkrete Empfeh-
lungen für die Politikgestaltung auf nationaler und internationaler Ebene 
abgeleitet. 
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Abstract 

It is a matter of fact that peace is more sustainable when women 
played their part in negotiating the post-war social contract. Addressing the 
most persistent barriers for women’s meaningful participation in peace 
processes includes promoting gender sensitive provisions in peace agree-
ments and recognizing women’s expertise as mediators. (UN Women, Ex-
pert Group Report to the UN Security Council 2018) Female participation 
rates, i.e. 9 percent representativeness throughout delegations in peace pro-
cesses, 4 percent signing and 2 percent chief negotiators during the last 
decade (1992-2011), reflect a worldwide phenomenon of gender disparities 
in the public sphere. 

What is more, normativization of gender-specific topics such as in-
clusion in political and economic decision-making and gender-sensitive 
institutions as well as power-sharing arrangements has been a rare exercise, 
especially at the constitutional level. Implementation is even worse. That is 
why this study analyses gender-responsive elements of road maps to peace 
and reveals conducive conditions for women at the negotiation table. Case 
studies and best practice complement concrete policy recommendations at 
the national and the international levels. 
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Abb. 1 „So far, so good“ 
Quelle: UN Women 2018
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Appell 

Ohne Frauen kein nachhaltiger Friede ist die Botschaft, die Außenminister 
Heiko Maas am Beginn der Sicherheitsratsmitgliedschaft Deutschlands am 
25. Jänner 2019 in New York verkündete. Und tatsächlich, Friede, Nach-
haltigkeit, gleiche Rechte und Pluralismus in Gesellschaften, die unter Ge-
walt, Extremismus und einem sich verengenden „politischen Raum“ leiden,
stellen den Gestaltungswillen nicht nur von von Frauen vor neue Aufga-
ben.

In den letzten 15 Jahren hat die Einbeziehung von Frauen in Friedenspro-
zesse deren Zustandekommen und erfolgreiche Umsetzung um 50 Prozent 
gesteigert. (Meaningful Participation Report 2018: 17) Dies setzt ein Ver-
ständnis von Friedensverhandlungen voraus, das nicht nur auf Sicherheits-
fragen und politische Machtträger beschränkt ist, sondern einen inklusiven 
gesamtgesellschaftlichen Prozess darstellt. Die „Women Peace and Security 
(WPS)“-Agenda des UN-Sicherheitsrats, ins Leben gerufen mit der UN-
SCR 1325/2000, hat über die letzten 10 Jahre Instrumente entwickelt, um 
diesen Zustand eines fortgeschrittenen Demokratieverständnisses zu errei-
chen; gleichzeitig haben sich aber auch die Rahmenbedingungen und Her-
ausforderungen geändert. 

Den herausragenden Leistungen von Frauen, die unter oft harten Voraus-
setzungen substantielle Beiträge zu Friedensverhandlungen und dem Auf-
bau inklusiver, friedlicher Gesellschaften eingebracht haben, soll diese Stu-
die gewidmet sein. Mehr noch, es erscheint angebracht, von „women as dri-
vers of peace“ zu sprechen, um die Kraft der Beteiligung von Frauen und die 
Vielfalt der möglichen Einflussnahmen zu umreißen. 

Was aber verstehen wir heute unter Frieden? Welchen Platz nehmen Frau-
en in Friedensprozessen ein und wie werden sie wahrgenommen? Eine 
Befragung des Global Network of Women Peace Builders (GNWP) im 
Jahr 2018 von über 670 Frauen aus Afghanistan, Bangladesch, Burundi, 
Kanada, Kolumbien, Liberia, Mali, den Philippinen, Sierra Leone, Südsu-
dan, Schweden, Syrien und der Ukraine ergab:  

75 Prozent der lokalen Zivilgesellschaft und Frauen assoziiert mit
Frieden Rechtssicherheit, gute Regierungsführung, wirtschaftliche
Entwicklung, Schutz der Umwelt, Gleichheit. Inklusion und Frie-
denserziehung werden als essentiell gesehen.
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 Um Frieden aufrechtzuerhalten braucht man eine Friedenskultur, 
die Toleranz und Dialog sowie Inklusion verlangt (26 Prozent der 
Befragten) 

 50 Prozent sind der Meinung, dass Frauenorganisationen in den 
Friedensprozess einbezogen wurden, 15 Prozent gaben das Gegen-
teil an. Herausforderungen liegen in der patriarchalischen Kultur, 
Mangel an Ausbildung und Bewusstsein, Armut und eingeschränk-
ter Mobilität. 

 10 Prozent halten eine schwache Umsetzung von Friedensabkom-
men für wahrscheinlich, 70 Prozent gehen davon aus, dass wenig 
bis keine Umsetzung auf nationaler und lokaler Ebene erfolgte. 

 Exklusion von wichtigen Gruppen wie Frauen, Jugend oder Indi-
gene sind Gründe dafür, 35 Prozent gaben an, dass Frauen in die 
Umsetzung eingebunden waren, nur 5 Prozent gingen von ihrer 
vollen Beteiligung aus. 

 30 Prozent sprachen von begrenztem Einfluss der lokalen Zivilbe-
völkerung auf Geberprogramme, 40 Prozent davon, dass es wenig 
oder keine Einflussmöglichkeiten gibt. (Mavic Cabrera Balleza, 
Chief Executive Officer, GNWP) 

Damit in Einklang begreift die neuere Friedensforschung Frieden nicht 
mehr nur als Zustand, sondern als Prozess. Dieser muss dadurch gekenn-
zeichnet sein, dass er sowohl in den innerstaatlichen wie in den zwischen-
staatlichen Beziehungen auf das Vermeiden von Gewaltanwendung, die 
Verminderung von Unfreiheit und auf soziale Gerechtigkeit gerichtet ist. 
Zivilisierung und Frieden bilden eine Einheit. Deshalb sind Rechtsstaat-
lichkeit, Demokratie, Toleranz und Dialogfähigkeit grundlegende Bedin-
gungen für einen dauerhaften Frieden.1 Der norwegische Mathematiker 
und Politologe Johan Galtung, der die Friedens- und Konfliktforschung 
mitbegründet hat, nennt die reine Abwesenheit von Gewalt einen negativen 
Frieden. Dagegen besteht ein positiver Friede in der Abwesenheit von 
struktureller Gewalt. Dazu gehört alles, was Individuen daran hindert, sich 
voll zu entfalten; Diskriminierung genauso wie die ungleiche Verteilung 
von Einkommen, Bildungschancen und Lebenserwartungen.2 

                                                           
1  https://www.lernhelfer.de/schuelerlexikon/politikwirtschaft/artikel/definitionen-

des-friedens. 
2 https://www.tagesspiegel.de/politik/nach-innen-und-aussen-was-ist-

frieden/3679710.html. 
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Um an diese erweiterte Aufgabenstellung im Friedenssicherungsrecht inno-
vativ heranzugehen, ist es notwendig, die mit einem neuen Sicherheits- und 
Fragilitätsverständnis einhergehende Wandlung des Friedensverständnisses 
gegenüber der Ausgangslage 1945 in eine umfassende Zugangsweise zu 
„übersetzen“. Friede ist demnach ein Zustand ohne Menschenrechtsverlet-
zung durch völkerrechtsunmittelbare Akteure (Menschenrechtsfriede). 
(Hobe 2004: 324, Isensee 1995: 37) Positiver menschenrechtlicher Friede 
stellt in dieser akteursunabhängigen Sicht ein „global public good“ dar, das in 
vielerlei Interdependenzen und Inter-Konnektivität weitreichender Unsi-
cherheit und neuen Formen von Gewalt gegenüber steht. (GPG-TF 2006: 
„Peace and Security“) 

Wie Buzan/ De Wilde (2011) festhalten, hat auch Sicherheitspolitik in 
langandauernden und von Armut geprägten fragilen Situationen eine gera-
dezu prismatische Konkretisierung erfahren. Entwicklungspolitische Hand-
lungsfelder, Strategien mit Bezug auf natürliche Ressourcen aufgrund von 
Wasser-, Boden-, Energieknappheit und migrationspolitische Maßnahmen, 
die im Zuge regional übergreifender Konflikträume verstärkt eingestetzt 
werden, werden durch eine Reihe von sicherheitspolitisch relevanten Poli-
tikbereichen wie Konfliktprävention, Katastrophenvorsorge und Krisen-
management, Transitionsverwaltung, Demokratisierung und Institutionen-
aufbau, generell den Konzepten des Peace-, State-, Nation- oder Identity-
building, ergänzt. (Rocha-Menocal 2010) Der Grundsatz des „friedlichen 
Zusammenlebens der Völker und Nationen“, wie schon in der Völker-
bundsatzung 1919 verankert (Präambel und Art. 12ff), rückt dabei als Prä-
requisit von Entwicklung in einer vom rein staatsrechtlichen Denken losge-
lösten Form in den Mittelpunkt. (Kluglist 2006) Friede wird als ideales Re-
sultat individueller wie kollektiver Selbstbestimmungsprozesse zum politi-
schen Leitmotiv. 

„Womenization of Peace“? 

Dabei ist die dieser Studie zugrundeliegende Annahme klar: Frauen sind 
Vorreiter(-innen) von Nachhaltigkeit und damit „drivers of peace“. Der wach-
sende Bestand an empirischer Forschung belegt, dass Frauen anders an 
dieses „global public good“ herangehen. Es ist das wichtigste Moment unserer 
heutigen Zeit, die Herausforderung der Schaffung eines nachhaltigeren, in 
allen Strukturen der Gesellschaft verankerten Friedens anzunehmen und 
mit den besten Mitteln auszustatten. Wie kann der Beitrag von Frauen zur 
Erreichung eines nicht auf gewaltsamer Auseinandersetzung beruhenden 
„endstate“ zum Wohle aller aussehen? Die starke Beteiligung von Frauen an 
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Friedensprozessen korreliert mit der Wahrscheinlichkeit des Zustande-
kommens und der Umsetzung von Friedensabschlüssen. Aber nur drei von 
elf Friedensabkommen, das ist mehr als ein Viertel, die 2017 geschlossen 
wurden, enthalten frauen-sensitive Bestimmungen.3 Das führt zur Frage, ob 
und in welchen Bereichen auch rückläufige Trends zur Gleichberechtigung 
von Frauen das „Resolutionswerk“ möglicherweise aushebeln. 

Die Rolle von Frauen in Friedensprozessen wurde erstmals in der UNSCR 
1325 international anerkannt, gefolgt von einer nunmehr fast 20-jährigen 
Praxis der Internationalen Gemeinschaft zur Umsetzung der Forderungen. 
Rezente Literatur spricht sogar von einem Boom („flurry of activity“, 
Charlesworth/Chinkin 2013: 45). Kritische Stimmen zeigen jedoch auf, 
dass strukturelle Hindernisse und fehlender politischer Wille zu einer Situa-
tion des Stillstands bei gegebener erhöhter Aufmerksamkeit gegenüber 
frauen-relevanten Themen im internationalen Krisen- und Konfliktma-
nagement geführt hat. Damit ist ein Trend eingetreten, der den bezeich-
nenden „rhetoric-versus-reality-gap“ der UNO zu bestätigen scheint. (Seibel, 
2012: 174; Global Study 2015: 29) 

Untersuchungen, inwieweit eine Beteiligung von Frauen an Friedensver-
handlungen, Mechanismen zum Interessenausgleich, staatlichen Institutio-
nen oder in der Umsetzung von Friedensabkommen die Nachhaltigkeit der 
erzielten Friedensabschlüsse erhöht, sind immer noch rar: So konnten 
Bell/O’Rourke für den Zeitraum 1990-2010 nachweisen, dass nur 16 Pro-
zent der Friedensabkommen weltweit explizit auf die Bedürfnisse und 
Rechte von Frauen Bezug nehmen (Bell/O‘Rourke 2010, University of 
Ulster, auf der Basis von 585 Friedensabkommen). Dabei spricht unter der 
Prämisse, dass Frauen ihre Interessen vertreten „dürfen“, folgender Zu-
sammenhang für eine solche Beteiligung: Die Wahrscheinlichkeit, dass ein 
Friedensabkommen länger als 15 Jahre hält, steigt um 35 Prozent, wenn 
Frauen am Friedensprozess beteiligt waren. (Stone 2015, Krause 2018) 83 
Friedensabkommen zwischen 1989 und 2004 bestätigen, dass Inklusion 
deren Lebensdauer substantiell verlängert hat. (Nilsson 2012) Dies gilt vor 
dem Hintergrund des wahrscheinlichen Fehlschlagens von 40 Prozent aller 
Friedensabschlüsse nach 5 Jahren durch das Wiederaufflammen bewaffne-
ter Konflikte (WDR 2011). Die Hypothese, dass Friedensabschlüsse unter 
Mitwirkung von Frauen nachhaltiger sind, muss allerdings differenziert 
betrachtet werden. frauen-spezifische Themen können je nach Kontext 

3 http://www.unwomen.org/en/digital-library/multimedia/2018/10/infographic-
womens-meaningful-participation-builds-peace. 
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und Inhalt, Konfliktphase oder kulturellem Verständnis auch konflikttrei-
bende Faktoren sein. (McCulloch 2012, Castillejo 2011, Paffenholz 2016). 

Dieser Zusammenhang zwischen UNSCR 1325 und Friedensabschlüssen 
macht es interessant, den Beitrag von Frauen in der Gestaltung und Um-
setzung von Friedensprozessen zu analysieren. Die Studie arbeitet die kon-
kreten Auswirkungen heraus und setzt dort an, wo die Praxis einen Weg zu 
sozialer Kohäsion, Gleichberechtigung sowie einem selbstbestimmten Le-
ben in friedlichen und inklusiven Gesellschaften weist: 

1. Dazu sollen modellhafte frauen-spezifische Bestimmungen in Frie-
densabkommen identifiziert werden. Der Zugriff auf die aktuelle 
PA-X Datenbank zu Friedensabkommen eröffnet die Möglichkeit, 
an die vergleichenden Arbeiten von Bell/ O‘Rourke anzuknüpfen. 
Interessant sind die Gewichtungen für ein gender-balanciertes Frie-
densvertragswerk.  

2. Der Fokus auf Frauen, die als Mediatorinnen eine wichtige Rolle im 
Gefüge von Staatsbildungs- und verfassungsgebenden Prozessen 
übernommen haben, ist für eine Optimierung von Konfliktvermitt-
lung zentral. Dazu zeigt die Studie Beispiele aus Kenia, dem Koso-
vo, Kolumbien und dem Netzwerk der GNWP auf.  

Jüngste Entwicklungen in Äthiopien lassen weder den Stoff zu mehr 
Feldforschung noch die Hoffnung geringer werden, dass die ange-
sprochenen Themen zu einer leisen, aber steten (R-)Evolution der 
Dinge Antrieb geben und die Grundfesten für bleibenden Frieden 
verwirklichen helfen.  

Das Ziel dieser Studie ist es daher, durch multilaterale und empiri-
sche Analyse neue Wege auf dem Gebiet der Friedensvermittlung 
durch Frauen und frauen-sensitive (Beg-)Leitung von Friedenspro-
zessen aufzuzeigen. 

Zunächst soll ein kurzer Blick auf aktuelle Policy-Konzepte und Entwick-
lungen geworfen werden, die den Rahmen für „1325 + 20“ bilden. 
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Kapitel 1 – Einleitung 

Im Folgenden soll die Einbettung des Themas in den internationalen Stand 
der Debatte erfolgen, woraus sich Forschungsfragen, Aufbau und Metho-
dik ergeben. 

Politikrelevante Konzepte und Entwicklungen 

Rund um UNSCR 1325 spielen eine Reihe von Handlungsfeldern des ex-
ternen Engagements in Krisen und Konfliktregionen eine entscheidende 
Rolle für die Art und Weise, wie die internationale Gemeinschaft auf Kon-
flikt und Fragilität reagiert und negative Auswirkungen einzudämmen ver-
sucht. Diese Handlungsfelder reichen von Frühwarnung über Friedenssi-
cherung und humanitäre Aktion, Peacebuilding und Konflikttransformati-
on, Statebuilding einschließlich Menschenrechtsansatz in der Entwick-
lungszusammenarbeit bis zum verantwortungsvollen Migrationsmanage-
ment. Gleichzeitig ist seit dem Ende des Ost-West Konflikts, der eine ver-
stärkte Einbindung der Gebergemeinschaft in interne, niedrigschwellige 
und asymmetrische Konflikte auslöste, in der Praxis eine Vielzahl an Waf-
fenstillstandsabkommen und Friedensabschlüssen entstanden, die einen 
breiten gemeinsamen Lernprozess in der Bewältigung von fragilen Situatio-
nen eingeleitet haben.  

Die Studie basiert auf einem modernen Verständnis von Staatsbildung. 
(UNSCR 2282/2016 „Sustained Peace“) „Asking who won a given war is like 
asking who won the San Francisco earthquake. [T]here is no victory but only varying 
degrees of defeat.”(Kenneth Waltz) Oder, in den Worten von Gulielmo Ver-
dirame: „To win a war you need your former enemy.“(EJIL) Erfolgreiche State-
building-Konzepte unterstützen aus dieser Sicht überwiegend genuines und 
nach eigenen Gesetzen und Regeln ablaufendes, kontextbezogenes Ge-
schehen, im Rahmen dessen sich Gesellschaften neu ordnen und zu einem 
friedvollen und inklusiven Zusammenleben finden. (OECD Statebuilding 
Guidelines 2010, SDG 16) In dieser Zielsetzung treffen sich konstruktive 
nationale und lokale Akteure und die internationale Gebergemeinschaft, 
deren Beitrag im Zusammenwirken auf Mediation, Konflikttransformation 
sowie – zunehmend – toolbasiertes Engagement ausgerichtet ist. (Werther-
Pietsch 2019) 

Im Rahmen der WPS-Agenda nehmen UNSCR 2106 und 2122, beide aus 
dem Jahr 2013, diesen Zugang auf: Frauen schlüpfen in die Rolle von 
„agents of change“, sie werden nicht mehr nur als „Opfer“ wahrgenommen, 
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sondern als Akteurinnen für Frieden und Stabilität. In dem auf Post-
Konflikt-Situationen abgestellten Setting der beiden Resolutionen geht es 
um tiefgreifende Transformationsprozesse, in denen verschiedene Perspek-
tiven zur ausgleichenden Balance der Interessen eingebracht werden müs-
sen, um zu nachhaltigen Ergebnissen zu kommen. Damit wird der holisti-
sche Zugang der Pathways for Peace Studie vorweggenommen, der bestä-
tigt, dass „post-conflict peacebuilding“ konfliktpräventive Dimensionen hat und 
nicht isoliert betrachtet werden kann.  

Hier wird die Perspektive von Frauen als ein „Mainstream“-Faktor benötigt, 
nicht nur frauen-spezifische Themen spielen eine Rolle, sondern deren 
Sicht auf generelle Problemlagen im Staat und die Ordnung des öffentli-
chen Lebens. Dem steht eine ernüchternde Statistik gegenüber: Nur 9 Pro-
zent der Delegierten von Friedensverhandlungen sind Frauen, 4 Prozent 
haben ein Friedensabkommen unterschrieben und maximal 2 Prozent der 
„Hauptverhandler“ waren Frauen. Diese Herausforderungen sind auch 
bereits im Results Framework der UNO 2011-2020 reflektiert. (Goal 2, UN 
Strategic Results Framework on WPS 2011-2020, S/PRST/2010/22) Die fol-
gende Abb. 2 macht zudem auf einer quantitativen Ebene deutlich, dass 
mit stärkerem Einsatz von Frauen in Verhandlungen die Wahrscheinlich-
keit eines Friedensabschlusses steigt. 
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Abb. 2 Beteiligung von Frauen am Zustandekommen von Friedensabschlüssen 

 
Quelle: Global Study 2015: 42 

Die Hypothese, dass eine Beteiligung von Frauen Verhandlungen, Mecha-
nismen, Institutionen und die Umsetzung von formalen Friedensabkom-
men nachhaltiger machen, wurde im Zuge der 2015 High Level Review zur 
Implementierung von UNSCR 1325 durch Forschung damit nochmals 
bestätigt. Dennoch ist die Faktenlage durchwachsen, da wie jede Kern-
staatsfunktion auch der Bereich der Gleichberechtigung eine hochsensible 
politische Arena darstellt und die Trias „Empowerment – Participation – Lea-
dership“ von Frauen kulturellen, sozialen, wirtschaftlichen und vielfach 
machtpolitischen Abwägungen im gesellschaftlichen Gefüge – national wie 
aus internationaler Sicht - ausgesetzt ist. Die Annahme, eine Beteiligung 
von Frauen könnte Friedensprozessen grundsätzlich hinderlich sein, konn-
te jedoch zwischenzeitlich mittels empirischer Daten gesichert ausgeräumt 
werden. (Paffenholz 2014: 70) 

Vor diesem Hintergrund soll geprüft werden, wie sich Impulse des Re-
formjahrs 2015 der UN, zu dem neben der globalen Umsetzungsstudie von 
UN Women auch die Welt-Entwicklungsziele mit deutlichen Auswirkun-
gen auf frauen-spezifische Agenden – insbesondere SDG 5 und 16, deren 
Ziele und Indikatoren horizontale Ungleichheit ansprechen (5.1, 10.2, 10.3) 
– und der Bericht zur Reform des Peacekeeping („HIPPO Bericht“) zäh-
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len. Wie hat sich dieses „Reformpaket“ auf die Umsetzung der friedenspo-
litischen Ziele von UNSCR 1325 ausgewirkt? Änderungen in der Frie-
densarchitektur der UN wie die Gründung der Peacebuilding Commission 
haben – ohne ausdrücklichen Frauenschwerpunkt – in den verschiedenen 
Pionierländern zusätzlich Verbesserungen herbeigeführt, Fortschritte sind 
vom „Sustained Peace“-Ansatz zu erwarten, dessen Einwirkung auf die 
Peace- und Statebuilding-Landschaft noch aussteht. 

Stand der Debatte 

Hauptanliegen der WPS-Agenda 

UNSCR 1325 beschäftigt sich mit dem „disproportionate and unique 
impact armed conflict has on women and acknowledges the im-
portant role of women’s participation in the prevention and resolu-
tion of conflicts, in peacebuilding and peacekeeping”. (Symposium 
Wien 2015) Oder wie Thania Paffenholz zurecht feststellt, “that fe-
male participation rates reflect a worldwide phenomenon of gender 
disparities in the public sphere” (Paffenholz 2016: 35) Hauptaussage 
bleibt die Unterrepräsentiertheit von Frauen in Friedens- und Si-
cherheitsfragen. Hauptanliegen der WPS-Agenda sind daher die 
„otherness“ in der weiblichen Wahrnehmung von Konflikten und 
deren Lösungsmethoden, die nachhaltige Herangehensweise an Ge-
sellschaftsprobleme, das „Zuhörenkönnen“ („mindfulness“, Empa-
thie) und die stärkere Akzeptanz einer tiefenpsychologischen Wer-
tung von Fakten in der Mediation von Konflikten. 

Die Zusammenschau der Forschungsergebnisse von „Women for Peace 
(W4P)“ der OECD, das „Broadening Participation Projekt“ des Geneva Institu-
te, Arbeiten von Fride Madrid, der Pathways for Peace Studie 2018 der 
Weltbank und UNDP, UN Women, dem UN Peacemaker Stand-by Team 
sowie der Edinburgh Law School u.a. zeigt sich in der Analyse der Aus-
gangslage einig:  

 Ungleichheit, Gewalt, Konflikt und Fragilität verstärken sich gegen-
seitig (PfP 2018, OECD 2017, IDPS Stockholm Declaration 2016).  

 Frauen und Männer sind von Konflikt und Fragilität unterschied-
lich betroffen. Während Männer mehrheitlich als Soldaten in 
Kampfhandlungen eingesetzt sind, stehen Frauen eher einem Kon-
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tinuum von Unsicherheit vor, im und nach dem Konflikt gegen-
über. (Crespo-Sancho 2017) 

 Sexuelle und gender-basierte Gewalt ist in Konflikt- und Nachkon-
fliktsituationen höher (Kelly 2017 u.a.), die Mobilität von Mädchen 
ist oft sehr eingeschränkt, ebenso Zugang zu Schule, Beruf und an-
deren Angebote (UN Women 2015).  

 Dazu werden Kinder, die Gewalt erlebt haben, selbst leichter zu 
Tätern oder Opfern sexueller Gewalt, erleben psychologische 
Traumata und negative Wirkungen auf kognitive und soziale Ent-
wicklung (Betancourt et al. 2012).  

 Gesellschaften mit ausgeprägten Ungleichheiten zwischen den Ge-
schlechtern und hohem Grad an gender-basierter Gewalt tendieren 
leichter zu internen Konflikten und intensivierten Formen von 
Gewalt wie Massenvergewaltigung im Konflikt, weshalb diese Fak-
ten insbesondere zur Früherkennung von Aggression beobachtet 
werden. (GIWPS and PRIO 2017).  

 Traditionelle Rollen von Frauen werden im Kontext von Konflikt 
und Fragilität durchbrochen, was ironischerweise auch eine Chance 
für Weiterentwicklung in Bezug auf Gleichberechtigung darstellt 
(Scheiblhofer 2017: 9, mit weiteren Nachweisen).  

 Eine bleibende starke Führungsrolle von Frauen, deren Erfahrung 
und Teilnahme im politischen, sozialen und ökonomischen Leben 
kann daher auch zu nachhaltigerem Frieden beitragen. (O’Reilly, O 
Súillebháin and Paffenholz 2015; Paffenholz et al. 2017) 

Dabei ist der Diskurs zur Stärkung von Frauen seit 2013 zunehmend mit 
dem seit 2008 intensiv geführten Diskurs zu Konflikt und Fragilität zu-
sammengewachsen. General Recommendation No. 30 des CEDAW-
Komitees zu „Women, Peace and Security“ vom 1.11.2013 ist einer der 
frühen Anstöße, die den Zusammenhang zwischen Ermächtigung („Em-
powerment“), Führerschaft („Leadership“) und aktiver Teilnahme („Partizipati-
on“) von Frauen an Friedensprozessen und Überwindung von staatlicher 
und gesellschaftlicher Fragilität herstellen. Dieses Schlüsseldokument steht 
auf dem Kreuzungspunkt des alten engen Verständnisses von bewaffneten 
Konflikten und der breiten Interpretation von fragilen Situationen als neu-
em maßgeblichem Konzept, das erst nach Beschlussfassung zu UNSCR 
1325 entwickelt wurde. Was zum damaligen Zeitpunkt jedoch als innovativ 
entscheidend angesehen werden muss ist, dass die UNSCR 1325 den 
Überwachungsmechanismen der Frauenrechtekonvention 1979 (CEDAW) 
unterstellt wird. Die Anerkennung der Relevanz einer konsequenten Gen-
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derperspektive für nachhaltigen Frieden und Sicherheit kulminiert bislang 
in der Stockholm Declaration im Rahmen des International Dialogue on 
Peacebuilding and Statebuilding 2016.  

Mit der jährlichen WPS-Debatte im UN-SR hat sich eine Quasi-
Institutionalisierung der Agenda entwickelt, die über mangelnde formale 
Anpassungen und strukturelle Entwicklungsschübe nicht hinwegtäuschen 
darf. Allerdings spiegelt diese Entwicklung auch den in anderen politisch 
sensiblen Bereichen des internationalen Rechts vorhandenen Trend einer 
Abkehr von den klassischen „harten“ Völkerrechtsquellen (Art. 38 des Sta-
tuts des Internationalen Gerichtshofs) hin zu „soft law“ wider. Vor dem 
Hintergrund der Erosion des Multilateralismus und einem „Zeitalter des 
effektiven Bi-/Unilateralismus“ (Werther-Pietsch, 2019: 156) gilt dies als 
der vermeintlich geeignetere Weg zur Weiterentwicklung von universellen 
Anliegen. (Nolte/Krieger, vgl. jedoch UN Migration Compact, Minister-
ratsbeschluss vom 31.10.2018) 

Auch der internationale Rechtsraum, in dem sich die Frauenagenda be-
wegt, hat sich geändert. Eminente Fortschritte im internationalen Strafrecht 
wie die zunehmende Inkriminierung von Kriegsverbrechen an Frauen 
(Art. 8 ICC Statut) einschließlich das (gewohnheitsrechtliche) Herausbilden 
eines diesbezüglichen Amnestieverbotes sind hier zu nennen. (UNSCR 
1820/2008 und 2106/2013) Die konsistente Umsetzung dieser normativen 
Errungenschaften durch internationale und nationale Rechtsprechungen 
bleibt noch abzuwarten. (Giammarinaro 2018) Mit den Herausforderungen 
durch langdauernde Krisen und entwurzelte Bevölkerungsgruppen in per-
petuierten Flüchtlingscamps bei erhöhter Mobilität und Migration (IKRK 
Jahresbericht 2015) ist der Druck auf eine Weiterentwicklung des internati-
onalen humanitären Rechts und von international anerkannten Leitlinien 
des IKRK gewachsen. Die Welt-Entwicklungsziele (Sustainable Develop-
ment Goals) sprechen offene Fragen betreffend Klimawandel und Um-
weltschutz, inklusives Wirtschaften, die Verwendung neuer Energieformen, 
rurale versus städtische Entwicklung etc. an, die schwerwiegende Trade-offs 
für nationale Regierungen und private Akteure aufwerfen. Darüber hinaus 
sind Trends zu Radikalisierung und neue Gewaltformen (Neumann 2017) 
hinzugekommen und normativ abzustecken. 

Ein eigener Handlungsstrang hat sich rund um Mediation von Friedens-
prozessen durch Frauen entwickelt. Hier hat die UNO 2017 Leitlinien 
vorgelegt. Es ist evident, dass zu wenige Frauen Posten als Chefverhandle-
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rinnen oder leitende politische Funktionen in Friedensprozessen bekleiden. 
Neben eminenten Repräsentantinnen wie der deutschen Bundeskanzlerin 
Merkel insbesondere in Bezug auf die Ukrainekrise, wenn auch zurückhal-
tender an den Schauplätzen Libyen und Syrien, gibt es eine Reihe von er-
fahrenen Politikerinnen und Diplomatinnen wie zum Beispiel die Schwei-
zerin Christine Schraner Burgener, die vom UN-GS am 15. November 
2018 zur Sonderbeauftragten für den Friedensprozess in Myanmar bestellt 
wurde, oder das UN Standby Team, angesiedelt in New York, das u.a. mit 
hervorragenden Frauen besetzt zur Konfliktvermittung zur Verfügung 
steht. 

Forschungsrelevante Definitionen 

Im Rahmen der Studie wird ein bestimmtes Verständnis für Begriffe von 
Relevanz auf die Umsetzung von UNSCR 1325 wie Gewalt, Konflikt, Fra-
gilität oder Resilienz vorausgesetzt, die einer dynamischen Entwicklung 
unterliegen. So werden zum Beispiel Konflikte, wie aus den Datenanalysen 
des Heidelberger Konfliktforschungsinstituts (HIIK) und des Uppsala 
Conflict Data Programms (UCDP) hervorgeht, überwiegend nicht formell 
eröffnet und schon gar nicht formell abgeschlossen.4 Das hat Auswirkun-
gen auf die Fragestellung einer wirksamen Beteiligung von Frauen in be-
stimmten Konfliktphasen. Ebenso machen nicht-staatliche bewaffnete Ak-
teure wie Milizen und Rebellengruppen im Vergleich zu nationalen Streit-
kräften das Gros der Sicherheitsbedrohungen in Konfliktsituationen heute 
aus, was wiederum Auswirkungen auf die Frage der Schaffung von Zonen 
menschlicher Sicherheit für Frauen hat – ein Faktum, auf das auch die 
WPS-Agenda noch normativ zu reagieren hätte.  

Um diese Entwicklungen abbilden zu können, stützt sich die Studie auf die 
OECD States of Fragility Reports (seit 2016), die alle Formen von Gewalt 
wie häusliche, aber auch Suizid-Gewalt miteinschließen und die Datenlage 
– somit das Verständnis der Herausforderungen - erheblich verbreitert 
haben. Ebenso werden die Begriffsdefinitionen Fragilität und Resilienz, wie 
sie grundlegend aus den Arbeiten zum Weltentwicklungsbericht 2011 her-
vorgingen, als Referenzrahmen herangezogen und mit Elementen aus den 
Strategien im Bereich Friede, Sicherheit und Entwicklung wie den Leitli-
nien der deutschen Bundesregierung 2017 ergänzt. Weiters bezieht die  
Studie die Erkenntnisse der bereits zitierten Flagship-Studien „Pathways 

                                                           
4  https://hiik.de/, http://ucdp.uu.se/. 
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for Peace“ (PfP) von Weltbank und UNDP 2018 sowie den „World Deve-
lopment Report“ (WDR) der Weltbank 2011 grundlegend mit ein.  

Der folgenden Reihe an Begriffen kommt im Rahmen der Studie grundle-
gende Bedeutung zu. Die Ausdrücke „Gender“, „Gender Analysis“, „Gender 
Mainstreaming“, „Gender Equality“ und „Gender Parity“ sind in der Policy zu 
gender–sensiblen UN-Missionen 2018 beschrieben (Must-know Docu-
ments B). Die weiteren folgenden forschungsrelevanten Arbeitsdefinitio-
nen werden, wo möglich, dem maßgeblichen multilateralen Policyrahmen 
entnommen.  



28 

Abb.3 Arbeitsdefinitionen 

BEGRIFF ARBEITSDEFINITION/QUELLE 

Friede “Recognizing that ‘sustaining peace’, as drawn from the Advisory 
Group of Experts report, should be broadly understood as a goal 
and a process to build a common vision of a society, ensuring that 
the needs of all segments of the population are taken into account, 
which encompasses activities aimed at preventing the outbreak, es-
calation, continuation and recurrence of conflict, addressing root 
causes, assisting parties to conflict to end hostilities, ensuring na-
tional reconciliation and moving towards recovery, reconstruction 
and development, and emphasizing that sustaining peace is a 
shared task and responsibility that needs to be fulfilled by the Gov-
ernment and all other national stakeholders, and should flow 
through all three pillars of the United Nations engagement at all 
stages of conflict, and in all its dimensions, and needs sustained in-
ternational attention and assistance.“ (UNSCR 2282/2016, 
para. 7) 

Gewalt/Konflikt Für die Zivilbevölkerung wird Gewalt zur Normalität, 
„warlords“ werden Modellfiguren, die Wirtschaft bleibt 
ungeregelt und die Staaten lange Zeit fragil. (Werther-
Pietsch 2017b: 37-56) Gewaltsamer Konflikt ist nach 
Jahrzehnten relativen Rückgangs wieder gestiegen. 
Neue Charakteristika: 

 Intensität der Kriegsführung, v.a. in MICs  
 gestiegene Zahl bewaffneter Gruppen sowie  
 transnatioale Effekte und Internationalisierung 

(Pathways for Peace, Fragile States Report, 
Geneva Declaration 2015, UCDP 2017) 

Fragilität “By the OECD/DAC’s own definition, ‚States are fragile 
when state structures lack political will and/or capacity to 
provide the basic functions needed for poverty reduction, devel-
opment and to safeguard the security and human rights of 
their populations’ (OECD/DAC 2007). [..] We propose 
modifying the OECD/DAC definition of a fragile state, 
simply as one unable to meet its population’s expectations, 
manage changes in expectations and capacity through the 
political process. Fragility arises from substantial disequilib-
rium in state-society relations. [..] There are extreme events of 
shocks that might produce fragility in even apparently resilient 
states; our greater concern is with chronic fragility, which 
renders states less resilient to shocks.” (OECD 2008: 16) 
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Resilienz „Ability of a system, community or society exposed to haz-
ards to resist, absorb, accommodate to and recover from the 
effects of a hazard in a timely and efficient manner” (IFRC 
2015) 

„States are resilient when societies feel they are becoming 
better off and have hope in the future. [..] A resilient society 
featuring democracy, trust in institutions, and sustainable 
development lies at the heart of a resilient state.” (EU 
Globalstrategie 2016) 

Friedensabschluss Die Studie geht von einem breiten Verständnis aus, 
das gesamtgesellschaftliche Prozesse als friedensbil-
dende Prozesse begreift. Verfassunggebende Pro-
zesse, die eine ähnliche Neuordnungsfunktion für 
das Staatengefüge aufweisen, jedoch weiter in die 
Post-Konfliktphase hineinreichen können, sind hier 
mitinkludiert (CEDAW General Recommendation 
Nr. 30) Die Natur des kontemporären Konflikts - 
Proliferation von Akteuren, Komplexität - erfordert 
neue Ansätze zu Prävention und Resolution. Damit 
einher geht ein Trend von humanitärer Hilfe zu 
Kampf gegen gewaltsamen Extremismus und Coun-
ter-Terrorism (CT).  

Mehr als Friedensprozesse im klassischen Post-
Konflikt Szenario stellen sich heute die Fragen von 
Gewalt, Extremismus und anti-demokratischen 
Tendenzen erneut und schärfer. Die WPS-Agenda 
wird eine Kurskorrektur in Richtung schwälenden 
Konflikten, latenten strukturellen Gewaltsituationen 
vornehmen müssen, um Relevanz aufrechtzuerhal-
ten und zu verbreitern. 

Mediation/Konflikt-
Friedensvermittlung 

“Mediation support is a distinct function entailing rein-
forcement and assistance in facilitating the work of the 
team.” (UNGS Report 2017: United Nations Activ-
ities in Support of Mediation). “It is: 
–voluntary, requiring consent of the parties; 
–leaves autonomy to the parties, […] 
–provides for an inclusive space in which conflicting parties 

can share sensitive issues; 
–relies on the mediator’s impartiality; 
–based on the mediator’s observance of confidentiality.” 

(OSCE 2013: 6) 
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Meaningful 
Participation 

Fähigkeit, Anliegen vor- und einzubringen vor, wäh-
rend und nach Friedensverhandlungen. Dies kann 
umfassen: bestimmte Themen auf den Verhand-
lungstisch zu bringen, Themen in Friedensabkom-
men zu verankern oder den Beginn oder Abschluss 
(Unterzeichnung) von Friedensverhandlungen zu 
verlangen, wobei die Haltung gegenüber einem Ver-
handlungsergebnis positiv wie negativ sein kann. 
Relevant sind Möglichkeiten der Einbringung von 
Anliegen von Vorverhandlungsphase bis Implemen-
tierung, Friedensverhandlungen, Transition, Verfas-
sungsgebungsprozesse einschließlich Teile der 
Übergangsregierung (z.B. Comprehensive Peace 
Agreement Liberia 2003). (Global Study 2015: 34, 
„heterogeneity and intersection“) 

“Women’s participation refers to women actively engaging as 
full members in mediation and dialogue processes as parties to 
the talks, mediators, negotiators, envoys, or advisers. This can 
be at the highest Track 1 levels, or alternatively at Track 2 or 
Track 3 grassroots level. Beyond numbers, it includes the 
quality, conditions and influence of such a presence.” (EU 
Council, Concept on Mediation and Dialogue 2009) 

Inklusive  
Friedensprozesse 

“The best way to prevent societies from descending into crisis - 
including but not limited to conflict - is to ensure they are 
resilient through investment in inclusive and sustainable devel-
opment. For all countries, addressing inequalities and exclu-
sion, making institutions more inclusive, and ensuring that 
development strategies are risk-informed are central to prevent-
ing the fraying of the social fabric that could erupt into crisis.” 
(UN and World Bank 2017: 3) 

“Inclusivity is the extent and manner in which the views and 
needs of conflict parties and other stakeholders are represented 
and integrated into the process and outcome of a mediation 
effort.” (UN Guidance for Effective Mediation 2012; 
Moin 2011) 

Transformativer 
Wandel 

Potential zur Veränderung von politischen Struktu-
ren, Normen und Werten von Staaten und Gesell-
schaften. WPS-Agenda erneuern durch menschen-
rechtliche und gender-senstive Zugänge, feministi-
sche Analyse der politischen Ökonomie, Kapazitäts-
bildung, nachhaltige Movement Policy (Meaningful Par-
ticipation Report 2018: 37) 
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Erleben einer „neuen Normalität“ durch „windows of 
opportunity“ (Ansätze bei ISIS, Kurdistan) (Interna-
tional Criminal Court, Office of the Prosecutor’s Pol-
icy Paper on Sexual and Gender-based Crimes von 
Juni 2014) 

Holistischer 
Zugang 

Comprehensive  
Approach/ 
3C Ansatz 

“Emphasizing the importance of a comprehensive approach to 
sustaining peace, particularly through the prevention of conflict 
and addressing its root causes, strengthening the rule of law at 
the international and national levels, and promoting sustained 
and sustainable economic growth, poverty eradication, social de-
velopment, sustainable development, national reconciliation and 
unity including through inclusive dialogue and mediation, access 
to justice and transitional justice, accountability, good govern-
ance, democracy, accountable institutions, gender equality and 
respect for, and protection of, human rights and fundamental 
freedoms.“ (UNSCR 2282/2016, para. 11) 

„Any successful operationalization of a Comprehensive Ap-
proach in the future will be based on a couple of key elements: 

 The sine-qua-non prerequisite is the willingness of all 
involved individuals, departments, and organizations to 
implement the approach, which would mean “a real cul-
tural revolution – breaking with conventional thinking, 
and re-organizing to be able to work together more effec-
tively.” (NATO SG Rasmussen 2010) 

 The development of a Planning and Operating Mecha-
nism and its tools to cope with the multi-dimensional 
interdependencies, be it civil security, political govern-
ance, economy & infrastructure, or social systems, as 
well as to carry out concerted actions on the basis of 
joint strategies. 

 A functioning interacting triangle of peacebuilding and 
state-building, consisting of the three elements transpar-
ency, ownership and progress (result-orientation and 
joint monitoring).  
(Starlinger in Werther-Pietsch 2017b: 207f) 
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Kapitel 2 – Zielsetzungen der Studie 

Forschungsfragen 

Aus diesem Einstieg ergeben sich folgende Cluster von Forschungsfragen 
mit der Zielsetzung, das Wissen um den Beitrag von Frauen in Friedens-
prozessen zu schärfen und eine Beteiligung von Frauen an Friedensvermitt-
lung und Staatsaufbau zu stärken: 

 Multilaterale Dynamik: 

o Wie kann die WPS-Agenda normativ vorangetrieben werden, wel-
che Readjustierung und Fokussierung auf neue Schwerpunkte kann 
das Momentum der erfolgreichen Leitung durch die „1325 culture of 
resolutions“ aufrechterhalten bzw. vertiefen? 

 Frauen-spezifische Elemente in Friedensabkommen: 

o Welche frauen-spezifischen Bestimmungen sind Gegenstand von 
Friedensverhandlungen? Wie werden/wurden sie umgesetzt? (Zeit-
raum 2010 – heute) 

o Sind Prozesse der Verfassungsgebung und der Aufbau inklusiver 
Institutionen von der bestehenden Kultur der Resolutionen ausrei-
chend/systematisch erfasst? 

o Wie können neue Themen wie Deradikalisierung, Frauen auf der 
Flucht oder komplexe Situationen von Rückkehr erfasst werden? 

o Welche Bedingungen müssen gegeben sein, damit die Beteiligung 
von Frauen positive Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit von 
Friedensschlüssen/-prozessen entfalten kann?  

 Teilnahme von Frauen in Friedensprozessen: 

o Welche Zugänge/Rolle haben Frauenbewegungen und Frauen-
gruppen zum/im „political settlement“? Sind rückläufige Tendenzen 
zu erkennen? 

o Fallunterscheidung: Wie wird die Inklusion u./od. gleichberechtigte 
Teilnahme im Sinn von „meaningful participation“ von Frauen in Situ-
ationen ohne formale Friedensschlüsse, insb. in langdauernden Kon-
flikten bewältigt? 
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o Mediationsspezifische Fragestellungen: 

 Welche grundlegenden gesellschaftlichen Voraussetzungen/ 
Bedingungen müssen für die Akzeptanz von Frauen als Media-
torinnen vorliegen? 

 Förderliche und hemmende Faktoren für Mediatorinnen? 

 Welche Rolle kann die Gebergemeinschaft für inklusives „politi-
cal settlement“, Konflikttransformation und Unterstützung von 
Mediatorinnen spielen? 

In der Studie können naturgemäß nur Teile dieser umfassenden Fragestel-
lungen bearbeitet werden. Das „Frauen-Thema“ hat bereits weitgehende 
akademische, empirische, friedens-, außen- und sicherheitspolitische, aber 
auch entwicklungspolitische und feministische Resonanz erfahren. Gründe 
für die bescheidenen Fortschritte liegen in der Vielzahl an betroffenen Ma-
terien, die nahezu alle Bereiche des politischen öffentlichen Lebens erfas-
sen. Bei Anliegen, die mehr als die Hälfte der Bevölkerung betreffen, ist das 
eine enorme Bandbreite, der mit „Mainstreaming“ frauen-spezifischer Maß-
nahmen entgegengetreten werden muss.  

Maßnahmen zum Schutz von Frauen und Mädchen vor Gewalt, Ge-
schlechterrollen in bewaffneten Auseinandersetzungen und geschlechter-
spezifischer Gewalt als massive Frauenrechtsverletzungen sind wie repro-
duktive Gesundheit, Bildung, legale Modelle der Arbeitsmigration für Frau-
en, besondere Betroffenheit von Frauen vor Ort, auf Transitrouten, in 
Erstaufnahmeländern, Flüchtlingsschutz, Kampf gegen gewaltbereiten Ext-
remismus, organisierte Kriminalität einschließlich Menschenhandel sowie 
wirtschaftliche Sicherheit, Anti-Diskriminierungsprogramme, soziale Ge-
rechtigkeit und sozio-ökonomische Gleichheit oder Gender Responsive-
Budgeting per se eigene Forschungsgebiete und spezifische Punkte, die als 
Inhalte für Friedensabkommen in bestimmten Kontexten in Frage kom-
men, aber in der Studie nicht vertieft werden können. 

Aufbau 

In der Studie soll zunächst auf die multilateralen Grundlagen, Entwicklun-
gen und den neuen Regelungsbedarf eingegangen werden (Kapitel 3), wo-
bei insbesondere die Hinweise auf Partizipation von Frauen und deren Rol-
le in Friedensprozessen sowie die Inter-Konnektivität verschiedener Hand-
lungsstränge der UN herausgearbeitet werden: Was wurde schon bedacht, 
wo liegen Schwächen, wo sind Lücken auszumachen? Der wichtigste 
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Trend, der in Kapitel 3 beschrieben wird, ist die Vernetzung bzw. das Zu-
sammenwirken der einzelnen Handlungsfelder im Internationalen Krisen- 
und Konfliktmanagement wie bei humanitärer Hilfe, Peacebuilding, „early 
recovery“, langfristigem State-(Institution-)building und Entwicklungs-
zusammenarbeit. (Brown/Stewart 2009) 

Zur Aufarbeitung der Forschungsfragen gehen die Kapitel 4 und 5 auf zwei 
Empfehlungen der Expertengruppe 2018 ein: „Including gender sensitive provi-
sions in peace agreements” und “Recognizing women’s expertise as mediators”: 

 In Kapitel 4 werden aktuelle Friedensabkommen von 2010 bis heu-
te auf frauen-spezifische Bestimmungen hin analysiert und ein Ver-
gleich zur Baseline Study 2010 (Bell/O-Rouke 2010) gezogen. Aus 
einzelnen „erfolgreichen“ Verankerungen solcher auf UNSCR 1325 
basierender Normen auf Ebene von formellen Friedensabschlüs-
sen, anderen konstitutiven Dokumenten („Road Maps to Peace“) oder 
Verfassungen hat die Studie versucht, die konkreten Voraussetzun-
gen und Bedingungen für ein Engagement von Frauen als Mediato-
rinnen zu dokumentieren.  

 Die Teilnahme an Statebuildingprozessen und Leitung von Frie-
densverhandlungen ist Schwerpunkt von Kapitel 5, das auf jüngste 
Forschungsergebnisse sowie Einzelfalldarstellungen zurückgreift. 
Die Studie fokussiert daher neben der multilateralen Analyse (Kapi-
tel 3) auf Grundlage des WPS-Berichts des UN-GS von Oktober 
2018 auf zwei Ausrichtungen, der normativen Analyse von Frauen-
spezifischen Bestimmungen in Friedensabkommen durch Auswer-
tung bestehender Datenbanken sowie einer sozio-politischen Ana-
lyse der Mediatorenrolle vor Ort. 

Anhand dieser Ergebnisse werden in Kapitel 6 abschließend Politikempfeh-
lungen für eine verstärkte Förderung von Frauen in Friedensprozessen 
abgeleitet.  

Die Praxisbeispiele und Must-know Documents illustrieren die bearbeiteten 
Fragestellungen mit Musterbeispielen: Relevanz von Frauen in konkreten 
Statebuildingprozessen bzw. förderliche und hemmende Bedingungen für 
ein erfolgreichen Engagements von Frauen als „drivers of peace“.  
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Methodik 

Die Studie verwendet zur Ableitung der Politikempfehlungen verschiedene 
Ansätze und Analyse Tools. Dazu greift die Studie auf empirische For-
schungsarbeiten und Literatur zu.  

Zunächst wird durch Textinterpretation das multilaterale WPS-Gebäude 
geprüft und noch offene Trends und Politikentwicklungen bestimmt, die 
im multilateralen Verhandlungsgeschehen der UNO, aber auch EU oder 
OSZE eingebracht werden könnten. Dabei wird auf die Einarbeitung der 
aktuellsten Erkenntnisse der führenden Arbeiten des UN-Sekretariats wie 
den Expertengruppen von UN Women oder von UNDP, der EU, OECD, 
multilaterale Arbeiten zur Weiterentwicklung der Materie aber auch unab-
hängiger Thinktanks aus den Jahren 2015 bis heute in der Studie besonders 
Wert gelegt. 

Der empirische Teil verläuft zweigeteilt. Die normative Analyse beschäftigt 
sich mit Abkommenstexten und leitet aus einer Kontextualisierung der 
Verhandlungsergebnisse Muster für Elemente von (formellen) Friedensab-
schlüssen ab. Die verhandlungstechnische Analyse umfasst Fallstudien zu 
Frauen in Friedensprozessen. Diese beruhen überwiegend auf einer Desk-
Study, die auf Literaturanalyse und Interviews resultiert. Illustrative Beispie-
le fließen in die Empfehlungen ein. 

Die zugrundegelegte „Theory of Change“ beruht auf der empirisch 
weitgehend bestätigten Annahme, dass das Engagement und die 
Beteiligung von Frauen an Friedensprozessen quantitativ zu mehr 
Friedensabschlüssen und qualitativ zu mehr Nachhaltigkeit führen.  

Diese „Inklusion“ setzt einen holistischen, übergreifenden Ansatz voraus – 
eine der Hauptaussagen der Studie. Von einem friedenspolitischen Stand-
punkt wie auch der UN Charta als Friedensverfassung aus, dient Gender-
Gleichberechtigung daher der Friedenssicherung als übergeordnetem Ziel.  
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Kapitel 3 – Multilaterale Grundlagen auf dem 
Prüfstand 

Genesis der WPS-Agenda 

Verbindung mit dem Fragilitäts-Diskurs5 

In der Analyse von Krisensituationen hat der Schlüsselbegriff der Fragilität 
zunehmend an Bedeutung gewonnen. Seit Beginn der Erfassung konflikt-
bezogener Daten durch das Uppsala Conflict Data Program 1975 hat sich 
weltweit die Anzahl der Konflikte stetig erhöht. (UCDP 2018) Darüber 
hinaus wird fragile Staatlichkeit als Bedrohung der internationalen Sicher-
heit wahrgenommen. Die Bedrohungen sind vielfältig, wie Rückzugsorte 
für terroristische und kriminelle Strukturen, neue Formen von Kriegen und 
Konflikten sowie der Ausbreitung von Zerfallsprozessen auf andere staatli-
che Gebilde (Schneckener 2004: 6f). Auch die Entwicklungszusammenar-
beit ist zunehmend in Ländern aktiv, in denen instabile Regierungsformen 
und latente Krisen vorherrschen. So stellt beispielsweise die Welthungerhil-
fe fest, dass etwa zwei Drittel der finanziellen Mittel in Projektländer flos-
sen, die zu den fragilen Staaten gezählt werden können. Dadurch wird auch 
das Erreichen der UN-Millennium Entwicklungsziele in Frage gestellt 
(Radtke 2010: 2). Mit der Ablösung der UN-Millennium Entwicklungsziele 
durch die „Nachhaltigen Entwicklungsziele“ (Sustainable Development 
Goals, SDGs) stellt sich erneut die Frage nach der Vereinbarkeit von Kon-
flikt und Entwicklung, besonders in Hinsicht auf das SDG 5: „Achieve gender 
equality and empower all women and girls“ (UN-GV 2015a: 14). Analog zu Kat-
rin Radtkes Feststellung lässt sich vermuten, dass dieses Ziel in fragilen 
Staaten, besonders in Konflikten, schwer erreichbar ist. Auch seitens der 
UNO wird ein Widerspruch zwischen dem Erreichen der SDGs und den 
realen Konflikten gesehen, wie in der Studie Pathways for Peace formuliert: 

“The sustainable development challenge goes well beyond conflict, and thus the 
scope of this report. But the fundamental premise of this report is that the SDG's 
simply cannot be attained without due attention to the effects of conflict. In turn, 
the SDG's provide a blueprint to address the root causes of conflict.” (United 
Nations and World Bank 2017: 2)  

5 Die beiden folgenden Abschnitte Stammen von Ullrich, Lars im Zuge der Erarbei-
tung einer Masterarbeit an der Univerität Wien, Empowerment und Konfliktpräven-
tion (geplanter Abschluss Juni 2019). 
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Abb. 4: Übersicht über fragile Staaten entsprechend weltweit führenden Indizes 
nach Wagner (2017) 

 

Voraussetzung: Änderung des sicherheitspolitischen Diskurses 

Bereits Anfang der 1990er Jahre setzt seitens der Vereinten Nationen eine 
Annäherung an einen „geschlechtssensiblen Umgang mit Konflikten und 
Peacebuilding“ (Purkarthofer 2004: 14) ein. Damit einher ging auch ein 
Paradigmenwechsel von einem staats- und militärorientierten zu einem 
menschenrechtszentrierten Konzept von Sicherheit (Werther-Pietsch 
2015). Dies bedeutet, wie eingangs erwähnt, auch eine Abwendung von 
einem „negativen“ hin zu einem „positiven“ Verständnis von Frieden, wo-
bei mit „negativem Frieden“ die bloße Abwesenheit von gewaltsamen Aus-
einandersetzungen gemeint ist, während „positiver“ Frieden die Auseinan-
dersetzung mit den Konfliktursachen und einen gesellschaftlichen Trans-
formationsprozess darstellt (Purkarthofer 2004: 6) Mit der „Platform for 
Action“ auf der 4. Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 entstand darüber 
hinaus ein Dokument, das sich auch mit der spezifischen Rolle von Frauen 
in Konflikten beschäftigt (Anderlini 2008: 16). Im Vorfeld der UNSCR 
fordert die Windhoek Declaration die Berücksichtigung von Geschlech-
tergleichheit in Friedensmissionen (Purkarthofer 2004: 16): 

“In order to ensure the effectiveness of peace support operations, the principles of 
gender equality must permeate the entire mission, at all levels, thus ensuring the 
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participation of women and men as equal partners and beneficiaries in all aspects 
of the peace process -- from peacekeeping, reconciliation and peace-building, to-
wards a situation of political stability in which women and men play an equal 
part in the political, economic and social development of their country.” (Wind-
hoek Declaration) 

Aufbauend auf dem Namibia Plan for Action, auch Windhoek Declaration 
genannt, auf frühere Resolutionen und der Aktionsplattform der Weltfrau-
enkonferenz in Peking 1995 sowie der Weltfrauendekade 1975-1985 mit 
ihrem Höhepunkt in der Beschlussfassung der UN-GV zur Konvention 
gegen jede Form der Diskriminierung der Frau (CEDAW) 1979 wurde 
UNSCR 1325 verabschiedet, die nicht nur die besondere Verletzlichkeit 
von Frauen in Konflikten anerkennt, sondern auch deren Rolle bei der 
Beilegung von Konflikten betont: 

“Reaffirming the important role of women in the prevention and resolution of con-
flicts and in peace-building, and stressing the importance of their equal participa-
tion and full involvement in all efforts for the maintenance and promotion of peace 
and security, and the need to increase their role in decision-making with regard to 
conflict prevention and resolution.” (UNSCR 1325/2000: 1) 

Die sich daraus entwickelnde WPS-Agenda beruht auf diesen Säulen der 
Prävention, des Schutzes, der Teilhabe und dem Beitrag zur Friedenskon-
solidierung (Global Study 2015: Kapitel 2, 25-26). Letzteres ist, wie erläu-
tert, Gegenstand der Studie.  

Konkretisierung: Frauen und Peacebuilding 

Mit UNSCR 1325 vom 31. Oktober 2000 ist davon auszugehen, dass Frau-
en und Kinder in Konflikten besonders verletzlich sind: 

“Expressing concern that civilians, particularly women and children, account for 
the vast majority of those adversely affected by armed conflict, including as refugees 
and internally displaced persons, and increasingly are targeted by combatants and 
armed elements, and recognizing the consequent impact this has on durable peace 
and reconciliation.” (UNSCR 1325/2000: 1) 

In der Resolution, die 2020 ihr zwanzigjähriges Bestandsjubiläum feiert, 
wird die Rolle von Frauen in der Konfliktbewältigung besonders betont: 
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“Reaffirming the important role of women in the prevention and resolution of con-
flicts and in peace-building, and stressing the importance of their equal participa-
tion and full involvement in all efforts for the maintenance and promotion of peace 
and security, and the need to increase their role in decision-making with regard to 
conflict prevention and resolution.“ (UNSCR 1325/2000: 1) 

Die Resolution lässt sich insgesamt in fünf verschiedene Themenfelder 
gliedern. Die Eckpunkte umfassen: 

1. die Beteiligung von Frauen an Entscheidungs- und Friedensprozes-
sen (Art. 1-4)

2. die Integration einer Geschlechterperspektive in Friedenseinsätzen
und Feldmissionen sowie die geschlechtersensible Ausbildung von
Einsatzpersonal (Art. 5-7)

3. die Integration einer Geschlechterperspektive bei der Verhandlung
und Umsetzung von Friedensabkommen (Art. 8)

4. den Schutz von Frauen und ihrer Rechte in und nach bewaffneten
Konflikten (Art. 9-15)

5. die Integration einer Geschlechterperspektive in Maßnahmen, Be-
richte und Prozesse der UN (Art. 16-17) (Arloth/ Seidensticker
2011: 11)

Aus dieser Aufzählung legt die Österreichische Entwicklungszusammenar-
beit die Partizipation von Frauen in Konfliktbeilegungsverfahren, die Un-
terstützung lokaler Friedensinitiativen von Frauen und den besonderen 
Schutz sowie die Berücksichtigung der Bedürfnisse von Frauen und Mäd-
chen in IDP- und Flüchtlingslagern als Schwerpunkt fest. (Dreijahrespro-
gramm 2019 – 2021) 

Besondere Verletzlichkeit 

Die besondere Verletzlichkeit von Frauen rührt daher, dass Frauen von 
Konflikt anders betroffen sind als Männer. Wesentlich dabei ist, dass Frau-
en ganz allgemein nicht unter „verletzliche Gruppen“ fallen, da sie ja an-
ders als Minderheiten und auch Kindern die Hälfte der Gesellschaft bilden 
und somit ein „Mehrheitsvotum“ darstellen: 

“Expressing concern that civilians, particularly women and children, account for 
the vast majority of those adversely affected by armed conflict, including as refugees 
and internally displaced persons, and increasingly are targeted by combatants and 
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armed elements, and recognizing the consequent impact this has on durable peace 
and reconciliation.”(UNSCR 1325/2000: 1) 

Diese Erkenntnis gehen auf die massive Lobbyarbeit internationaler Frie-
densaktivistinnen sowie auf die Erfahrungen der internationalen Gemein-
schaft mit der Gewalt in Ruanda und auf dem Balkan zurück (Schäfer 2010: 
372). Verstärkt wurde dies durch die „Convention on the Elimination of 
All Forms of Discrimination against Women (CEDAW)“ 1979, die vor 
UNSCR 1325 entstand und in der die Rechte von Frauen auch in Konflikt-
situationen (in Verbindung mit dem Internationalen humanitären Recht) 
verbindlich festgelegt werden. 

Folge: Mehr Partizipation und Inklusion 

Gleichzeitig und unter gegenseitiger Wechselwirkung mit der Verabschie-
dung von UNSCR 1325 setzt sich der beschriebene Paradigmenwechsel 
durch: Sicherheit wird nicht mehr nur als staatliche Sicherheit gesehen, 
vielmehr geht es hierbei um Fragen der menschlichen Sicherheit und der 
Beteiligung der Bevölkerung in der Lösung von Konflikten. (De Jonge 
Oudraat 2013: 614) Damit steht nicht mehr nur der Staat im Zentrum des 
Handelns, vielmehr eröffnet sich ein integrativer Diskurs, an dem auch 
Frauen in zivilgesellschaftlichen Organisationen eine wichtige Rolle zu-
kommt (Anderlini 2008: 20). Damit ändert sich die Sichtweise auf Frie-
densprozesse. Letztendlich sollen alle relevanten Akteure beteiligt werden, 
wodurch auch Frauen inkludiert werden. Wurden vorher in Friedenspro-
zessen hauptsächlich bewaffneten Gruppen die Verantwortung für die Bei-
legung von Konflikten übertragen und damit in erster Linie Männern, for-
dert die Resolution letztendlich die Beteiligung aller relevanten sozialen 
Gruppen, auch wenn diese nicht aktiv oder direkt an den Auseinanderset-
zungen teilgenommen haben (De Jonge Oudraat 2013: 617). Dennoch 
werden weiterhin Staaten als erste Akteure innerhalb der globalen Ordnung 
gesehen, weshalb sich Resolutionen und andere Instrumente des Völker-
rechts in erster Linie an sie wenden. Auch wenn der menschlichen Sicher-
heit mehr Bedeutung zukommt, so ist Sicherheit zuerst staatliche Sicher-
heit, Konflikte werden als Bedrohung staatlicher Ordnung angesehen. 
(Acheson 2015: 4) Innerhalb des UN-Systems werden daher Frauen nicht 
nur als Opfer dargestellt, sondern auch als Akteurinnen für Frieden; staatli-
che Sicherheit soll über menschliche Sicherheit erreicht werden. 
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Relevanz von / für Friedensprozesse 

Die entscheidende Rolle von Frauen in der Prävention und Lösung von 
Konflikten und im Peacebuilding steht damit im Zentrum des „Resoluti-
onswerks“ von UNSCR 1325: Denn in einer Reihe von Folgeresolutionen 
(1820, 1888, 1889, 1960, 2015, 2106, 2122, aber auch 2242, 2282) finden 
sich Referenzen für Friedensverhandlungen und -abkommen, Mediation 
durch Frauen, Gender-Beauftragte in Missionen, Training sowie den holis-
tischen Ansatz. Die Rolle und der Beitrag von Frauen in Friedensbemü-
hungen, bei Abschlüssen von Friedensverträgen, bei der Neuordnung und 
Begleitung von Friedensprozessen bildet - neben den Komponenten 
Schutz von Frauen und Frauen in Führungspositionen - den Mittelpunkt 
der Resolutionskultur.  

Die 2015 „High-level Review und Global Study on the Implementation of 
UNSCR 1325“, SDG 16, die Stockholm Declaration des International Dia-
logue on Peacebuilding und Statebuilding, UNSCR 2282/2016 zur Frie-
densarchitektur der UNO sowie der Humanitäre Welt-Gipfel 2016 bilden 
neben regionalen Impulsen wie dem EU Comprehensive Approach for the 
Implementation of UNSCR 1325 und 1820, der EU Gender Action Plan II 
vom 18.11.2018 oder Leitlinien des Gender-Direktorats der AU oder  
OSZE die Grundlage für die Weiterentwicklung des multilateralen Rah-
mens. Impulsgeber für Innovation sind die Debatten des UN-SR zu WPS.  

Die wichtigsten aktuellen offenen Herausforderungen im Bereich Frauen 
und Fragilität aus Sicht der Expertengruppe von UN Women 2018 werden 
wie folgt zusammengefasst (Meaningful Participation Report 2018: 3): 

 Patriarchalische Systeme und bleibende Geschlechter-
ungleichheit 

 Neue Gewaltformen, insb. die neue Überlappung von Kon-
flikt mit Counter-Terrorism (CT) 

 Einengung des politischen Raums und Bedrohungen gegen 
Frauenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger 

 Finanzielle Unterausstattung und geringe Investition in Gen-
der-Expertise 

 Eingeschränkte Anerkennung der Expertise von Frauen und 
deren Praxiserfahrungen 

 Spannungen zwischen transformativen und angepassten An-
sätzen / Zugängen 
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 „Wissenslücken“ über kausale Zusammenhänge 

Der Fokus auf Friedensprozesse inklusive verfassunggebende Prozesse 
erfährt gegenüber der in der UNSCR 1325 gleichwertig angelegten Dimen-
sion des „Schutzes von Frauen“ derzeit eine hohe Aufmerksamkeit. Im 
2018 Bericht wurden Maßnahmen im Kampf gegen sexuelle Ausbeutung 
und Gewalt behandelt, die kommenden Berichte werden sich entsprechend 
den Empfehlungen der Expertengruppe von UN Women voraussichtlich 
mit Partizipation und Mediation beschäftigen. 

Mediation und Partizipation sind dabei Handlungsfelder, die in Geberstra-
tegien, aber auch bei lokalen Organisationen immer mehr in den Vorder-
grund gerückt sind. Spezifisch gehen Studien zum Beispiel auf die Trends 
der Beteiligung von Frauen in UN, EU und OSZE-Friedensoperationen 
ein (siehe nächsten Abschnitt) – eine Entwicklung, die auf das breite Spekt-
rum von Möglichkeiten der Mitwirkung an Friedensprozessen hinweist.  

Der Schluss liegt nahe, den Schwerpunkt des Resolutionswerks in 
Zukunft unabhängig von formellen Friedensprozessen auf Teilnah-
me, Vermittlung und Inklusion zu legen. 

Der „Stamm“ der Resolutionen 

UNSCR 1325 

UNSCR 1325 wurde vom 31. Oktober 2000 vom UN-SR angenommen. 
Speziell die entwicklungspolitische und menschenrechtliche Praxis hat, um 
übergreifende Leitlinien für alle Fallkonstellationen zur Hand zu haben, 
daraus die Formel der „4P’s“ formuliert: „prevention, protection, participation 
and peacebuilding“. 

Ausrichtung auf Friedensverhandlungen 

In Bezug auf Friedensprozesse spricht UNSCR 1325 bereits in der Präam-
bel die wichtige Rolle von Frauen in der Prävention und Resolution von 
Konflikten und im Peacebuilding an. („stressing the importance of their equal 
participation and full involvement in all efforts for the maintenance and promotion of 
peace and security, and the need to increase their role in decision-making with regard to 
conflict prevention and resolution“). Ebenso findet sich in op. 1 der Aufruf an 
alle Mitgliedstaaten der UN „to ensure increased representation of women at all 
decision–making levels, in national, regional and international institutions and mecha-
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nisms for the prevention, management, and resolution of conflict.“ Aber auch der UN-
GS und andere Institutionen werden mit konkreten Aufgaben betraut, wie 
etwa eine frauen-sensitive „appointment policy“ zu verfolgen. 

Zentral ist die Formulierung in op. 8, der bei Friedensverhandlungen und 
Umsetzung von Friedensabkommen eine Genderperspektive einfordert, 
die auf die speziellen Bedürfnisse von Frauen, auf die Unterstützung von 
lokalen Fraueninitiativen sowie die Achtung der Menschenrechte, hier vor 
allem die politischen Teilhaberechte wie Wahlen, gender-sensitive Recht-
sprechung, inklusive Verfassungsgebung, Zugang zu Justiz eingeht (siehe 
Kapitel 4). 

„Calls on all actors involved, when negotiating and implementing peace agreements, 
to adopt a gender perspective, including, inter alia:  

(a) The special needs of women and girls during repatriation and resettlement and 
for rehabilitation, reintegration and post-conflict reconstruction; 

(b) Measures that support local women’s peace initiatives and indigenous processes 
for conflict resolution, and that involve women in all of the implementation 
mechanisms of the peace agreements; 

(c) Measures that ensure the protection of and respect for human rights of women 
and girls, particularly as they relate to the constitution, the electoral system, the 
police and the judiciary.” 

Eine Genderperspektive erfordert dabei, den Ausführungen des Interna-
tional Criminal Court, Office of the Prosecutor’s Policy Paper on Sexual 
and Gender-based Crimes von Juni 2014 zufolge: „[a]n understanding of differ-
ences in status, power, roles, and needs between males and females, and the impact of 
gender on people’s opportunities and interactions.“ Dies geht über frauen-
spezifische Themen hinaus und erfasst alle Bereiche des öffentlichen Le-
bens.  

Auffallend ist, dass Verhandlungsgeschehen zunächst nur indirekt ange-
sprochen werden. Hier liegen mit herausragenden Frauen wie der liberiani-
schen Präsidentin Ellen Johnson Sirleaf, der Vize UN-GS Amina Moham-
med oder der Premier- und Finanzministerin von Ost-Timor Emilia Pires 
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mittlerweile neue  Tatsachen vor.6 So wurden die Referenzen auf Friedens-
verhandlungen und -abkommen in den Folgeresolutionen verstärkt: UN-
SCR 1820/2008, Teilnahme von Frauen in Friedensgesprächen; 
1888/2009, Bezugnahme auf die mangelnde Repräsentanz von Frauen in 
formellen Friedensprozessen, Mangel an Mediatoren und Waffenstill-
standsbeobachtern in Ausbildung zu sexueller Gewalt, Mangel an Mediato-
rinnen in leitender Funktion sowie 1889/2009, die stärkeres Bewusstsein 
und Implementierung, insbesondere von Schlüsselbestimmungen in Frie-
densprozessen fordert. Der UN-GS wird mit einer Studie zu UN-
gestützten Mediationsprozessen beauftragt.7 UNSCR 1960 und 2106 inizie-
ren zudem Gender Advisors und Gender Training. 

Die 7 Folgeresolutionen 

Vier der nach 2000 angenommenen UNSCR, nämlich 1820, 1999, 1960 
und 2106, beschäftigen sich vorrangig mit sexueller Gewalt in bewaffneten 
Konflikten, drei, i.e. 1325 selbst, 1889 und 2122 mit der Partizipation von 
Frauen. Während schon der „Frauen - Friedenskongress“ in Den Haag 
1915 das Recht, am öffentlichen Leben teilzunehmen und mitzuentschei-
den, als Frauenrecht anerkannt und von der 1995 Bejing Platform in Bezug 
auf bewaffnete Konflikte bestätigt wurde (Global Study 2015: 29), betonten 
die ersten WPS-Resolutionen erstmals die „full and equal participation“ von 
Frauen in Friedensprozessen. Die rezentesten 2122 und 2242 sprechen von 
„meaningful participation“ – ein best practice ist die Colombian Gender Sub-
Commission. (siehe Kapitel 4, Analyse (I) 2) und Praxisbeispiel 2)  

Zu den Resolutionen im Einzelnen (Global Study 2015: Kapitel 2, 26-35, 
ADA Focus Papier 2018): 

  

                                                           
6 Das Thema Frauen auf der Flucht, besondere Bedürfnisse und Traumabearbeitung 

wurde in der UNSCR 1325 noch nicht reflektiert, wohingegen Frauen in humanitä-
ren und Flüchtlingscamps bereits aufscheinen. 

7  https://peacemaker.un.org/sg-report-mediation-2017. 
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Abb. 5 Das Resolutionswerk 

RESOLUTION HAUPTINHALTE – BEZUG ZUR STUDIE 

1820/2008 Die Resolution ist durch ihren Fokus auf sexuelle Gewalthand-
lungen auch gegen Männer und Buben sowie die Forderung, 
dass diese aus Amnestiebestimmungen ausgeschlossen werden, 
bemerkenswert. Völkerrechtlich wurde ein noch auszulotender 
Schub in Richtung einer dynamischen Interpretation von Art. 39 
UN Charta, Bedrohung des Weltfriedens, durch sexuelle Gewalt 
gegen Zivilpersonen gesetzt. Starke Betonung der strafrechtli-
chen Seite/Verpflichtungen und Null-Toleranzstrategie in Frie-
densoperationen. Entsendung weiblicher Kräfte, Rule of Law und 
Opferschutz, Verdichtung der jährlichen Berichtslegung. 

1888/2009 Ernennung eines Sonderbeauftragte/n für sexuelle Gewalt in 
Konfliikten (Margot Wallström; Zainab Hawa Bangura/Sierra 
Leone). Spricht den Sicherheitssektor, Gender Advisor, Sankti-
onsmöglichkeiten bei Einsatz von sexueller Gewalt als Kriegs-
mittel an. 

1889/2009 Besonders relevant, starker Bezug zur Beteiligung von Frauen an 
Friedensprozessen, Entwicklung eines Katalogs von Indikato-
ren, Fokus auf Frühphase des Wiederaufbaus und Bildung. 

1960/2010 Klarer Schwerpunkt auf Verfolgung von Straftätern, Beendigung 
der Straffreiheit, Liste von Verdächtigen der Vergewaltigung und 
andere Formen sexueller Gewalt, neuer Monitoringmechanis-
mus, Gesundheitsversorgung und psychosoziale Unterstützung, 
Wiedereingliederung von Opfern sexueller Gewalt sowie beson-
dere Berücksichtigung von Menschen mit Behinderungen. 

2106/2013 Konsequente Untersuchung der sexuellen Kriegsverbrechen. 
Der mit Resolution 1960 eingesetzte SRSG des UN-GS für 
SGBV und Exekutivdirektoren von UN Women sollen in ihren 
Briefings und Updates gerade diese Punkte besonders hervor-
streichen (UNSCR 2022/2013). Die Agenda war unter US ame-
rikanischem Druck stark auf sexuelle Gewalt ausgerichtet. 

2122/2013 „Intends to focus more on women’s leadership and participation in conflict 
resolution and peace-building”. Von Bedeutung ist die verstärkte 
Partizipation von Frauen bei Friedensverhandlungen, in regiona-
len Organisationen sowie bei der UNO, vermehrte Einbezie-
hung von Frauenorganisationen durch Sicherheitsrat und Son-
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derbeauftragte, politische Teilhabe als aktive Akteuerinnen auf 
allen Entscheidungsebenen. 

2242/2016 Sieht regelmäßig Konsultationen zwischen den Sicherheitsrats-
experten und UN WPS Akteuren vor. Von Dezember 2016 bis 
Juni 2018 haben 14 Vertreterinnen von zivilgesellschaftlichen, 
Menschenrechts- und Frauenorganisationen über länderspezifi-
sche Situationen in AFG, DRC, Lake Chad Basin, Liberia, Liby-
en, Somalia, Südsudan und Jemen berichtet. Die Resolution 
beinhaltet den Vorschlag, die alle fünf Jahre durchzuführen. 

Instiutionalisierung 

Die institutionelle Kapazität in der UNO expandierte seit Verabschiedung 
von UNSCR 1325 überaus schnell. 2007 wurde vom UN-GS UN Action 
against Sexual Violence in Conflict gegründet (Koordination von 13 UN 
Einheiten) und 2009 wurde auf Initiative des UN-SR der Posten des/r 
„Special Representative on Sexual Violence in Conflict“ geschaffen. 2010 folgte 
auf Betreiben der UN-GV UN Women, die UN-Einheit für Gendergerech-
tigkeit und Empowerment, die sich für Frauenrechte weltweit einsetzt. 
(Gobal Study 2015: 31) 

Prinzipien „in a nutshell“ 

Die wichtigsten Botschaften, die von UNSCR 1325 und den Folgeresoluti-
onen ausgehen, können in einer Reihe von Prinzipien ausgedrückt werden. 
Hier kann auf die Analyse und Vorarbeiten in den Blue Helmet Foren 
2016-2018 zurückgegriffen werden (Blue Helmet Forum 2017: 17-24), die 
gleichzeitig weiterentwickelt werden:  

1. “Sicherheit ist mehr als Abwesenheit von Gewalt”
2. Frauen haben mehr als nur die Opferrolle, sie sind „Agents“

und Gestalterinnen
3. Frauen-spezifische Fragen sind für alle Akteure in Friedens-

prozessen relevant. Dies trifft umso mehr auf Missionen zu, in
der zivile, militärische und polizeiliche Komponenten zu-
sammenwirken.

4. „Leadership“ (Führerschaft) ist der Schlüssel für erfolgreiche
Integration von Gender-Aspekten in Friedensmissionen
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5. Diversität im Sinn von positiver Heterogenität und Intersekti-
onalität muss als solches verstanden, gewertschätzt und als 
vitales „Asset“ angenommen werden. 

6. Beide (alle) Geschlechter müssen zu jeder Zeit und auf allen 
Ebenen sichtbar sein. Dies gilt vor Ort wie auch auf der mul-
tilateralen Ebene. 

7. Gender-Stereotypen sind ein massives Hinderungsmittel für 
nachhaltige Veränderung. 

8. Bei „meaningful participation“ kommt es auf den Beitrag 
zum Friedensprozess an, es ist bei der Messung von Erfolg 
methodisch „outcome-orientiert“ vorzugehen. 

 
In Anlehnung an die SDG-Umsetzung sollten für alle diese Ableitungen 
idealerweise Indikatoren existieren oder eingeführt werden, was in Ansät-
zen bereits im “7 Punkte Plan der UNO“ 2010 angedacht wurde (UN-GS 
Report on Women’s Participation in Peacebuilding, A/65/354-S/200/466; 
Goal 2, UN Strategic Results Framework on WPS 2011-2020, 
S/PRST/2010/22: „Percentage of peace agreements with specific provisions to improve 
the security and status of women and girls, women’s share of senior positions“, etc.) 

Im Folgenden werden diese Prinzipien mit Strategieentwicklungen in Ver-
bindung gebracht, die das Herausarbeiten von neuen Impulsen und eine 
Refokussierung ermöglichen sollen. 

WPS-Agenda im „Nexus Geflecht“ 

Die aus dem Geist des „Mainstreaming“ abgeleitete notwendige Verbindung 
zu anderen Handlungsfeldern hat bereits die genannte CEDAW General 
Recommendation No. 30 von 2013 eingefordert. Es erscheint jedoch mehr 
denn je ein Spezifikum der frauen-relevanten Agenda, eine eigene Perspek-
tive in eine gegebene Problemlage oder Entwicklungschance einzubringen 
und nicht Dinge isoliert zu betrachten. Dieses Vorgehen hebt den Impakt 
jeder Maßnahme um ein Vielfaches, da es systemisch auf Lösungen zusteu-
ert, die sonst nicht gesehen werden können. So hat sich die EU in ihrem 
Comprehensive Approach für einen dreigliedrigen Ansatz entschieden: 

1. Politischer Dialog zur Integration von Frauen-, Friedens- und Si-
cherheitspolitik; 

2. „Gender Mainstreaming“ im Internationalen Krisen- und Konfliktma-
nagement sowie der langfristigen Entwicklungszusammenarbeit; 
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3. Spezifische Aktivitäten zum Schutz, zur Unterstützung und Em-
powerment von Frauen, die auch auf Basis von Indikatoren in Mit-
gliedstaaten und GSVP-Missionen mitverfolgt werden sollen. 

“Peace and security, development and human rights are mutually reinforcing.“(para. 9 
im 2005 Schlussdokument des 2005 UN Reformgipfels) Diese gegenseitige 
Verstärkung löst auch wechselseitige Abhängigkeit („Nexus“) aus: Wenn in 
einem Politikfeld eine Entwicklung tragend wird, hat dies ebenso Auswir-
kungen auf andere Politikfelder. (Werther-Pietsch 2008: 209-213) Wie in 
der 2013 „Landmark“- Recommendation Nr. 30 des CEDAW-Komitees 
ausgedrückt, ist der Zusammenhang zwischen der Situation von Frauen 
und staatliche Fragilität ein solches „kommunizierendes Gefäß“. Seither hat 
der Diskurs zu einer Ausdifferenzierung geführt, wie im Folgenden be-
schrieben wird. 

SDGs und Frauen 

Gender-Gerechtigkeit und Empowerment spielen in den Konzepten der 
Entwicklungszusammenarbeit seit langem eine tragende Rolle. SDG 5 und 
die Förderung von friedlichen inklusiven Gesellschaften, Zugang zu Ge-
rechtigkeit für alle und effektive, rechenschaftspflichtige, inklusive Institu-
tionen auf allen Ebenen (SDG 16) spiegeln diese Ausrichtung wieder. Prä-
ventive Elemente lassen sich zudem auch aus den SDGs 1, 4, 6, 7 und 13 
und deren Unterzielen ableiten.  

 

„Ziel 5. Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mäd-
chen zur Selbstbestimmung befähigen  

5.1 Alle Formen der Diskriminierung von Frauen und Mädchen überall auf der 
Welt beenden  

5.2 Alle Formen von Gewalt gegen alle Frauen und Mädchen im öffentlichen und 
im privaten Bereich einschließlich des Menschenhandels und sexueller und ande-
rer Formen der Ausbeutung beseitigen  
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5.3 Alle schädlichen Praktiken wie Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangs-
heirat sowie die Genitalverstümmelung bei Frauen und Mädchen beseitigen  

5.4 Unbezahlte Pflege- und Hausarbeit durch die Bereitstellung öffentlicher 
Dienstleistungen und Infrastrukturen, Sozialschutzmaßnahmen und die Förde-
rung geteilter Verantwortung innerhalb des Haushalts und der Familie entspre-
chend den nationalen Gegebenheiten anerkennen und wertschätzen  

5.5 Die volle und wirksame Teilhabe von Frauen und ihre Chancengleichheit bei 
der Übernahme von Führungsrollen auf allen Ebenen der Entscheidungsfindung 
im politischen, wirtschaftlichen und öffentlichen Leben sicherstellen  

5.6 Den allgemeinen Zugang zu sexueller und reproduktiver Gesundheit und re-
produktiven Rechten gewährleisten, wie im Einklang mit dem Aktionsprogramm 
der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung, der Aktions-
plattform von Beijing und den Ergebnisdokumenten ihrer Überprüfungskonfe-
renzen vereinbart  

5.a Reformen durchführen, um Frauen die gleichen Rechte auf wirtschaftliche
Ressourcen sowie Zugang zu Grundeigentum und zur Verfügungsgewalt über
Grund und Boden und sonstige Vermögensformen, zu Finanzdienstleistungen,
Erbschaften und natürlichen Ressourcen zu verschaffen, im Einklang mit den
nationalen Rechtsvorschriften

5.b Die Nutzung von Grundlagentechnologien, insbesondere der Informations- 
und Kommunikationstechnologien, verbessern, um die Selbstbestimmung der
Frauen zu fördern

5.c Eine solide Politik und durchsetzbare Rechtsvorschriften zur Förderung der
Gleichstellung der Geschlechter und der Selbstbestimmung aller Frauen und
Mädchen auf allen Ebenen beschließen und verstärken“8

Die Fortschritte, die in der Unsetzung 2018 gemacht werden konnten, sind 
hier zusammengefasst, wobei beachtet werden muss, dass die Überprü-
fungszeit noch sehr kurz ist: 

8 https://www.bundeskanzleramt.gv.at/nachhaltige-entwicklung-agenda-2030 (siehe 
in der Folge auch SDG 16). 
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„Progress of goal 5 in 2018 

 Progress of goal 5 in 2018 

 While some forms of discrimination against women and girls are diminish-
ing, gender inequality continues to hold women back and deprives them of 
basic rights and opportunities. Empowering women requires addressing 
structural issues, such as unfair social norms and attitudes, as well as devel-
oping progressive legal frameworks that promote equality between women 
and men.  

 Based on 2005–2016 data from 56 countries, 20 per cent of adolescent girls 
aged 15 to 19 who have ever been in a sexual relationship experienced 
physical and/or sexual violence by an intimate partner in the 12 months 
prior to the survey.  

 Globally, around 2017, an estimated 21 per cent of women between 20 and 
24 years of age reported that they were married or in an informal union be-
fore age 18. This means that an estimated 650 million girls and women to-
day were married in childhood. Rates of child marriage have continued to 
decline around the world. In Southern Asia, a girl’s risk of marrying in 
childhood has dropped by over 40 per cent since around 2000.  

 Around 2017, one in three girls aged 15 to 19 had been subjected to female 
genital mutilation in the 30 countries where the practice is concentrated, 
compared to nearly one in two around 2000.  

 Based on data between 2000 and 2016 from about 90 countries, women 
spend roughly three times as many hours in unpaid domestic and care work 
as men.  

 Globally, the percentage of women in single or lower houses of national 
parliament has increased from 19 per cent in 2010 to around 23 per cent in 
2018.“ 

Zu den Spezialfragen Teilnahme, Vermittlung, Inklusion in Friedenab-
kommen wird hier keine Aussage getroffen, was deutlich macht, dass „Ne-
xusdenken“ immer auch der zusätzlichen Energie einer Zusammenschau 
verschiedener Bereiche bedarf. So ist auch bei der nachfolgenden Aufzäh-
lung der Ziele und Unterziele von SDG 16 darauf hinzuweisen, dass Aus-
sagen zu Konfliktprävention, Friedensmissionen, Mediation und Friedens-
abkommen als Instrumente von Frauenförderung fehlen. 
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„Ziel 16. Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Ent-
wicklung fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leis-
tungsfähige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen 
Ebenen aufbauen  

16.1 Alle Formen der Gewalt und die gewaltbedingte Sterblichkeit überall deutlich 
verringern  

16.2 Missbrauch und Ausbeutung von Kindern, den Kinderhandel, Folter und alle 
Formen von Gewalt gegen Kinder beenden  

16.3 Die Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene fördern und 
den gleichberechtigten Zugang aller zur Justiz gewährleisten  

16.4 Bis 2030 illegale Finanz- und Waffenströme deutlich verringern, die Wieder-
erlangung und Rückgabe gestohlener Vermögenswerte verstärken und alle For-
men der organisierten Kriminalität bekämpfen  

16.5 Korruption und Bestechung in allen ihren Formen erheblich reduzieren  

16.6 Leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und transparente Institutionen auf 
allen Ebenen aufbauen  

16.7 Dafür sorgen, dass die Entscheidungsfindung auf allen Ebenen bedarfsorien-
tiert, inklusiv, partizipatorisch und repräsentativ ist  

16.8 Die Teilhabe der Entwicklungsländer an den globalen Lenkungsinstitutionen 
erweitern und verstärken  

16.9 Bis 2030 insbesondere durch die Registrierung der Geburten dafür sorgen, 
dass alle Menschen eine rechtliche Identität haben  

16.10 Den öffentlichen Zugang zu Informationen gewährleisten und die Grund-
freiheiten schützen, im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften und völ-
kerrechtlichen Übereinkünften  
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16.a Die zuständigen nationalen Institutionen namentlich durch internationale 
Zusammenarbeit beim Kapazitätsaufbau auf allen Ebenen zur Verhütung von 
Gewalt und zur Bekämpfung von Terrorismus und Kriminalität unterstützen, 
insbesondere in den Entwicklungsländern  

16.b Nichtdiskriminierende Rechtsvorschriften und Politiken zugunsten einer 
nachhaltigen Entwicklung fördern und durchsetzen.“ 

Die Umsetzung von SDG 16 umfasst – wie sich aus den Verhandlungen 
ergab – nur einen kleinen Teil der Aufgabenstellungen, die sich in der Fra-
gilitätsdebatte im Nexus humanitäre Hilfe, Entwicklung und Friedenspro-
zesse als relevant herausgestellt haben. Dennoch sind auch diese Unterziele 
vor allem durch ihre quantitative Nachvollziebarkeit wertvoll und im Moni-
toring als wichtiger Fortschritt zur Umsetzung zu verstehen. 

Friedensoperationen 

Im UN Bere3ich sind die „DPKO/DFS Guidelines on Integrating a Gen-
der Perspective into the work of the UN Military in Peacekeeping Operati-
ons“ vom März 2010 immer noch gültig und wurden durch die „Gender 
Responsive UN Peacekeeping Operations-Policy“ vom 1.2.2018 ergänzt. 
Grundlegend für diese Weiterentwicklung ist die Capstone Doctrine 2008 
sowie, spezifischer, UNSCR 1889 mit dem „UN 7 Point Action Plan“, der 
u.a. einen Bericht des UN-GS über die Partizipation von Frauen im Peace-
building fordert (A/65/354-S/2010/466) sowie UNSCR 1960 zum 
Mainstreaming in den Mandaten der Friedensmissionen. Eine Weiterführung 
kann in UNSCR 2086/2013 gesehen werden. Damit wurde der Relevanz 
von Gleichberechtigung und Schutz von Frauen etwa „gender-based violence, 
particularly rape and other forms of sexual abuse“ in der Mandatierung von UN-
Missionen Rechnung getragen. UNGS Antonio Guterres hat mittlerweile 
die Zero Tolerance-Politik weiter verstärkt und ausgebaut. Wichtig für eine 
Fortentwicklung der Materie ist in diesem Zusammenhang die schon ange-
sprochene mögliche Verbindung zwischen Verbrechen sexueller Gewalt 
mit Einsätzen unter Kapitel VII der UN-Charta.  

Die Leitlinien beinhalten Checklisten auf strategischer militärischer, opera-
tiver und taktischer Ebene: Der Anteil an weiblichen Peacekeepers soll bis 
2020 verdoppelt werden (UNSCR 2242). Derzeit sind von den 35 UN-
gestützten Friedensmissionen nur 31 von 140 uniformierten Senior Füh-
rungskräften Frauen. Zu den 29 Truppenkommandanten, deren Stellvertre-
tern und leitenden Polizeibeamten zählt nur 1 Frau. (Priscilla Makostose 
aus Simbabwe in Darfur, Stand Ende 2018) Von den 20.000 zivilen Mitar-
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beitern in Friedensmissionen sind 22 Prozent, das sind 4.300 Frauen. Ins-
gesamt sind von den 100.000 Truppen und Polizeikräften nur 4 Prozent 
weiblich. 2028 soll Gender-Gleichheit in den von der UNO geleiteten Frie-
denseinsätzen erreicht werden. (Guterres, Blue Helmet Forum 2017: 27) 

Die UNO, die bezüglich disaggregierter Daten eine Vorbildstellung ein-
nimmt, führte 2008 – 2017 insgesamt 48 Friedensoperationen mit militäri-
schen, zivilen und Polizeikräften durch. Der Anteil an Frauen stieg von 1,9 
auf 3,9 Prozent in dieser Periode, während das Verhältnis bei zivilen Eins-
ätzen von 29,8 auf 28,2 Prozent zurückging. Politische Missionen hatten 
von 2011 – bis 2017 eine Erhöhung des Anteils von 27,3 auf 30,6 Prozent 
zu verzeichnen (SIPRI 2018).  

Im gleichen Zeitraum führte die EU 22 Feldoperationen durch. Bei Mili-
tärpersonal stieg der Anteil von Frauen von 5,3 auf 8,4 Prozent 2013 –
2017, der Frauenanteil an zivilen GASP-Missionen verzeichnete einen An-
stieg von 11,3 auf 22,8 Prozent einschließlich Polizei.  

Die OSZE mit 22 Feldmissionen, bei denen nur ziviles Personal, nicht-
uniformiertes Militär und Polizei zum Einsatz kam, weist mit 34,5 auf 27,7 
Prozent zwischen 2008 und 2013 einen vergleichsweise hohen Schnitt auf. 
2014 wurde die Special Monitoring Mission (SMM) in der Ukraine gegrün-
det, was zu einem Rückgang auf 21,6 Prozent führte, weil die Rekrutierung 
bevorzugt international, hier vor allem beim Monitoring (Peak von 19,2 
Prozent 2015, dann fallend) erfolgte und die Größenordnung der MIssion 
alle anderen Einsätze übertrifft.  

Der Realismus der jüngsten Diskussion um eine Aufstockung auf 15 Pro-
zent an weiblichen Entsendeten kann anhand der Tatsache, dass Nigeria 
auf 50 Prozent weiblichen Anteil hinweisen kann, da insgesamt 2 Personen 
im Auslandseinsatz stehen, wovon 1 eine Frau ist, nachvollzogen werden. 
Dennoch muss auch hier eine sinnvolle Balance angestrebt werden. 

Die SIPRI Studie zieht aus den Daten folgende Schlüsse: Anteile von Frau-
en sind bei uniformiertem Personal besonders gering, speziell im Militärbe-
reich, grundsätzlich höher in internationalem zivilen Bereich, sank, wenn 
die Missionen erweitert wurden, aber steigerte sich bei Rückzug der Missi-
onen und beim Abbau der Kräfte. 
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“Sustained Peace“-Ansatz 

2015 und 2122 fordern einen holistischen Ansatz. In der „Lead Resolution“ 
2282/2016 zu „Sustained Peace“ wird bestätigt, „the substantial link between 
women’s full and meaningful involvement in efforts to prevent, resolve and rebuild from 
conflict and those efforts‘ effectiveness and long-term sustainability“ Die Weiterent-
wicklung des Peacebuilding-Ansatzes der UNO kann iS eines Comprehensive 
Approach mit den Entwicklungen auf dem Gebiet Frauen in Friedenspro-
zessen zusammengeführt werden. Damit ist auch die Umsetzung und Fort-
entwicklung von frauen-spezifischen Materien in Konflikt und Fragilität im 
Resilienz-Denken angekommen und kann von dort Strategien weiterentwi-
ckeln. In der Tat erscheint der gender-sensitive Ansatz die Ausrichtung 
ganzer Einsatzszenarien auf Resilienz vorbildhaft zu fördern. 

Humanitärer Weltgipfel/”HDP” 

“HDP” bedeutet „humanitarian, development and peacebuilding” und stellt die 
Verbindungen dieser drei Bereiche in den Mittelpunkt des zivilen Kris-
enmanagements, von Peacebuilding und Statebuilding. (UN-SG 2017: para. 
56; UN System-Wide Strategic Document 2017: para. 10 and 17.b; UN 
World Humanitarian Summit 2016) Das Konzept kam in der Auseinander-
setzung mit langdauernden Krisen vor 2 Jahren auf und wurde zunächst 
kontroversiell im Rahmen der OECD, UN und EU diskutiert. Im österrei-
chischen Dreijahresprogramm für Entwicklungspolitik 2019 – 20219, Kapi-
tel „Friede und Sicherheit“, wird es so formuliert:  

„Der Nexus zwischen humanitärer Hilfe, Entwicklung und Friedens-
konsolidierung soll bei klarer Arbeitsteilung zwischen staatlichen und 
nichtstaatlichen Akteurinnen und Akteure stärker berücksichtigt wer-
den. Ebenso wollen wir einen Fokus auf Konfliktprävention setzen. 
Der Schutz von Frauen in bewaffneten Konflikten, aber auch in der 
Post-Konflikt-Phase sowie die Beteiligung von Frauen an Friedens-
prozessen und am Wiederaufbau bilden einen besonderen Schwer-
punkt der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit (EZA) in 
Krisenregionen und fragilen Staaten.“  

                                                           
9  https://www.entwicklung.at/mediathek/publikationen/strategische-

dokumente/#c476. 
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Im Kapitel „Humanitäre Hilfe“ heißt es im Dreijahresprogramm weiter: 

„Angesichts langanhaltender und wiederkehrender humanitärer Kri-
sen muss der Nexus von humanitärer Hilfe mit EZA und Friedens-
konsolidierung neu gedacht werden. Die Stärkung der Widerstands-
fähigkeit gegenüber vorhersehbaren Krisen, die Betonung von Kata-
strophenvorsorge, Stabilisierung und Friedenssicherung sowie Kon-
fliktprävention und Resilienz stehen hier im Vordergrund. Die ver-
besserte Abstimmung von humanitärer Hilfe und langfristiger EZA 
erfordert erhöhte Flexibilität und Anpassungsfähigkeit von Entwick-
lungsprogrammen an unvorhersehbare Situationen und Änderungen 
der Bedürfnisse der betroffenen Menschen in langanhaltenden Kri-
sen. Neben öffentlicher EZA ist dazu auch ein Wirksamwerden an-
derer Akteurinnen und Akteure und Politiken notwendig. Dies um-
fasst auch über die ODA hinausgehende Finanzierungsinstrumente, 
die den Auslandskatastrophenfonds ergänzen sollen.“ 

Dies spiegelt auch die Zielsetzung des Humanitären Welt-Gipfels 2016 in 
Istanbul wieder. Ebenso stützt sich die schon genannte Stockholm Declara-
tion im Rahmen des International Dialogue on Peacebuilding and State-
building der OECD mit fragilen Staaten („g7+“ Gruppe) auf eine integrier-
te, holistische Sicht.  

Der wachsende Fokus auf Konfliktprävention, der bereits in der 2013 Ge-
neral Recommendation Nr. 30 des CEDAW-Komitees enthalten ist (para. 
29) und durch die Pathways for Peace Studie 2018 auch zahlenmäßig unter-
legt wurde, zeichnet sich in dieser Trias bereits real ab: Quantifizierungen
der Einsparungen durch präventives Handeln schwanken, je nach Ein-
schätzung, zwischen 5 und 70 Mio. US Dollar pro Jahr. (Mueller 2017)
Auch Österreich hat mit dem IGAD-Projekt und einer delegierten Koope-
ration mit der Europäischen Kommission auf diesen Trend reagiert10:

“Such conflict prevention includes effective early warning systems to collect and an-
alyze open-source information, preventive diplomacy and mediation, and preven-
tion efforts that tackle the root causes of conflict. …. There is a correlation be-
tween the increased prevalence of gender-based violence and discrimination and the 
outbreak of conflict.” 

10 https://www.entwicklung.at/projekte/detail/project/show/igad-promoting-peace-
and-stability-in-the-horn-of-africa-region-ippshar-pipa-ec-funds/. 
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Zwischenergebnis 

Die Erkenntnis des Zusammenhangs zwischen dem Engagement 
von Frauen für Frieden und der Nachhaltigkeit von Konfliktlösung 
ist durch die verschiedenen Nexus-Beziehungen bestätigt und um 
Dimensionen wie Armutsbekämpfung oder humanitäre Hilfe erwei-
tert worden. Der in der OECD in Ausarbeitung befindliche Policy 
Brief zu Gender und Fragilität (Fertigstellung Herbst 2019) wird eine 
Position mit Antwortcharakter auf die verschiedenen Nexus-
Schauplätze enthalten. Das internationale Engagement zum Aufbau 
staatlicher Strukturen in fragilen Staaten und Konfliktregionen wird 
vor allem folgenden zwei Überlegungen gerecht werden müssen: 

- Gendergerechtigkeit durch Förderung der Teilhabe von Frauen in 
Friedensverhandlungen und verfassungsbildenden Prozessen, auch 
um dem auf James Putzel von der London School of Economics 
(2009) zurückgehenden „Do no harm-Prinzip“ zu entsprechen – 
Konzentration auf horizontale Gleichheit und Power-sharing; 

- Geschlechtergerechtigkeit als Balance in komplexen Interaktionen 
zwischen Staatsaufbau und menschlicher Sicherheit mit Aussicht 
auf mehr Erfolg in Nachhaltigkeit und Konflikttransformation. 

Aufgeworfener Regelungsbedarf 

Folgende Bereiche sind vom bisherigen Resolutionswerk nicht oder nur 
teilweise abgedeckt und könnten zu einer Refokussierung der WPS-Agenda 
für den Zeitraum „1325 + 20“ beitragen. 

Normatives und institutionelles Set-up 

Zu den großen Themen, die auf multilateraler Ebene noch nicht aufgear-
beitet werden konnten, gehören Kampf gegen gewaltsamen Extremismus, 
hybride Bedrohungen wie Cyber-Attacken und die sich in Zusammenhang 
mit Flucht und Migration stellenden Aufgaben, wobei es hier zu einer oft 
für Verwirrung stiftende Nähe zwischen Counter-Terrorism (CT) Aktionen 
und „Combatting Violent Extremism“ (CVE) (OSCE Security Days, Wien, 
22.1.2016), das teilweise ODA-anrechenbar ist, kommt. Das Ansteigen 
sexueller Gewalt und Entführung, Proliferation sowie Missbrauch und 
Sammlung von Klein-Waffen, hohe Arbeitslosigkeit von Männern, Jugend-
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banden als latente Vorzeichen des Ausbruchs von Konflikten könnten ver-
stärkt in die internationale Aufmerksamkeit rücken. 

Normative Ansätze mit Relevanz für die Weiterentwicklung von UNSCR 
1325ff finden sich auch im Internationales Recht und im Bereich der Men-
schenrechte. Der Menschenrechtsrat der UN weist in seinen länderspezifi-
schen Resolutionen Splitter von frauen-relevanten Aspekten auf. Gerade 
die Weiterentwicklung des internationalen humanitären Rechts, wie sie von 
der „Agenda for Humanity“ des Welt-Gipfels in Istanbul 2016 vorangetrieben 
wurde, stellt einen wichtigen, auf Migration und Flucht und damit verbun-
dener Problematiken wie Flüchtlingslager, organisierte Kriminalität entlang 
von Fluchtrouten, etc. bezogenen Kreis von Fragestellungen dar. Ebenso 
geht die Resolution 1325 noch von (mehr oder weniger) formalen Frieden-
abschlüssen aus. Dass sich dies eklatant geändert hat, muss in eine Revision 
bzw. neue Prioritätensetzung anlässlich des 20-Jahrejubiläums einbezogen 
werden. Neue Rollen, die Frauen für friedliche und inklusive Gesellschaf-
ten übernommen haben, wie jene bei Deradikalsierung, werden eben erst 
aufgearbeitet (Alpbach 2018).  

Weiters stellt sich die Frage, ob für die Stärkung der Rolle von Frauen 
durch die Gründung der Peacebuilding Commission neue Standards gesetzt 
wie in Liberia, aber noch nicht vollständig ausgelotet wurden. Eine institu-
tionelle Einrichtung wäre der Beginn einer längerfristigen Problemlösung. 

Wirksames Mainstreaming 

Der Impakt der Nexus Wechselwirkungen kann wie in den Ausführungen 
zu den Nexi gezeigt, durch konsequente Einbringung frauen-spezifischer 
Anliegen in verwandten Handlungsfeldern optimiert werden. Schlussend-
lich ist die Integration von frauen-relevanten Aspekten in den „Sustained 
Peace“-Ansatz der UN und die Reform der PKOs, PBC, HRC, SDG Um-
setzung Schauplätze, wo sich die Anliegen der UNSCR 1325ff in den 
kommenden Jahren manifestieren können und sollen. Ein Medium für 
diese Diskussion, etwa der Humanitären Plattform des IKRK folgend, das 
sich als zentrale Informationsquelle und Koordinationsinstrument etablie-
ren kann, wäre hier hilfreich. Diese Idee wird vom OSCE Gender Monitor 
bereits vorbildlich umgesetzt. Eine über die regionale Reichweite hinausge-
hende Wirkung könnte von UN Women geleistet werden. 
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Verhältnis zum Internationalen Krisen- und Konfliktmanagement 

Die Neuausrichtung des Internationalen Krisen- und Konfliktmanage-
ments (IKKM) auf Resilienz ist im Gange. Resilienz als Weg zum Ziel und 
„endstate“ zieht einen Anpassungsbedarf nach sich.  

Resilienz dient als Leitprinzip aller gleichzeitig handelnden Akteure. Dies 
wird mit dem operativen Instrument „Triple Nexus“ in drei wesentlichen 
Facetten umgesetzt: 

1. Unterstützung legitimer Politik durch prozessorientierte Vor-
gangsweise;

2. Zeitgleiche Einsatzbereitschaft ziviler und militärischer Kräfte
unter Beachtung einer langfristigen Perspektive;

3. Primat lokaler Lösungen.

Der neue konzeptuelle Rahmen dazu ist im „Sustained Peace“-Ansatz der 
UNO verankert. Damit werden bestehende Konzepte des Comprehensive 
Approach verfeinert. Das IKKM reformiert sich durch toolorientierte Aus-
richtung. Arbeitsteilige Kapazitätsbildung ist gefragt. Zu den zur Verfügung 
zu stellenden Komponenten gehört damit auch gender-sensitive Mediation 
und Schutz von Frauen mit entsprechenden Finanzmitteln.  

Ein weiterer Faktor liegt in der Bereitschaft, nur gezielte Interventionen 
oder Tools aufgrund kontextspezifischer Analyse einzubringen, bei deren 
Anwendung aber immer eine Langzeitperspektive im Blickwinkel stehen 
soll. Die Folge könnten flexiblere („piecemeal“) Mandate sein, deren einzelne 
Tools von Kommanden und Missionsleitungen im Sinn des „principled prag-
matism“ gezielt eingesetzt werden können. In diesem Zusammenhang 
macht es Sinn, Leitlinien für den verantwortungsvollen Einsatz in fragilen 
Situationen zu erarbeiten, die als freiwilliger, für alle Akteure geltender 
Verhaltenskodex zur Anwendung kommen könnte. 
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Abb. 6: “Sustained Approach to Peace” 

 
Quelle: World Bank/UNDP (2018): Pathways for Peace 

Jüngste Vorgaben für UN-Missionen zur Umsetzung von UNSCR 1325 
finden sich in der 2018 „Policy on Gender Responsive UNPKOs“: 

“35. Peacekeeping Operations shall support national institutions, legislations and 
policies to promote and respond to women's needs, priorities and interests. This in-
cludes capacity building and enabling equal and effective participation of women in 
conflict resolution, peacebuilding processes, planning and governance, as well as in-
itiatives to protect women's rights. 

37. All international, regional and national dialogues and peace processes, formal 
and informal, including negotiations, shall ensure the active and equal participa-
tion of women and the specific inclusion of gender equality and WPS principles 
within the process and delivery of peace negotiations.” 

Von dort ist es nur mehr ein Schritt zur Anpassung an das IKKM „neu“. 

Handlungsspielraum und lokale Ebene  

Wie in der Global Study 2015 bereits wegweisend angedacht, zeigt sich ein 
neuer Regelungsbedarf in Richtung Zusammenspiel und Nutzung von IT-
gestützten Kommunikationsformen, insbesondere zur Bewusstseinsbildung 
und Vernetzung gemeinsamer Anliegen, sowie die Reaktion auf Radikalisie-
rung der Gesellschaften, Gewaltbereitschaft im Alltag und Instabilität. Die 
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große Lektion, die mit der Akzeptanz von vor Ort bestehenden Strukturen, 
Lebens- und Denkweisen zusammenhängt, ist der Aufbau und die Zu-
sammenarbeit mit lokalen Kapazitäten unter Erhalt des dafür notwendigen 
politischen Freiraums. Die Beachtung und Unterstützung von lokalen Akt-
euren als Ersthelfer zählen zu den wichtigsten Forderungen des World 
Disasters Report des IFRC 2015.  

Die unter den Schlagworten „shrinking space“ und "turn to the local” geführte 
Geberdiskussion zeigt die Dilemmata auf. Die gehäuften Fälle der Ermor-
dung von Journalistinnen wie in Malta oder der Ukraine lassen erkennen, 
dass bestimmte, der Öffentlichkeit „ausgesetzte“ Berufsgruppen von einer 
erhöhten Gewaltbereitschaft besonders negativ betroffen sind, auch hier 
wäre eine „Normativisierung“ ein Mittel zur besseren Sichtbarmachung 
eines schleichenden „shrinking space“. 2016 haben weniger als 20 Prozent 
der UNSCR Referenzen auf die Bedeutung von Inklusion von Zivilgesell-
schaft und Frauenorganisationen bzw. FrauenrechtsverteidigerInnen auf-
merksam gemacht, und dies bei einer beständig hohen, im Beobachtungs-
zeitraum gestiegene Bedrohung der persönlichen Sicherheit. 

Klassisches Beispiel ist die Massenausweisung von NGOs aus Ruanda kurz 
vor dem Ausbruch des Genozids 1994, die mangelnde Resilienz lokaler 
Strukturen in der Folge der Erdbebenkatastrophe in Haiti 2010 sowie die 
Bedrohung der Rohingya-Volksgruppe in Myanmar 2017, bei der Hilfsor-
ganisationen von Polizei- und Militäreinheiten der Regierung massiv behin-
dert wurden. Hier kommen die Dilemmata zum Tragen, das die starke Ab-
hängigkeit der örtlichen, aber auch externen Partner im IKKM von den 
örtlichen Gegebenheiten, dem „political settlement“, deutlich macht. „In fragile 
and conflict-affected situations there is a need to better integrate a gender-lens in peace-
building and state-building in order to contribute to enhancing inclusive, participative and 
legitimate state-society relations that enables resilience and sustainability.“ (ODI 2013: 
Annex I 4-8) 

Schließlich zeigt das Herausbilden neuer selbst wiederkeherender zentraler 
und dezentraler Überwachungsmethoden über das Netz („Internet Scouts“ 
und „gamified infotainment“ zur Rekrutierung von gewaltbereiten Ideologien, 
Ebner 2018), dass Geber und vor Ort ansässige Organisationen gleicher-
maßen Einschränkungen ausgesetzt sind.11 Anlässlich der jährlichen ge-
samtstaatlichen Konferenz zur Umsetzung der Strategie Sicherheit und 
                                                           
11  https://www.frient-peacebuilding-forum.de/previous-conferences/frient-

peacebuilding-forum-2015/. 



Entwicklung 2017 („3C“ Tagung; „coherent, coordinated and complementary action 
in fragile situations“) auf Burg Schlaining war sich die österreichische Zivilge-
sellschaft einig, dass ein politischer Freiraum für das freie Agieren lokaler 
Akteure - als Teil des modernen Peacebuilding gemäß UNSCR 2282/2016 
- humanitäre Einsätze abstützen kann. Ein Faktum, das auch der österrei-
chische Bundespräsident Alexander Van der Bellen anlässlich der Schlai-
ninger Sommerakademie 2018 positiv aufnahm.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass gemeinsames Handeln 
aller Akteure in fragilen Situationen möglich und notwendig ist, aber immer 
mit einem Fokus auf die lokalen Strukturen zur Hilfe von Menschen in 
Not. Letzteres gilt für alle Akteure, auch die lokalen. Insofern hat sich das 
Konzept menschlicher Sicherheit als sicherheitspolitische Metatheorie An-
fang des 21. Jahrhunderts durchgesetzt. Die Individualisierung des Sicher-
heitsparadigmas ist dabei natürlich keine irreversible Errungenschaft. Ange-
sichts der autokratischen Strömungen zeichnet sich eine Zerreißprobe bzw. 
Überlagerung durch das Wiedererstarken des staatlichen Handlungsmono-
pols und wachsendem Souveränitätsbestrebungen ab. (Herfried Münkler, 
Vortrag am 18.1.2019 zum Jahresauftakt des BMLV) 

Vor dem Hintergrund des Wandels des Sicherheitsbegriffs (Werther-
Pietsch 2016), der Rolle von Frauen als „drivers of peace“, dem Mainstreaming-
Gebot für alle politischen Bereiche des öffentlichen Lebens und von Frie-
densmissionen zeigt sich, dass Leadership, Diversität und Pluralität der 
direkteste Weg zu erfolgreicher Integration von Gender-Aspekten sein 
kann. Der Menschenrechtsansatz wendet sich ergänzend gegen Gender-
Stereotypen und kommt „meaningful participation“ auf allen Ebenen zur An-
wendung. 

Neuer Schwerpunkt auf Konfliktprävention? 

Insgesamt steht die Einsicht, dass Konfliktprävention im IKKM effizienter 
und kostengünstiger als Konfliktnachsorge ist, schon lange im Raum. Wie 
erwähnt, hat gerade die Pathways for Peace Studie 2018 auch zahlenmäßig 
einen Trend für einen wachsenden Fokus auf Konfliktprävention festge-
stellt und mit Zahlen untermauert. Durch die neuen Erkenntnisse 2017/18 
fordert auch UN Women eine verstärkte Berücksichtigung von Konflikt-
prävention an Stelle des späteren Einsatzes militärischer Mittel: 
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“Greater attention must be paid to the prevention of conflict, and the use of force 
must always be the last resort when all other options have failed. The Global 
Study emphasizes the importance of short-term prevention measures, such as early 
warning systems and intensified efforts at preemptive dialogue at the local, nation-
al and international levels. It also examines measures to address the root causes 
and structural drivers of conflict, such as exclusion, discrimination, attacks on 
dignity and structural inequality. These, along with measures dealing with the 
proliferation of small arms, violent masculinities and climate change should also 
be implemented.” (UN Women 2015b: 15) 

Sollte sich dieser Trend verstärken, ist es besonders wichtig, die Spähre der 
menschenrechtlichen Freiheiten strikt zu beachten und keine Diskriminier-
ungen mit Blick auf “gesamtgesellschaftliches Interesse” aufzubauen. Ein 
gut funktionierender, demokratisch kontrollierter Sicherheits- und Jus-
tizsektor sowie der Zugang zur Justiz für alle (SDG 16) sind dafür 
Voraussetzung. (3C Konferenz 2018) 
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Impulse für eine Refokussierung 

Die Ergebnisse der Analyse fokussieren auf folgende Punkte: 

 Bewältigung patriarchalischer Systeme und neuer Gewalt-
formen 

 Impakt der Nexus Entwicklungen - Neuerungen im IKKM 
 Einengung des politischen Raums, insb. die neue Überlap-

pung von Konflikt mit Counter-Terrorism und Bedrohungen 
gegen Frauenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern 

 Auswirkungen bzw. Rückwirkungen von der lokalen Ebene 
 Umsetzung „gender responsiveness“ im IKKM 
 Fokus auf Prävention 

Künftige Forschungsfelder liegen in der Pre-Negotiation Phase, 
gender-sensiblen Waffenstillständen und humanitären Abkommen, 
Indikatoren für Entwicklung wie zum Beispiel „Everyday Peace In-
dicators“ (Wasser holen, Marktzugang ohne Gewaltandrohung, si-
chere Schultage im Monat, etc.) unter der Leitung von Borja Paladini 
Adeli, kolumbianische Abgeordnete im Friedensprozess, auf Grund-
lage einer Datenbank mit 9000 Einträgen PAM Colombia Peace Ac-
cords Matrix (Kroc Institute for International Peace Studies, Kolum-
bien; Report of the High-level Independent Panel on Peace Operati-
ons on uniting our strengths for peace, politics, partnership and pe-
ople, A/70/95-S/2015/446) und Beratung bzw. Ausbildung für gen-
der-sensitive Mediation. 

Es ist anzunehmen, dass die Zahl an formalen Friedensprozessen 
angesichts der Akteurs- und Interessenvielfalt als zentraler Anknüp-
fungspunkt in Zukunft rückläufig sein wird und vielmehr durch in-
formelle und realpolitisch getriebene „power sharing agreements“ 
ersetzt werden. Daher wird die WPS-Agenda als gesamtgesellschaft-
liche Transformationsagenda flexibel und in allen Phasen des Pea-
cebuilding und Statebuilding einen Beitrag zu Resilienz und damit 
Friedenserhaltung leisten müssen.  
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Kapitel 4 - Empirische Analyse (I): Friedensabkommen 

“Including gender sensitive provisions in peace  
agreements” 

„Normativisierung“ der Inhalte der WPS-Agenda 

Pionierarbeit auf dem Gebiet der Friedensabschlüsse wurde von Christine 
Bell und Catherine O‘Rourke geleistet, die den Impakt von UNSCR 1325 
auf Friedensverhandlungen und -abkommen 1990 bis 2010 erforscht ha-
ben. Ergebnis dieser Arbeiten war auch die Erstellung einer öffentlich zu-
gänglichen Datenbank zu Friedensabkommen, die mittlerweile bis zum 
Jahr 2018 aktuell vorliegt und 1518 Einträge von Friedensverträgen und 
Übergangsabkommen in 140 Fällen von innerstaatlichen und zwischen-
staatlichen Konflikten enthält. Darüber hinaus existieren weitere offene 
Datenbanken mit eingeschränkter Suchfunktion, insbesondere die Peace 
Agreement Matrix (PAM) mit 9000 Einträgen von 2000 bis 2006 oder das 
Language of Peace Tool.12 

Abb. 7 Datenbanken zu gender-sensitiven Friedensabkommen (Stand August 2018) 
Database Host Searchable content (as of August 2018) 

DATABASE HOST SEARCHABLE  
CONTENT  

PA-X Peace Agreements Database 
PA-X Gender Database  
www.peaceagreements.org 
Site in English 

University of 
Edinburgh 
Political Settle-
ments Research 
Programme 

Over 1500 peace 
agreements from 
over 150 processes 
from 1990 to 2016, 
with gender-specific 
content in agree-
ments coded and 
searchable. 

United Nations Peace Maker:  
Peace Agreement Database/ 
language of peace  
https://peacemaker.un.org/ 

United Nations, 
Department of  
Political Affairs 

Agreements can be 
searched for by gen-
der provisions. There 
are currently 900 
agreements in the 

                                                           
12 Peace Agreement Matrix (PAM), https://peaceaccords.nd.edu/; Language of Peace 

Tool, https://www.languageofpeace.org/#/. 
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Site in English database. 

Escola de Cultura de Pau 
http://escolapau.uab.cat 
Site in Spanish, Catalan and English 

Universitat Auto-
noma de 
Barcelona 

Approximately 40 
conflicts 
Includes a dedicated 
gender summary for 
each conflict 

Kroc Institute Peace Accords Matrix 
https://peaceaccords.nd.edu 
Site in English 

Kroc Institute for 
International  
Peace Studies, 
University of  
Notre Dame 

34 comprehensive 
peace agreements 
from1989 and 2012 

Mapping Gender Provisions of 
Peace Agreements 
https://bit.ly/2vRnJIR 
& 
http://mappingpeace.monashgps.org 
Site in English 

Monash Universi-
ty Gender, 
Peace and Securi-
ty Centre 

110 agreements with 
5 searchable catego-
ries. Also includes 21 
situational analyses. 

Quelle: Meaningful Participation Report 2018: 31 

Auf diese Datenlage sowie weiterführende Literatur wird in der folgenden 
Analyse zugegriffen.  

Fragen der rechtlichen Klassifikation von Friedensabkommen 

Zwar sind formale Friedensabkommen seltener geworden, substantiell stel-
len sich aber auch in langdauernden Krisen dieselben Fragen des Aufbaus 
friedlicher und inklusiver Gesellschaften. Letztere sind in einem demokra-
tiepolitischen Sinn pluralistische Projekte. Oftmals als Resultat sogenannter 
„elite deals“ in politischen Power-sharing Modellen zeichnet sich nach den 
Erfahrungen in Süd-Osteuropa oder im Südsudan, aber auch den bevorste-
henden Verhandlungen in Syrien, ein Trend der internationalen Gemein-
schaft zur Einforderung von mehr sozialer Inklusion ab.13 Dementspre-
chend finden verschiedene Modelle der Institutionalisierung der gesell-
schaftlichen Balance statt. Dabei kann zwischen horizontaler und vertikaler 
Inklusion unterschieden werden. Horizontale Inklusion findet zwischen 

13 So die Forderung nach 30 Prozent Frauenbeteiligung im syrischen Nationalrat (UN-
SR 23.10.2018). 
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politischen und militärischen Kräften statt, vertikale Inklusion erfasst die 
Institutionalisierung von Einfluss einer breiteren Schicht sozial engagierter 
Gruppen. Dadurch werden die Konfliktursachen von verschiedenen Seiten 
her beleuchtet und Lösungen für Frieden nachhaltiger (PfP 2018).  

Bewaffnete Konflikte, seien sie zwischenstaatlich oder intern, internationa-
lisiert, regional oder lokal asymmetrisch, können auf unterschiedliche Weise 
beigelegt werden, in der Regel durch Waffenstillstände, Friedensabkom-
men, „Road Maps to Peace“ oder ganze Verfassungswerke. Auch wenn diese 
rechtliche Klassifikation für die Betroffenen unmittelbar ohne Auswirkun-
gen zu sein scheint, da in erster Linie Kampfhandlungen beendet werden 
und ein geordnetes Leben anfangen soll, so zeigt sich bei näherer Betrach-
tung, dass Rechtsfolgen, die daran geknüpft sind, unterschiedlichen Rechts-
regimen unterstehen und zum Beispiel gerichtliche Einklagbarkeit individu-
eller Ansprüche, Einräumung von Teilhaberechten am öffentlichen Leben, 
Inklusivität von administrativen Vorgängen, Legitimität und Menschen-
rechts-“Unmittelbarkeit“ verschieden ausgestaltet sein können.  

Friedensabkommen in der PA-X Datenbank sind als formelle, öffentlich 
verfügbare Dokumente klassifiziert, die nach einem Konflikt von den Kon-
fliktparteien verhandelt wurden und denen mit dem Ziel, den Konflikt zu 
beenden, zumindest von einem Teil der Akteure zugestimmt wurde. Dies 
schließt die Kategorien Waffenstillstand, Vorverhandlungen, substantielle 
Rahmenabkommen zu spezifischen Fragen und umfassende Rahmenab-
kommen sowie Umsetzungsabkommen mit ein. Die Abkommen können 
zwischen staatlichen, aber auch mit nicht-staatlichen Akteuren abgeschlos-
sen worden sein. 315 Friedensabkommen, das sind 21 Prozent der in PA-X 
verfügbaren Texte (1990-2015), beziehen sich auf Frauen in der einen oder 
anderen Form, wobei sich eine Steigerung von 12 Prozent vor Annahme 
von UNSCR 1325 auf 30 Prozent danach ergibt. Gender-relevante Best-
immungen in umfassenden Friedensabkommen erreichen 41 Prozent und 
bilden damit eindeutig den Gipfel; in früheren Phasen des Friedensprozes-
ses sowie bei der Umsetzung lässt diese Präsenz deutlich nach. 

Aus frauenpolitischer Sicht ist diese Kategorisierung, sofern die angestreb-
ten Mitwirkungsformen entscheidende Dokumente betreffen, jedoch nicht 
allein ausschlaggebend. Obwohl die Resolutionen von Friedensabschlüssen 
sprechen, geht der Appell des CEDAW Komitees 2013 in einer frühen 
Ausprägung der „meaningful participation“ darüber hinaus und spricht explizit 
die Ebene eines innerstaatlichen Dokuments von Verfassungsqualität an. 



67 

Die PA-X Datenbank enthält 25 Friedensverträge mit Bezug auf gender-
sensitive Inhalte auf Verfassungsreform bzw. Verfassungsrang in 14 Län-
dern, die auch umgesetzt wurden. Diese zeigen breitere Zugänge zu 
Gleichheitsbestimmungen, letztinstanzliche rechtliche Autorität und größe-
res politisches Gewicht auf. Zwar kann aufgrund des Abstraktionsniveaus 
eines verfassunggebenden Dokuments auch eine bloße Zitation von allge-
meinen Menschenrechtsbestimmungen mit Bezug zu Gleichheit und 
Nicht-Diskriminierung erfolgen, um einer allfälligen Internationalisierung 
des Prozesses nachzukommen, dennoch ist die Wirksamkeit auffallend 
hoch. Auch Frauen-Quoten sollten dort Eingang finden. Die hohe Effekti-
vität von und Sichtbarkeit in Verfassungsdokumenten wird schon in Para. 
71 der 2013 CEDAW General Recommendation Nr. 30 als Auftrag gese-
hen, in dem es heißt:  

“During the constitution-making process, the equal and meaningful partic-
ipation of women is fundamental for the inclusion of constitutional guaran-
tees of women’s rights. States parties must ensure that the new constitu-
tions enshrine the principle of equality between women and men and of 
non-discrimination, in line with the Convention. For women to enjoy their 
human rights and fundamental freedoms on an equal basis with me, it is 
important that they be given an equal start, through the adoption of tem-
porary special measures to accelerate de facto equality.” 

Rechtsfolgenproblematik 

In der Wahl der Rechtsqualität von Friedensabschlüssen, dem zu regelnden 
Gegenstand der Einrichtung von Institutionen, aber auch der Abbildung 
dynamischer Prozesse friedlichen Interessensausgleichs und dem Weg 
dorthin („Road Maps to Peace“) werden normativ gesehen einige Dilemmata 
aufgeworfen, die mit den Charakteristika einer modernen holistischen Zu-
gangsweise zu Friedensverhandlungen zusammenhängen: Aufgrund der 
beschriebenen substantiellen Hybridität von Friedensabkommen ergibt sich 
regelmäßig eine Gemengelage von internen und internationalen Rechtsfra-
gen, Fragen des Friedens- und Kriegsrechts sowie von staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren. Dies aus folgenden Gründen: 

1. Ein Aspekt, der hier zum Tragen kommt, ist die Inklusivität der 
Prozesse. Staatliche wie nicht-staatliche Akteure sollen zusammen-
wirken, um einen fundamentalen Konsens zwischen den Konflikt-
parteien herzustellen. Friedensabkommen enthalten somit Kom-
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promisse zwischen radikal verschiedenen Perspektiven über Kon-
fliktursachen und deren Lösungen. (Bell 2014) 

2. Die meisten Friedensverhandlungen sind heute in irgendeiner Form 
„internationalisiert“, sei es durch beobachtende Öffentlichkeit, Be-
teiligung von Regionalmächten oder direktes Engagement von in-
ternationalen Drittparteien zur Konfliktvermittlung, das internatio-
nalem Recht folgt. 

3. Produkt von Friedensverhandlungen sollen rechtliche Dokumente 
sein, die als Vertrag zwischen den Konfliktparteien dienen. (Bell 
2012) Diese unterzeichnen die Vereinbarungen, internationale 
Drittparteien agieren als „Zeugen“, „Garanten“ oder „Beobachter“ 
wie etwa bei den ukrainischern Minsk I und II-Abkommen 
2015/16 und den jüngsten Vorschlägen von Botschafter Sajdik 
2019 als OSZE Beauftragter zur Konfliktvermittlung. Die Praxis 
hatte eine dynamische Interaktion zwischen öffentlichem internati-
onalem Recht und innerstaatlichen Friedensabkommen zur Folge. 

Festgehalten werden kann, dass oftmals verfassungsinterne Regelungskom-
petenzen – wie zum Beispiel Ausprägungen der Gewaltenteilung, Regie-
rungsform, demokratische Repräsentanz - angesprochen sind, dass gleich-
zeitig eine Transformation von Kriegs- zu Friedensgesellschaft stattfindet 
und Völkerrecht für diese Übergangsphasen nicht ausgestattet ist (Werther-
Pietsch 2013a) Welche Regime gelten in der Periode der Transition? Geht 
internationales Recht im Zweifelsfall nationalem Recht vor – Stichwort 
„Panzer der Souveränität“ (Ermacora) - und in welchen Domänen, bei den 
Menschenrechten, in der Übergangsjustiz oder bei Handel und Wirtschaft? 
(de Brabandere, 2010: 121) Es wurde argumentiert, dass im Völkerrecht 
etablierte Regime in fragilen Situationen im Umkehrschluss ebenso Ände-
rungen unterworfen sind, etwa „good enough governance“-Modelle, progressive 
Anwendung der WSK-Rechte, Amnestien, Extraterritorialität menschen-
rechtlichen „ius cogens“ oder Ausnahmen von WTO-Regelungen betreffend 
Nicht-Diskriminierung („waiver“). Darüber hinaus sind Verantwortlichkei-
ten von Drittparteien im Regelfall nicht gelöst.  

Dennoch bringen ehemalige Konfliktparteien, die sich am Verhandlungs-
tisch einigen, das konstuktive Verständnis mit, dass Abkommen einen 
Rechtsbefolgungszwang auslösen und damit dem für alle Akteure wichtigen 
Faktum der Rechtssicherheit durch Einhalten der Abmachungen Rechnung 
getragen werden soll. Dies gilt grundsätzlich auch für frauen-spezifische 
Bestimmungen. 
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Analyse (I) 

Zentraler Orientierungspunkt stellen, wie eingangs zitiert, die Arbeiten von 
Bell/O’Rourke dar. Sie konnten für den Zeitraum 1990 – 2010 nachweisen, 
dass nur 16 Prozent der Friedensabkommen weltweit explizit auf die Be-
dürfnisse und Rechte von Frauen Bezug nehmen (Bell/O‘Rourke 2010). 
Die Effektivität des Ansatzes, die Ermächtigung von Frauen normativ vo-
ranzutreiben, steht dabei außer Frage: Wie die Monash University für den 
Zeitraum 2000 – 2016 anhand von finalen Verhandlungsdokumenten oder 
Verfassungen (34 Abkommen aus der PAM) nachweisen konnte, steigt die 
Wahrscheinlichkeit  

der Aufnahme von starken frauen-spezifischen Normen in Frie-
densabkommen mit der Teilnahme von Frauen sowie
die tatsächliche Annahme und Inkraftsetzung frauen-sensitiver
Friedensabkommen.

In Waffenstillständen und bei Vorverhandlungsphasen sind Referenzen auf 
Frauen niedrig, sie liegen bei 12 Prozent. Angesprochen werden in erster 
Linie gender-basierte Gewaltakte einschließlich systematischer Vergewalti-
gungen oder Versklavung als Waffenstillstandsbruch. Das Verbot der Rek-
rutierung von Kindersoldatinnen, frühzeitige Entlassung von kriegsgefan-
genen Frauen sind Bestimmungen, die Frauen als vulnerable Gruppen auf-
fassen und damit die „Opferrolle“ neben der Rolle als Kriegsteilnehmerin-
nen hervorheben. Vorverhandlungen, oft schon internationalisiert, nehmen 
zum Teil generell auf Menschenrechts- und Gleichheitsforderungen bezug, 
wie dies in 59 Abkommen (13 Prozent) der Fall war. 

Implementierungsabkommen zeigen eine größere Vielfalt an Frauen-
spezifischen Themen, aber auch Themen, in denen eine Genderperspektive 
eine Rolle spielt, wie Power-sharing in politischen Vertretungskörpern oder 
die Gründung neuer Institutionen (Provincial Management Committee in DRC 
(2008), Parlamentsquoten für Frauen in Somalia (2012) oder Ministry for 
Gender, Child and Social Welfare in Südsudan (2015), aber auch in Truth and 
Justice Commissions, was jedoch die negative Konnotation von Frauen als 
Opfer aufrechterhält). 

In der vorliegenden Studie sollen zwei Fallbeispiele herangezogen werden, 
um diese laut Datenbank empirisch bestätigten Resultate zu verfeinern. 
Eine für die Studie bedeutende Frage ist, welche Inhalte regelmäßig in so-
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genannten „Road Maps to Peace“ aufscheinen und welche Voraussetzungen 
für Frauen als Einbringer und Verfechter in eigener Sache notwendig sind. 
Innovative Schlüsse werden aus dem Kosovo Verfassungsprozess sowie 
den Friedensverhandlungen in Kolumbien gezogen.  

Kosovo 

Voraussetzungen für die erfolgreiche Aufnahme von frauen-relevanten 
Bestimmungen in Friedensabschlüsse ist zunächst einmal die Inklusion von 
Zivilbevölkerung und Frauen. (Paffenholz 2014, 2016) Christine Bell 
(2018) setzt die relativ starke Korrelation zwischen Frauen-Bestimmungen 
in Friedensverträgen und der in den Verhandlungen zum Tragen kommen-
den Peacebuilding Methode in Relation. Diese interessante Überlegung ist 
auf dem Boden des Friedensschlusses in Kosovo von hoher Bedeutung.  

Power-sharing und breitere Einbeziehung des „Sozialkontrakts“ 

Allgemein legen die PA-X Daten nahe, dass ausdrückliche Verhandlungen 
zur Teilung von Gewalten und Repräsentanz in staatlichen Entscheidungs-
instanzen eine „Sogwirkung“ auf Frauenbewegungen und erfolgreiche Ein-
bringung sowohl in der Mitwirkung als auch der Gestaltung ausüben. Dies 
aus drei Gründen: Eliten brauchen Legitimität für ihren Konsensus und die 
oft damit verbundene Abgabe von Macht. Das macht es Frauen zwar 
schwer, ihre Identität als Gruppe zu finden, da sie überlagernden ethni-
schen, religiösen oder anderen Affinitäten folgen. Dennoch, gerade weil sie 
im Normalfall keine politische Partei bilden (siehe jedoch „Clan 6“ in So-
malia, Kapitel 5) sehen sie sich von progressiven Kräften, darunter auch 
Rebellen, unterstützt und können ihre Interessen so als „Trittbrettfah-
rer(innen)“ in den Abkommen verankern. Dies dürfte vor allem bei nicht-
dominanten Frauengruppen zum Tragen kommen.  

Schließlich haben Arbeiten zu Frauen-Quoten gezeigt, dass Mobilisierung 
und Lobbying eine wichtige Rolle zur Verwirklichung der Anliegen spielt, 
da organisierte Gruppen einen stärkeren Impakt in Verhandlungen aufbau-
en können (Hayes/McAllister, 2013; Kang/Tripp, 2018) Insgesamt dürften 
Frauen wie andere (nicht-dominante) Gruppen davon profitieren, dass es in 
Konstellationen von Elite-geleiteten Friedensverhandlungen verstärkt um 
Machtteilung geht und eine breitere Unterstützung von den jeweiligen Pro-
tagonisten zur Stärkung der eigenen Position gesucht wird. 
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Kolumbien 

Doppelt so viele Friedensabkommen als Abkommen mit starker Bezug-
nahme haben keine Gender Bestimmungen (43 Prozent) (16,4 Prozent). 
Der Kolumbische Friedensprozess zeigt das Potential auf: Das 2016 Co-
lombian Final Peace Agreement (Praxisbeispiel 2) ist ein führendes Beispiel 
von 60 bis 100 Bestimmungen, die durch eine Gender Sub-Commission als 
Teil des formellen Friedensprozesses zustande kamen:  

 27 Prozent Landreform 
 17 Prozent Politische Teilhabe 
 16 Prozent Modalitäten zur Beendigung des Konflikts 
 16 Prozent über illegale Drogenhandel 
 13 Prozent Opfer 
 8 Prozent Implementierung, Monitoring und Verifikation 

Vorbildlicher Prozess mit spezieller Institution 

Frauen aus allen Verhandlungsbereichen und drei internationale Expertin-
nen analysierten alle Abkommensteile und relevanten Dokumente, was ein 
vertieftes Verständnis für die Gender-Dimension des Konflikts offenlegte. 
Landesweite Treffen, politik- und ethnienübergreifende Meetings, Gesprä-
che mit Vertreterinnen aus den Provinzhauptstädten und dem ländlichen 
Raum ergänzten diese Herangehensweise. Der UN Resident Coordinator spiel-
te dabei eine integrative Rolle. 

Trotz Ablehnung des Erstentwurfs durch das Plebiszit im Oktober 2017 
konnte im darauf folgenden Dezember in Bezug auf die frauen-
spezifischen Bestimmungen eine noch klarere und präzisere sprachliche 
Ausformulierung in die endgültige Verfassung Einzug halten. Zwei unab-
hängige zivilgesellschaftliche Organisationen, Barometer Initiative und 
University of Notre Dame’s Krok Institute for International Peace Studies, 
sind mit dem Monitoring betraut. (zitiert in: Meaningful Participation Re-
port 2018: Iuanita Millan Hernández, Leutnante, Kolumbische Marine, 
Beraterin der Hohen Kommission für Friede und Mitglied der Gender Sub-
Commission) Auch wenn in der Zwischenzeit Zugeständnisse an die 
FARC zu einer Bedrohung der jungen Friedensordnung führen, bleiben die 
Einbeziehung von Frauen und der Fußabdruck dieser Bemühungen im 
verfassungsgebenden Dokument vorbildlich für andere Friedensprozesse. 
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Rolle der Internationalisierung 

Während verlässliche Zahlen, ob die Annahme von UNSCR 1325 zu einer 
Steigerung frauen-relevanter Bestimmungen in Friedensabkommen geführt 
hat, noch nicht veröffentlicht wurden, zeigt sich, dass in Konflikten, in 
denen Kriegsverbrechen gegen Frauen ein Interventionsgrund für die in-
ternationale Gemeinschaft war (Bosnien, Darfur, Kosovo, Afghanistan, 
Zentralafrikanische Republik, Ruanda, DRC), eine hohe Aufmerksamkeit 
gegenüber diesen Themen während der offiziellen Friedensverhandlungen 
aufrecht blieb. Sowohl im Vorfeld als auch in der nationalen Implementie-
rung kann dies durchaus adverse Trends aufweisen, wie etwa im Fall der 
Kolumbianischen Friedensabkommen. So wurde nach endgültiger Annah-
me durch Implementierungsabkommen, die von konservativen Kräften 
beeinflusst wurden, eine Rücknahme progressiver Frauenförderungs- und -
schutzbestimmungen durchgesetzt. 

Beispiele gender-sensitiver Bestimmungen 

Ansätze lassen sich aus der PA-X Vertragsanalyse ableiten. Die Formulie-
rung bestimmter Anliegen kann neutral, aber auch polarisierend erfolgen. 
Hier ist das Herausbilden von Musterbestimmungen und Interpretations-
maßstäben eines der wichtigsten Instrumente, die in der Forschung weiter 
vorangetrieben werden sollten. Ebenso wichtig ist die Beteiligung von 
Frauen als Anwältinnen in eigener Sache, da dies Authentizität, Wissen und 
die Fähigkeit zu Kompromisslinien sicherstellt.  

So wurden zum Beispiel explizit innovative Bestimmungen zu Überlebens-
bedingungen in IDP- und Flüchtlingscamps aufgenommen, einem Rechts-
gebiet, das noch als ungelöst gelten muss. 421 Abkommen, davon 15 
(4 Prozent) beziehen Frauen in Flucht- und IDP-Situationen ausdrücklich 
mit ein (PA-X 1990-2015), wie bespielsweise in Kolumbien oder Darfur. 
Die Bestimmungen für Burundi lesen sich wie folgt: 

„4.b. To give all returning families, including female- and chlid-headed families, 
food aid, naterial support and assistance with health, education, agriculture 
and resconstruction until they become self-sufficient; 

4.c. To provide communes, villages and collines with assistance in the reconstruction 
of community infrastructures and with support for income-generating activi-
ties, paying special attention to women and enhancing their roles in buildng 
and sustaining families and communities.“ (Burundi 2000) 
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Ähnlich Para. 4.c des burundischen Friedensvertrags sollen in Mali ein-
kommensschaffende Kooperativen gefördert werden, die soziale Solidarität 
zwischen Frauen bilden (Mali Azawd 2015). 

Weitere Beispiele: 

Kolumbien, Final Agreement to End the Armed Conflict and Build a Sta-
ble and Lasting Peace, 24.11.2016: Artikel 3.4.1 Guiding principles 

“Gender-based approach: special emphasis will be placed on the protection of 
women, children and adolescents, who have been affected by the criminal organiza-
tions that are the subject of this agreement. This approach will take account of the 
specific risks faced by women against their life, freedom, integrity and safety and 
will be appropriate for those risks.” 

Libyen, Libyan Political Agreement (Sukhairat Agreement), 17.12.2015: 
Artikel 37 

“1. The Government of National Accord, immediately after gaining the vote of 
confidence of the House of Representatives, shall establish and chair the “Com-
mittee for Monitoring the Implementation of the Interim Security Arrangements” 
as agreed. The Committee shall establish sub-committees and other supporting 
mechanisms as may be required, taking into consideration the representation of lo-
cal communities, including men and women, in such mechanisms. The Committee 
shall submit its periodical reports to the Government of National Accord. Until 
the Committee has been formed, the Security Track on the Libyan Political Dia-
logue shall determine suitable mechanisms to implement the security arrange-
ments.” 

Mali, Accord Pour la Paix et la Reconciliation au Mali – isse de Processus 
d’Alger, 20.6.2015: Annex 2: Defence and Security: 

“V. Reform of the defence and security sector: 
c. Establishment of Local Consultative Security Committees (Comités Consul-
tatifs de Sécuritè, CCLS) 
Within 60 days of signing the Agreement, CCLS shall be established by decree, 
first at the regional level, and then at the communal level (one CCLS for each re-
gion based in the regional capital, and one CCLS in each commune).” (Texte 
zitiert von Pospisil/Bell 2018: 7f) 
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In Bezug auf Entwicklung und Privatsektorförderung kann es aufgrund der 
laufenden Anpassung der Geberpolitiken an die konzeptuelle Grundlage 
der SDGs durchaus noch zu Steigerungen in den Trends zur Aufnahme 
von Bestimmungen kommen. Unklare Regelungen betreffend Rückkehr-
rechte, Familienzusammenführung, materielle Unterstützung, Bildungs-
möglichkeiten, medizinische Behandlung, vor allem von Kriegstraumata 
und Straflosigkeit, organisierte Kriminalität, Waffenschmuggel, Menschen- 
und Organhandel, Drogen – wie sie zuletzt in der Diskussion um einen 
Migration Compact der UNO aufgeworfen wurden – zeigen global ausei-
nanderklaffende Vorstellungen zu Solidarität und langfristigen Kapazitäts-
grenzen von sozialen Systemen auf. 

Auch in den Sicherheitsratsresolutionen zu einzelnen Ländern können 
„friedensvertragsähnliche“ Bestimmungen gefunden werden. Nicht nur 
2254/2015 als “Road Map to Peace in Syria“ weist Gender-Bezüge auf, son-
dern vor allem UNSCR 2349/2017 vom 31.3.2017 zur Lake Chad Basin 
Region, in der die meisten frauen-relevanten Themen in einer SR Resoluti-
on insgesamt aufscheinen. Diese Formulierungen sind für Friedensab-
kommen rezente best practice und können – an den jeweiligen Kontext ange-
passt – übernommen und weiterentwickelt werden. 

Diskussion (I) 

Nachhaltiger – unter welchen Bedingungen? 

Wie bereits hingewiesen, bestätigt sich die Annahme, dass Friedensab-
schlüsse, die unter Mitwirkung von Frauen am Verhandlungstisch erzielt 
wurden, nicht in allen Fällen nachhaltiger sind. Inklusion muss daher, ab-
hängig von der Konstellation, differenziert gesehen werden. Wo kulturelle 
oder religiöse Spannungen bestehen, die auf unterschiedlichen Rollen von 
Männern und Frauen in der Gesellschaft beruhen, kann die Aufnahme von 
frauen-spezifischen Inhalten auch zu einer Fortsetzung der bewaffnet aus-
getragenen Spannungen und zugrundeliegenden Wurzeln des Konflikts 
oder dessen latenter Perpetuierung („political unsettlement“) führen (Paffen-
holz 2016, Pospisil/Bell 2018). Zwei Beispiele sollen diese Argumentation 
belegen.  
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„Feindliche Gruppen“ 

Erstens trifft dies auf Auswirkungen von Frauenfeindlichkeit bestimmter 
Gruppierungen wie der Taliban in Afghanistan, die in die Verhandlungen 
miteinbezogen werden (Koester 2014: 135), oder General-Amnestien für 
frauen-spezifische Kriegsverbrechen auf das Verhandlungsgeschehen zu. 
Der Umgang mit Spoilern („Hardlinern“, Widersachern) in Friedensprozes-
sen ist äußerst sensibel und kontextgebunden. Bei der Frage der Inklusion 
bewaffneter nicht-staatlicher Gruppen, die heute generell positiv beantwor-
tet wird, kann nur eine „rote Linie“ gezogen werden, die im Ausschluss 
von gewaltbereitem Extremismus liegt, wie Wolfgang Petritsch hinweist. 
(Petritsch in Collier 2013) Alle „core issues“ sind verhandelbar außer die 
Durchsetzung durch brutale Gewalt, was gleichzeitig ein gemeinsamer Ein-
stieg für die restlichen Konfliktparteien in „Road Maps to Peace“ sein kann. 
Eine solche Situation zeichnete sich etwa unter dem Assad-Regime seit der 
Intervention der russischen Streitkräfte auf Befehl des russischen Präsiden-
ten Vladimir Putin 2015 in Syrien ab. Über realpolitische Zwänge hinaus 
hält das Völkerrecht in solchen Fällen mit der Rechtsfigur des „ius cogens“ 
ein äußerst starkes Instrument bereit (Art. 40 der Draft Articles on State 
Responsibility 2001). Dieser besagt:  

“Article 40 
1. This chapter applies to the international responsibility which is entailed by a 

serious breach by a State of an obligation arising under a peremptory norm of 
general international law. 

2. A breach of such an obligation is serious if it involves a gross or systematic 
failure by the responsible State to fulfil the obligation.” 

Mangels politischen Willens, was den Inhalt von „ius cogens“ betrifft, näm-
lich ob es sich hier um eine Hierarchisierung des Menschenrechtssystems 
oder Relativierung des Gewaltverbots handelt, endete die Diskussion in der 
Lehre bislang allerdings inkonklusiv. (Werther-Pietsch 2013b) 

„Cross-identities“ 

Zweitens können es – wie bereits kurz erwähnt – territoriale Teilungen 
oder Power-sharing sowie die Gewährung von kultureller Autonomie für 
Frauen schwieriger machen, sich über Gruppenidentitäten hinweg zu orga-
nisierten wie in Burundi nachgewiesen werden konnte (McCulloch 2012). 
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Dadurch werden Anliegen von Frauen weiterhin als kulturelle Eigenheiten 
„privatisiert“, wodurch sie nicht als staatlich zu schützende Rechte wahrge-
nommen und verteidigt werden (Koester 2014: 135). Frauen sehen sich 
damit denselben religiösen, ethnischen, sozio-ökonomischen und ideologi-
schen Trennlinien unterworfen wie der Rest der Bevölkerung. Damit wird 
klar, dass es im Bereich der Beteiligung und Verwirklichung von politischen 
Visionen Inkonsistenzen zwischen lokaler Legitimität („clientèlisme“, „factio-
nism“, etc.) und internationalen Anforderungen an menschenrechtsbasierte 
Legitimität sowie zwischen einzelnen verletzlichen Gruppen und Frauen-
Identitäten geben kann. Eine Studie zu den verschiedenen Formen von 
Legitimität veranschaulicht dies (Tabelle von Rocha-Menocal 2010): 

Abb. 8 Formen von Legitimität 

FORM OF 

LEGITIMACY 
KEY CHARACTERISTICS AND/OR EXAMPLES 

Legitimacy 
bestowed by 
international 
standards and 
external actors 

International recognition of the state as a member of the 
United Nations and as signatory of international declarations 
and covenants, for example. This kind of legitimacy can con-
verge with domestic legitimacy or be at odds with it. 

Legitimacy 
based on 
performance 

This kind of legitimacy can emanate from, among other 
things:  
- the provision of public goods and services, including social

security (e.g., the modern welfare state), and/or
- sustained economic growth (e.g., the so-called East Asian

Tigers – South Korea, Taiwan, Singapore and Hong Kong –
as well as China and Vietnam)

In fragile states, a key dimension of such legitimacy hinges on 
the (in-)ability of the state to provide or otherwise ensure the 
provision of basic services, first and foremost security (Lon-
don School of Economics and PricewaterhouseCoopers LLP 
2008; Whaites 2008), but also health, education, etc. 

Legitimacy 
based on 
ideology and/or 
nationalism 

Examples include Cuba and Iran (revolutionary ideology 
based on communism and religious fundamentalism respec-
tively, and largely defined in opposition to the United States 
in particular). 

Legitimacy 
based on 
populism 

This legitimacy is derived from a mass model of politics in 
which charismatic leaders appeal to the people directly as the 
source of their ight to rule. Examples include Juan Perón in 
Argentina and, more recently, Hugo Chávez in Venezuela. 
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Legitimacy 
based on clien-
telism and neo-
patrimonialism 

This form of legitimacy rests on the rewards that accrue from 
exchange of material benefits for political support. Linkages 
between state and social actors are based on personalised 
relations rather than mediated through formal institutions. 
Examples include much of Latin America and Sub-Saharan 
Africa. 

Process-
oriented 
legitimacy 

The legitimacy of the state is here tied to agreed-upon formal 
rules and procedures through which the state both takes bind-
ing decisions and organises people’s participation (participa-
tory processes, bureaucratic management, justice, etc.). (Bellina 
et al., 2009) 
Examples of such procedural legitimacy include: 
- the establishment of the rule of law;
- liberal democratic representation (incl. not only elections but

also respect for fundamental civil and political rights); and
- accountable and transparent decision-making processes.
This form of legitimacy exists mainly in advanced/highly 
developed industrial countries, but can also be found in de-
veloping countries such as Costa Rica and India. Since the 
1980s, with the advent of the “Third Wave” of democratisa-
tion, many countries (including fragile states) throughout 
Africa, Asia, Latin America and elsewhere in the developing 
world are attempting to strengthen this form of legitimacy, 
although this remains a challenge. 

Traditional 
forms of 
legitimacy 

This kind of legitimacy derives from non-state communal and 
customary institutions and authorities and is based on norms 
of trust and reciprocity rooted in social practices. As ex-
plained by Kevin Clements (2008), “[t]he core constitutive 
values that lie at the heart of traditional legitimacy are the 
values that enable kin groups, tribes and communities to exist, 
satisfy basic human needs and survive through time. Tradi-
tional legitimacy rests on complex patterns of power, respon-
sibility and obligation which enable social groups to exist and 
co-exist”. This kind of legitimacy can be found across the 
developing world (Africa, Asia, Latin America, the Pacific, 
etc.), and is particularly dominant in rural communities at the 
sub-national level. 

Auch Frauen unterliegen einer Hyper-Legitimitätsfalle, wenn zu viele 
„Identitäten“ aufeinander einwirken und die frauen-bezogene Solidarität 
dabei ein wenig untergeht. 
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Überwindung von normativen Dilemmata durch Drittparteien 

Aufgrund der beschriebenen substantiellen Hybridität von Friedensab-
kommen erscheint die notwendige Komplementarität der Rechtskreise und 
Adressierung nicht-staatlicher Akteure ein noch zu wenig ausgeloteter Be-
reich. Ein Spezialproblem bildet dabei die Stellung der internationalen 
Friedensvermittler. Auch diese „Drittparteien“, oft Garanten für den nach-
folgenden Friedensprozess, können Friedensabkommen nachhaltiger ma-
chen. Das Wissen um “Successful failure” von Politikformulierung in Reakti-
on auf das Fehlschlagen von Implementation kann zusätzlich zu einer 
Schärfung von Handlungsleitlinien von (Chef-)VerhandlerInnen führen, die 
gerade bei einer Funktion der UNO oder internationaler Partner als Dritt-
partei zum Tragen kommt: Unterstützung durch eine internationale Orga-
nisation (UNO) kann viel Hebelwirkung auslösen, wenn im Übrigen nur 
verkrustete, oft korrupte intergouvernementale Strukturen im Verhand-
lungsgeschehen vorherrschen. 

Gender-sensitive Friedensabschlüsse 

Über frauen-spezifische Bestimmungen hinaus liegen Elemente, die aus 
internationaler, vergleichender Sicht regelmäßig essentiell für eine „Nach-
kriegsordnung“ sind, in Abmachungen zur Machtverteilung, Wohlstands-
verteilung, Föderalismus und Dezentralisierung, Management des öffentli-
chen Haushalts, Übergangsjustiz/Opferrolle, SSR und DDR, Waffenver-
nichtung und -schmuggel, Entlassung der Streitkräfte, organisierte Krimi-
nalität, Menschenhandel, Drogen, Menschenrechtstraining für Sicherheits-
dienste, Bildung, Gesundheitssektor, Landreform, Regionalentwicklung 
und gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt sowie Schutz der Ar-
beitnehmer(innen)rechte (vgl. Kolumbien prozentuelle Aufzählung). Im 
Darfur Friedensabkommen sind zum Beispiel Gesundheit, Landrechte, 
physische Sicherheit, „affirmative action“, Inklusion in DDR Programme an-
gesprochen. 

Ein Überblick über die Komponenten von Friedensabkommen von 
Smith/Smock von USIP aus dem Jahr 2008 gibt folgendes Bild (Managing 
Mediation, Washington D.C., 57): 

“Although components will vary greatly, some provisions are fairly universal: se-
curity guarantee; demilitarization, demobilization, and reintegration; protection of 
all parties’ human rights; return or resettlement of refugees and IDPs; social, po-
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litical, legal, and economic restructuring; nature of transitional government; elec-
tions; implementation strategies; and finally timetables.” 

In dieser vor 10 Jahren erarbeiteten Aufzählung sind frauen-relevante 
Themen indirekt, vorrangig unter den Punkten Menschenrechtsschutz, 
Flüchtlingsschutz, Übergangsregierung, sozio-ökonomische, rechtliche und 
politische Rahmen, Implementierung angesprochen. Dies entspricht einem 
einseitigen Meanstream-Ansatz, der zu einer Unterrepräsentanz von spezifi-
schen, Frauen betreffenden Problemfeldern führt. Eine Aufzählung frauen-
sensibler Bestimmungen auf Grundlage der PA-X Datenbank ergibt fol-
gende typische bzw. sich wiederholende Elemente: 

 Beteiligung von Frauen 
 Geschlechtergleichberechtigung 
 Bestimmte Gruppen von Frauen (Flüchtlinge, Schwangere, etc.) 
 Internationales Recht 
 Neue Institutionen bzw. frauen-relevante Institutionenreform 
 Gewalt gegen Frauen 
 Übergangsjustiz mit Bezug auf Frauen 
 Entwicklung 
 Rolle von Frauen in der Umsetzung. 

Grafisch vereinfacht fungiert die folgende rezente Darstellung spezifisch 
frauen-relevanter Elemente von UN Women, die die explizit genannten 
Aktionsfelder in Cluster zusammenfasst:  
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Abb. 9 Gender-sensitive Elemente von Friedensabkommen, visualisiert 

 
Quelle: http://www.unwomen.org/en/digital-library/multimedia/2018/10/ 

infographic-womens-meaningful-participation-builds-peace 

Die „besten Abkommen“ in einem Ranking auf Grundlage dieser Auswer-
tungen der PA-X Datenbank sind DRC’s Sun City Agreement (2003), Dar-
Es-Salaam Declaration (2004), das Yemeni National Dialgue Document 
(2014) und das Arusha Peace and Reconciliation Agreement (2000). Die 
meisten Referenzen auf frauen-spezifische Themen finden sich in UNSCR 
2349/2017 zur Tschad Seenregion. 

Schlussfolgerungen (I) 

Unabhängig von der Frage, wie stark der Impakt von UNSCR 1325 tat-
sächlich zu bewerten ist, können folgende allgemeine Schlussfolgerungen 
gezogen werden: Basierend auf Arbeiten, die Optionen für ein internationa-
les Transitionsrecht aufzeigen (Werther-Pietsch 2013b), sollten “Normpa-
kete” zusammengeführt werden, bei denen Komponenten von “Road Maps 
to Peace” als interaktive Säulen eines interpretativen Rechtsrahmens für 
nachhaltigen Frieden wirken: Verhandlungsteams vergleichen sich auf der 
Basis einiger weniger Prinzipien, die einen Mittelgrund für individuelle Lö-
sungen zwischen Entwicklung, Gerechtigkeit und Friede für alle bieten. 
Darin kann – analog zum außenpolitisch relevanten “principled approach” der 
EU Global Strategy – eine ausreichend flexible Vorgehensweise liegen, die 
auf breite Zustimmung trifft, als solche jedoch bereits am Beginn der Ver-
handlungen gemeinsam akkordiert werden muss (Burges & Burges 2012).  
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An dieser Stelle dürfen folgende Elemente vorgeschlagen werden: 

“Elements of Road Maps to Peace 

The new notion of ‘sustained peace’ as stipulated in UNSC Resolution 2282/2016 
and the 2030 Agenda of the United Nations translates processes of transition in legal 
terms. Four core elements assist in determining pathways to peace between all actors 
involved: 

1. Commitment to democratization servicing inclusion and re-
sponsibility: 

Build responsive leadership and governance (‘structural or built-in respon-
sibility’); 

Establish fair access to power and resources; and 

Start with dealing with the past, mostly procedures of reconciliation. 

Mainstream broadly an overarching gender perspective. 
2. Contribution to the guiding principle of reaching higher levels 

of self-determination:

Unite political settlements for resilience; 

Create an environment that increases legitimacy; 

Follow anew human rights doctrine in fragile situations; 

Focus on human dignity as the central objective; 

Put emphasis on root causes of the conflict; 

Reconcile peacebuilding with human security and transitional justice; 

Take conflict transformation and mediation (continued facilitation) as pri-
orities; 

Promote non-discrimination at all levels; 

Protect vulnerable and marginalized people; 

Align with local priorities; 

Do no harm, with regard to other policies applied; 

Concentrate on dialogue between all groups; and 
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3. Support for a common understanding of resilience as a ‘joint 
end state’ vision: 
Unite all actors around and build a win-win situation for all. 

4. Implementation of a ‘lex pacificatoria’ with a view to conflict 
prevention: 

 Negotiate inclusively but freeze out extremism; 

 Be gender-responsive (security issues DDR, SSR, IDPs, POC); 

 Take the essential question of migration on board; 

 Balance between transitional justice, amnesties and the fight against radi-
calization; 

 Be accountable to partners; and 

 Collaborate comprehensively in planning and action.” 
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Blick voraus (I) 

Die in den Schlussfolgerungen genannten wesentlichen Elemente eines 
Friedensabkommens können wegweisend für jede Form von politischer 
gender-sensitiver Konsensfindung und gesamtgesellschaftlicher Dokumen-
tation sein. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Friedensabkommen länger als 
15 Jahre hält, steigt um 35 Prozent, wenn Frauen am Friedensprozess be-
teiligt waren, lässt indirekt den Schluss zu, dass Verfassungsgebung, Frie-
densverhandlungen und der Aufbau neuer Institutionen bisher nicht aus-
reichend in den Resolutionstexten abgebildet sind.  

Frühe Phasen der Friedensvermittlung erfordern aus der Sicht von 
Gender-Mainstreaming für die Stellung der Frau in Friedensprozes-
sen und das Erarbeiten von gender-gerechten Ordnungsvorstellun-
gen eine stärkere Beachtung, um den bisherigen Höchststand von 41 
Prozent frauen-relevanter Bestimmungen in umfassenden Friedens-
verträgen auszuweiten. Ebenso trägt eine Internationalisierung zu 
erhöhter Aufmerksamkeit zumindest während der offiziellen (Track 
I) Friedensverhandlungen bei. Texten auf Verfassungsebene ist da-
bei der Vorzug zu geben. 

Politisches Power-sharing wirft komplexe Wechselwirkungen zwi-
schen Frauengruppen und anderen oppositionellen ethno-
nationalen, ideologischen, Umwelt, religiösen, Sprach- etc. Gruppen 
auf. Es erscheint sinnvoll, im Vorfeld von „1325 + 20“ das Verständ-
nis dieses Zusammenwirkens zu vertiefen. (Hayes/McAllister 2013; 
Kang/Tripp 2018). 

Die obenstehenden Vorschläge zu Elementen in Friedensverträgen 
sowie die folgenden Überlegungen zur Stärkung von weiblicher Me-
diation könnten als strukturelle Basis für eine Positionierung im 
Vorbereitungsprozess zum Jubiläum dienen.   
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Kapitel 5 - Empirische Analyse (II): Mediation 

“Recognising women’s expertise as mediators” 

Von Inklusion zu Mediation 

Das Erlebnis der Präsenz von Frauen wie der ehemaligen UN-USG Graca 
Machel und deren Auftritt an der Seite von UN-GS Kofi Annan in der 
Afrikanischen Union ist für viele ein bleibender Eindruck und eine Ver-
pflichtung. Ihre Vision und Durchsetzungskraft, mit der sie als Pionierin im 
Kampf gegen Kindersoldaten bereits in den frühen 2000er Jahren gegen die 
Rekrutierung von Kindersoldatinnen auftrat, inspirierte etwa 200 Frauen-
rechtlerinnen, überwiegend aus Nairobi, um den 2008 Friedensprozess in 
Kenia zu unterstützen. Durch das „Ralliement“ der Frauen gelang es, einen 
gender-sensitiven Fokus in die zu behandelnden Themen zu bringen, was 
schließlich ein Team von 12 Frauen dazu befähigte, der AU ein „Women’s 
Memorandum“ vorzulegen.  

Ellen Johnson-Shirleaf ist eine andere charismatische afrikanische Frau, die 
als erste Präsidentin von Liberia einen inklusiven verfassunggebenden Pro-
zess miterlebt, gestaltet und mit Weisheit gesteuert hat. Andere herausra-
gende Frauen, die sich für Frieden eingesetzt haben und einsetzen, sind 
Bertha von Suttner, Sister Loraine Garasu Papue aus Neu-Guinea-
Bougainville, Florence Mpaai aus Kenia, Iuanita Millan Hernández, Ko-
lumbien, Heidi Tagliavini, die OSZE Beauftragte und Friedensverhandlerin 
in Georgien, aber auch Funktionen wie der/die EU „Special Envoy for Wo-
men’s Rights“ verlangen klare Positionierungen.  

Dennoch sind nur 2,4 Prozent aller VerhandlungsleiterInnen (1990-2010) 
Frauen (UN Women 2012). Nur 18 Prozent der „Botschafter“ von EU-
Mitgliedstaaten, die bevorzugt in Mediation und Dialog engagiert werden, 
sind wiederum Frauen. (EEAS Factsheet 2012) Diese geringe Präsenz gibt 
einerseits Anlass, einen Appell an den UN-GS zu richten, seine Ernen-
nungspolitik im Sinn von Gender-Balance zu optimieren, andererseits stellt 
sich die Frage nach den Gründen, weswegen dieses Ungleichgewicht vor-
herrscht und wie Gegenstrategien aussehen könnten. 

Eingeschränkte Anerkennung der Expertise von Frauen und deren Pra-
xiserfahrungen, so die Mitgründerin des Paiman Alumni Trust, Mossarat 
Qadeem, im Briefing vor dem UN-SR während der 2018 Debatte zu Medi-
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ation in der WPS-Agenda, ist ein erschwerender Faktor für die besonderen 
Leistungen, die Frauen in der Mediation zu leisten vermögen: „Frauen fin-
den zu wenig Beachtung, auch wenn sie informell Arrangements für den 
Zugang von humanitärer Hilfe, Waffenstillstände und formale Friedens-
prozesse in Syrien, Jemen, Pakistan, Sri Lanka ausverhandelt haben.“ Dies 
führt zur Frage, inwieweit alternative Formen von Konfliktvermittlung wie 
Track 1,5-2 Verhandlungen, lokale Friedensbemühungen etc. ausreichend 
in die Gesamtbeurteilung miteinbezogen werden. 

Mit ziemlicher Sicherheit kommt es nicht nur auf die Zahl der aktiven 
Frauen im Friedensprozess an, sondern es müssen auch die Bedingungen 
vorhanden sein, deren Anliegen tatsächlich aufzunehmen. Wo Frauen sich 
stärker eingebracht haben, war auch die Wahrscheinlichkeit höher, dass es 
zu Friedensabschlüssen kam. (Paffenholz et al. 2017) Ingesamt kann einlei-
tend festgehalten werden, dass Inklusion und Mediation untrennbar zu-
sammenhängen, da gerade in gender-spezifischen Fragen oftmals das Em-
powerment durch die Zulassung mit der Fähigkeit, erfolgreich zu verhandeln, 
korreliert. 

„Gold Standard“ 

Auf dem Gebiet der Konflikt- bzw. – richtiger – Friedensvermittlung exis-
tieren eine Reihe von Handbüchern des USIP, von San Emilio etc. – ein 
spezifisches für „Mediatorinnen“, das sich an Frauen richtet, konnte auch 
im Zuge dieser Studie nicht gefunden werden. Ein solches könnte aber in 
Anlehnung an laufende Arbeiten des International Civil Society Action 
Network (ICAN), einen “Gold Standard of Practice for Inclusive and 
Gendered Mediation” zustandezubringen, entstehen. Dies würde ein wich-
tiges Verbindungsstück zur UN Guidance on Gender and Inclusive Meda-
tions Strategies (2017) sowie die Praxissammlungen von OSZE und 
Swisspeace darstellen.  

Der Meaningful Participation Report der Expertengruppe von UN Women 
2018 liefert zur Politikbildung wichtiges, empirisch belegtes Know-how. 
Zusätzlich zur Desk-Analyse rezenter Mediationsleitlinien kann die Studie 
auch auf die führenden Arbeiten des „Broadening Participation“ Projekts des 
Graduate Institute Genf aus 2016 zurückgreifen. Dieses Projekt hat anhand 
von 40 Friedensprozessen (1989-2014) verschiedene Formen der Teilnah-
me und Gestaltung von Friedensabschlüssen durch Frauen erforscht und 
Modelle der Inklusion entwickelt. Das Geneva Institute stützte sich dabei 
u.a auf Centre for Humanitarian Dialogue, Conciliation Resources, Crisis
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Management Initiative, UN Mediation Support Unit at UNDPA und O-
SZE Conflict Prevention Center. Die vorliegende Studie ergänzt und unter-
legt die Ergebnisse der Genfer Arbeiten mit Praxisbeispielen, einer Fallstu-
die zu Kenia, dem Programmansatz des Global Networks of Women Peace 
Builders und einem Experteninterview mit einer österreichischen Friedens-
forscherin (Praxisbeispiel 4). 

Analyse (II) 

Das Mediation Support Network (MSN) – ein „Who is Who“ der globalen 
Forschungslandschaft für Konfliktvermittlung – fasst in seinem Kommen-
tar zur UN Guidance for Effective Mediation 2012 „Lessons Learned“ zu 
Vorbereitung, Teamauswahl, Unparteilichkeit, Zustimmung, Inklusion, 
nationale Ownership, internationales Recht, 3C (Kohärenz, Koordination, 
Komplementarität), umfassende Friedensabkommen zusammen. Unterlegt 
sind diese Einsichten durch Praxisstudien in Guinea-Bissau, West Sahara, 
Ruanda, Sudan Nord-Süd Prozess, Hamas-Fatah, Liberia, Somalia, Uganda 
– „Lord Resistance Army (LRA)“, Philippinen (International Contact 
Group) und Sudan (Comprehensive Peace 2005). 

Ebenso aufschlussreich sind die Fallstudien der erwähnten Studie der Ex-
pertengruppe von UN Women „Women’s Meaningful Participation in 
negotiating peace and the implementation of peace agreements“ aus 2018, 
die Ländersituationen in Bosnien, Kolumbien, Kenia, Kosovo, Georgien, 
Mosambik, Myanmar, Philippinen, Südsudan, Syrien und Jemen untersucht 
hat. 

Eine Auswertung dieser Quellen aus Sicht der in der vorliegenden Studie 
getroffenen wissenschaftlichen Stoßrichtung ergibt eine Reihe von für die 
Diskussion grundlegenden Fakten, die bei der Modellbildung berücksichtigt 
werden müssen. Wichtige treibende Faktoren für die verschiedenen For-
men der Inklusion und die Erfolgschance von weiblich geführter Konflikt-
vermittlung sind entlang der Schlüsselworte in der folgenden Tabelle darge-
stellt. 
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Abb. 10 Praxiserhebungen 

FRAUEN-SPEZIFISCHE INCENTIVES 

Wissen Jemen: Comprehensive National Dialogue Conference for 
a New Yemen 2013, 30 Prozent Quota (40 von 565 Dele-
gierten), aber sehr negativ aufgeladene Athmosphäre. Kei-
ne echte Koalitionsbildung, von Sisters Arab Forum for 
Human Rights (SAF) und UN Special Adviser unterstützt, 
führte dennoch zu 10 Prozent Quota in der Transitional 
National Assembly. 

Darfur 2006: Frauen zugelassen, da sie die Probleme „on 
the ground“ verstanden, nicht die Diaspora Rebellen Grup-
pen.  

Kolumbien 2018: „Everyday Peace-Indicators“ im Zuge der 
Indikatorenerstellung der SDGskönnen sensibel auf lokale 
Bedürfnisse von Frauen eingehen 

Lokale Mobilisie-
rung 

Women’s Situations Rooms in Afrika, Idee von Yvette-
Chesson-Wureh von der Angie Brooks International Cent-
re for Women’s Empowerment, Leadership Development, 
International Peace and Security in Senegal und Sierra 
Leone 2012 und 2018, Kenia, 2013, Nigeria 2015, Uganda 
und Ghana 2016 und Liberia 2017. Peace Huts in Libe-
ria zählen ebenso zu anerkannten Versöhnungs und Kon-
fliktpräventionsinstrumenten. Ein oft von Geberseite ge-
wählter Weg für Frauen-Ermächtigung, den auch die ös-
terreichische Entwicklungszusammenarbeit verfolgt, ist 
daher die Unterstützung von nationalen und regionalen 
Frauennetzwerken für Konfliktprävention und Friedens-
vermittlung, wie sie auch von Sonderberichterstatterin 
über Menschenhandel, Maria Grazia Giammarinaro, ge-
fordert wird. (UN-GV A/73/171 vom 17.7.2018, Emp-
fehlungen para. 73[k]) 

Identitäten, Inklu-
sivität, Ownership, 
Zustimmung 
(„Konsens“) 

Laut PA-X Datenbank beziehen 42 Abkommen im Zeit-
raum 1990 – 2015 Quotenregelungen für Wahl- oder poli-
tische Institutionen mit ein. Nepal (2008) zeigt, dass eine 
männer-dominierte Politik mit geheimen, informellen 
Konsultationen, dem Fehlen einer kollektiven Stimme und 
zwingenden Parteiloyalitäten für Gender-Anliegen zu äu-
ßerst schwierigen Situationen führen kann. Der Rückzug 
Indiens hinsichtlich einer Unterstützung der nepalesischen 
Regierung trug zu einer massiven Verbesserung der Stel-
lung der Zivilgesellschaft bei. Im Gegensatz dazu gelang es 
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in Somalia, eine aus den bestehenden Clan-Strukturen 
transzendierte, eigene „Frauen“-Fraktion ins Leben zu 
rufen. 

MITWIRKUNG 

Quoten, Beteiligung 
an Institutionen 

Quota sind „Temporary Special Measures“ (TSMs), treffen 
tw. auf Skepsis bei Mediatoren und funktionieren tat-
sächlich nicht, wenn sie isoliert durchgesetzt werden 
sollen. Daher Unterstützung durch Women’s Caucasi, 
Women only-Gruppen, Gender Justice Forums, etc. (noch 
nicht ganz erforscht) 

Nepal (2005-2012), Jemen (2013/14) gesetzliche Frau-
enquoten 33 Prozent.  

Syrien: Im geplanten Verfassungskomitee sind 30 Pro-
zent Plätze für Frauen vorgesehen. 

Central African Republic: Trotz fortschrittlicher 
Libreville Roadmap Unterrepräsentanz in DDR/SSR 
Komitees (Meaningful Participation Report 2018: 19)  

Mali: Trotz Bemühungen von UN, EU, AU breite Ab-
lehnung, von 100 Delegierten nur 5 Frauen bei grund-
sätzlich hoher Mobilisierung von malischen Frauen. Für 
Versöhnung, wie die männlichen Mediatoren meinen. 

Übergangsregierung Teilnahme an Übergangsregierung Liberia Comprehen-
sive Peace Agreement 2003, Frauenbewegung 2003-
2011, regionale Ausstrahlung Sierra Leone Network 

Extremes Lobbying, 
Aktivismus, multi-
track Engagement 

Starke Beteiligung von Frauen Menschenkette DRC 40 
Frauen 1993 Sun City, Somalia Hungerstreik, innerhalb 
von 24 Stunden „erfolgreich“, Somaliland de Facto Me-
diation, Liberia und Somaliland: Androhung, nackt zu 
demonstrieren. 

INTERNATIONALER EINFLUSS 

Rolle UNO als 
„third party” 

Sicherheitsrats-Visiting Missions 2017 zum Lake Chad 
Basin mündete in eine Resolution, die die umfassendste 
Integration von WPS Themen bis dato aufweist. 

Zitation von UNSCR 
1325 

DRC 1999-2003 „offene Briefe“ die zu Beteiligung von 
Frauen aufriefen, CEDAW zitiert; breite Dissimilation 
gender-relevanter Verhandlungsergebnisse z.B. OSCE 
Gender Monitor 2011 
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Diskussion (II) 

Die Diskussion folgt in drei Teilen: Inklusion und Rahmenbedingungen für 
weibliche Konfliktvermittlung, gefolgt von spezifisch mediationsbezogenen 
Beobachtungen. Die Studie geht dabei davon aus, dass die Forderung nach 
rein nomineller Partizipation bereits als nicht nachhaltig erkannt wurde und 
es in allen Fällen um impaktgetriebene Mitwirkung an und Leitung von 
Friedensprozessen geht. Da noch relativ „unterforscht“ ist die Rolle der 
zivilgesellschaftlichen Organisationen zwar zwischen Forschung und Praxis 
umstritten. Es lohnt sich aber, konstruktive Mitwirkung und damit sinnvol-
le Formen von Inklusion zu analysieren. (Paffenholz 2014, mit weiteren 
Nachweisen)  

Zunächst bedeutet Inklusion nicht, dass alle Stakeholder direkt in den for-
malen Verhandlungen teilnehmen können. Viele Gruppen – soziale, demo-
graphische, religiöse und regionale Minderheiten, Jugend, aber auch die 
organisierte Zivilgesellschaft – haben Interesse am Prozess, der Machtver-
hältnisse regelt und auch festlegt, was von Frauen und Männern in einer 
bestimmten Kultur erwartet, erlaubt und gewertschätzt wird. Daraus ergibt 
sich auch, dass politische Repräsentation durch Frauen zwar wichtig ist, 
aber für eine effektive Einbindung von geschlechtsspezifischen Interessen 
allein nicht ausreicht. So ist mit Rychelle Ornamo seit Mai 2013 in Kenia 
eine Frau an der Spitze des Verteidigungsministeriums, insgesamt aber nur 
fünf Frauen unter 20 Ministern. Frauen in Regierungspositionen werden 
allerdings oftmals dafür kritisiert, dass ihr innovativer Einsatz für Frauen-
Agenden in der männerdominierten Umgebung schnell versiegt. In Anbe-
tracht der geänderten Rollen aufgrund der Konfliktdynamiken können 
Frauen den Kreis der heimischen Entscheidungsträger, die am Friedens-
prozess beteiligt sind, erweitern, ein unterschiedliches Verständnis der Ur-
sachen und Konsequenzen des Konflikts einbringen, das zu umfassenderen 
Einsichten und potentiell gezielteren Vorschlägen für Konflitkresolutionen 
führen und zu nachhaltigem Frieden beitragen kann: „Including women is to 
sustain peace.“ (Praxisbeispiel 3) 
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Formen von Inklusion 

Folgende Modelle können auf Basis des Genfer Graduate Institute zusam-
mengefasst werden: 

Abb. 11 Inklusive Friedensverhandlungen – Modelle und Rahmenbedingungen 

FORM DER INKLUSI-

ON 
BEWERTUNG BEISPIELE 

Direkte Repräsentati-
on am Verhandlungs-
tisch 

Direkteste Form der Einbrin-
gung, befähigte Vertreterinnen, 
Abstimmungsprozess mit „outs-
idern“ ungelöst 

N-Irland 1994 

Beobachterstatus „First-hand knowledge“ und 
„Watchdog“, um normativen 
oder politischen Druck auf-
rechzuerhalten 

 

Konsultationen Differenzierung: vor, parallel, 
nach, elite-basiert oder 
breit/öffentlich; offiziell Teil 
der Verhandlungen oder for-
melles Konsultationsforum von 
außen; durch Verhand-
lungs(Konflikt)parteien, Media-
toren oder Gruppen.  

Bilden Prozesslegitimität, wich-
tig für Agenda setting und lang-
fristige Nachhaltigkeit (Wahr-
heitskommissionen, Monito-
ring, Ausarbeitung von Verfas-
sungsentwürfe/-reform, …) 

Da nicht direkt am Verhand-
lungstisch nur sinnvoll, wenn 
Transfer gewährleistet  

 

 

Eingebrachte Themen abhängig 
von Akzeptanz, Rolle, Verhält-
nis zu Konfliktparteien: je 
nachdem, ob es sich um die 
Witwen von im Konflikt gefal-
lenen Generälen handelt wäh-
rend andere Frauengruppen 
verweigerten, am Verhand-
lungstisch zu sitzen (MAR-
WOPNET, von Charles Taylor 
autorisiert versus unabhängige 
WIPNET; Liberia 2003)  

„6. Clan“: in Somalia 1999, wo 
sich Frauen über ihre Clans 
Zugehörigkeit hinweg formier-
ten 

Weibliche Jugendgruppen, die 
eine legislative Gender-Quote 
einfordern (Afghanistan fol-
gend dem Bonner Abkommen 
mit ausdrücklichen Frauen-
Bestimmungen) 
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Systematisch: Inklusive Kom-
missionen in post-
Abkommensmechanismen  

National Integration and Cohe-
sion Commission in Kenya 
2008) jedoch frühzeitig und 
auch in der Sprache des endgül-
tigen Friedensabschlusses 

Konstituierende Versammlung 
in Nepal 2008-2012: Negativ-
beispiel, nahm zwar Berichte 
von Komitees entgegen, jedoch 
ohne Diskussion im Plenum, 
ohne Abstimmung, Mehrheits-
entscheidungen und geheime 
Verhandlungen trugen zu ei-
nem Missmanagement von 
einzubringenden auch frauen-
spezifisch artikulierten Interes-
sen. 

Hochrangige zivilge-
sellschaftliche Initia-
tiven 

Dialogforen Inter-Congolese Political Nego-
tiations in DRC 2002 

Öffentliche Teilnah-
me oder Entschei-
dung (public decision 
making) 

In 15 von 16 nationalen Dialo-
gen (Global Study 2015: 48) 
wurden die endgültigen Ent-
scheidungen von einer kleinen 
Gruppe von männlichen Füh-
rern getroffen. 

Zypern: schwierig, kann auch 
zu Ablehnung führen. (Ableh-
nung des Annan Peace Plan 
1999 durch griechische Zyprio-
ten) 
 

Mass Action Legitimierender Faktor für 
Partizipation von Frauen 

Keine Frauenbewegung be-
kannt, die in einem Friedens-
prozess gegen Frieden auftrat 

 
RAHMENBEDINGUNGEN FÜR WEIBLICHE KONFLIKTVERMITTLUNG 

 
PROZESSBEZOGENE FAKTOREN 

Entscheidungsverfah-
ren 

Frauen-sensitiver Auswahlpro-
zess für aktive Beteiligte am 
Friedensprozess 

 

Koalitionsbildung „Unified, representative cluster“ Gelungen in Liberia 2003, Süd 
Afrika 1990, Kenia 2008 und 
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Ingesamt natürlich Router nicht 
nur für frauen-spezifische An-
liegen 

Jemen 2013, politische Partei 
wie in Nord Irland 1994 oder 
organisierter delegationsüber-
greifender Block wie in DRC 
1999 

Transfer-Strategien Hängt von Insider oder Outsi-
der Strategie ab, entweder di-
rekter Austausch mit Mediato-
ren, Beratern etc. oder Öffent-
lichkeit, Medien, Statements, 
Presseaussendungen und Lob-
bying 

 

Gemeinsames Positionspapier 

Offiziel oder semi-formal: DRC 
1999, Kenia 2008, Liberia 2003, 
Somalia 1999  
 
Guatemala 1989, Liberia 2003, 
Mexiko 1994, N-Irland 1994, 
Somaliland 1991, Somalia 
1999/2001 und Jemen 2013 
 
Burundi 1996, DRC 1999, Gua-
temala 1989, Kenia 2008 
(Memorandum an die AU), 
Mexico 1994, Liberia 2003 
(„Golden Tulip Declaration“), 
Somalia 2001, Süd Afrika 1990 
(“Women‘s Charter for Effec-
tive Equality”) 

Inklusions-sensitive  
Mediation 

Impulse gehen von Verhand-
lungsleitung aus 

Julius Nyerere in Burundi, 
1996-2003 

Vorverhandlungspha-
se 

Frühe Inklusion in Friedens-
prozessen, „door opener“ für 
Track 1-Verhandlungen  

Problem-Solving Workshops  

 

 

Repräsentantinnen in anderen  
Delegationen 

 

 

 
 
 
 
Workshops in der Vorbereitung 
der Inter-Congolese Political 
Negotiations in DRC 2002 
zeigen auf, wie lokale NGOs 
(Femmes Africa Solidarité, 
Führerin Bineta Diop) gemein-
sam mit UNIFEM mit der 
„Nairobi Declaration“ und 
einem „Plan of Action“ erfolg-
reich eine Gender-Dimension 
in die Reformen einbringen 
konnten. 
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Special Envoy (SE) 

40 von 340 weibliche Delegier-
te saßen in allen Kommissio-
nen, schließlich bildeten sie eine 
Menschenkette, die die Aus-
gänge der Kommissionen bis 
zur Unterzeichnung des Frie-
densabkommens blockierten. 
 
SE for the Great Lakes Region 
gründete 2013 eine Women’s 
Platform for the Peace, Security 
and Cooperation (PSC) 
Framework agreement for the 
Democratic Republic of the 
Congo (DRC) 

Unterstützungs-
strukturen 

PCs, Internet Zugang, Work-
shops, Trainings relevanter 
Themen zur Vorbereitung auf 
die Verhandlungen 

Somalia Peace Talks 2001: 
Menschenrechts- und frauen-
rechts-sensitive Sprache im 
Abkommen 

Verfassungsebene Hochrangige autoritative Quelle 13 Fälle von Verfassungsände-
rungen 

Monitoring Weitgehend offen (WPS 2018)  

Funding und Kapazi-
tätsbildung 

Unabhängig und flexible Reak-
tion, selbsttragende Funktion 

Netzwerk westafrikanischer 
Friedens-NGOs, ADA Finan-
zierung 

KONTEXTBEZOGENE FAKTOREN 

Widerstand von Eli-
ten zur Inklusion von 
Frauen 

 Präs. Eyademain Togo 1990: 
unter öffentlichem Druck zu 
Verhandlungen gezwungen, 
dennoch unterbunden als seine 
Herrschaft bedroht; Fidschi, 
Ägypten, Eritrea 

Öffentlichkeit  N-Irland 1998 Good Friday 
Agreement „YES Campaign“, 
i.a. N-Irland Womens’s Coaliti-
on – Monica McWilliams und 
Mary Blood, 1996 10.000 Un-
terschriften für eine „Frauen-
Partei“, mit dem Erfolg, am 
Verhandlungstisch zu sitzen 
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Regionale/ internati-
onale Akteure und 
Netzwerke und Frau-
engruppen 

 Vielzahl, Südafrika erste um 
1911, 1980 gegen Apartheid 

Heterogenität „Asset und Stolperstein“ 

 

Soziale und politische Verhal-
tensweisen und Erwartungen zu 
Gender-rollen 

Spezifische gender-balancierte 
Besetzung von Kommissionen 
in der Implementierungsphase 

Berufung auf (inter-
nationale oder natio-
nale) „commitments“ 
für die Inklusion von 
Frauen 

 Jemen Gulf Cooperation 
Council Nov. 2011 vor Natio-
nalem Dialog Konferenz 
2013/14, 2001 Bonn Afghanis-
tan Peace Agreement, in Südaf-
rika, Nepal und Jemen Quoten-
regelungen, Kenia 2008 und 
Liberia 2003-2011 

Bewusstsein um Kraft 
der Operationalisie-
rung ohne sich be-
weisen zu müssen 

Fluss in „multi-stakeholder“ Ver-
handlungen kam oft von der 
Forderung von Frauengruppen 
nach konkreteren und funda-
mentaleren Reformen als Impe-
tus für Medation (hier auch 
Formen von Mass Action ziel-
führend) 

Z.B. bei Waffenstillstand, Un-
terzeichnung von Friedensab-
kommen, Teilnahme am Frie-
densprozess, gender-sensitive 
Rechtsreform (Landeigentü-
merschaft, Versöhnung, TJ, 
Zugang zu Post-Konflikt Pro-
grammen wie DDR… (z.B. im 
Second Oslo Joint Statement, 
Philippinen 2002 oder Uganda 
Agreement on Disarmament, 
Südsudan, 2008), Unterbindung 
von Kindersoldaten als „ge-
meinsame entry points“ (Darfur 
2016) 

 

Fazit: Nicht „tokenistic forms of representation“ – Einmalaktionen, isolier-
te Beobachterrollen, Konsultationsmüdigkeit oder vom Geschehen abge-
koppelte Beratungsgremien – sowie frühe Einbindung von Frauen in Frie-
densprozesse sind gefragt.  
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Mediationsbezogene Beobachtungen 

Um die bereits angesprochene Arbeitsdefinition von Konfliktvermittlung 
zu vertiefen, wird die „Peacemaker“ Darstellung von Cindy Daase herange-
zogen:  

„[…] The Humanitarian Dialogue (HD) report […] holds that a mediator has 
to be acceptable to all parties and not imposed upon any of them and that this 
impartial mediator must act in the best interests of the peace process. Moreover, 
the mediator must assume ultimate accountability for his or her choices, actions 
and decisions throughout a peace process and may even decide to withdraw from a 
peace process when negotiations are obviously pursued in bad faith or are leading 
to a solution that is unworkable, illegal or profoundly at odds with the impartial 
mediator must act in the best intersest of the mediator’s core values.” 

Gender-spezifische Mediation – Aufmerksamkeit für Frauenfragen 

Die UN Guidance on Gender and Inclusive Mediation Strategies 2017 
kann als umfassende Aufarbeitung des gender-spezifischen Wissens um 
Mediation und Dialog der letzten 10 Jahre gesehen werden. Die vorausge-
gangenen Kommentare der Mediation Support Network (MSN) 2012 (Dis-
cussion Points of the MSN 2012) bilden die empirisch am breitesten aufge-
stellte Sammlung von praktischen Ratschlägen für Konfliktvermittlung bis 
dato. Das UN Mediation Support Team stellt seine Aktivitäten im UN-GS 
Bericht 2017 vor. (UN-GV A/72/115 vom 27.6.2017) Auch die OSZE hat 
Leitlinien herausgegeben, die naturgemäß stärker auf die mittleren Süd- und 
Südosteuropäischen Staaten Bezug nehmen. Ebenso hat die AU ein eigenes 
Handbuch für Friedensprozesse herausgegeben. (Potter-Prentice 2012). 
Eine eigene Frage ist die „gender-responsiveness“ von UN-
Friedensoperationen, zu der 2018 unter UN-USG Jean-Pierre Lacroix eine 
neue Policy erschien. Diese schließt an die “DPKO/DFS Guidelines on 
Integrating a Gender Perspective into the Work of the UN Military in 
PKOs” vom März 2010 an. 

Relevante Dokumente sind u.a.: 

1. OSZE Guidance Note „Enhancing Gender-Responsive Me-
diation“ 2013 fasst zusammen, dass gender-responsive Friedens-
prozesse sich durch Repräsentation und Partizipation, institutionel-
len Rahmen und Prozessmanagement sowie die substantielle Agen-
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da und Inhalt der Abkommen auszeichnen. Am Verhandlungstisch 
können bestimmte Wege zur Stimulierung von Frauen-spezifischen 
Fragen gewählt werden: (1) Frauen-Fragen als unstrittigen Punkt 
einzuführen (depolitisierten Verhandlungsmasse), (2) als gemein-
sames Interesse und Quelle von Übereinkommen sowie (3) Befol-
gung (internationaler) Prinzipien. Insgesamt sind eigene Vorbildrol-
len, separate Informationssitzungen, frauen-spezifische Trainings 
für Konfliktparteien, andere Anregungen („Politik des leeren 
Stuhls“, Funds oder Redezeitreglements) sowie die Öffentlichkeit 
gute Verstärker. 

2. Burges and Burges geben in ihrem Handbuch Conducting Track 
II Peacemaking (USIP 2010) weitere Definitionen zu Training, in-
teraktiver Konfliktlösung und öffentliche Friedensbildung (weiter-
führend Mediation und Konfiktvermittlung, in: UN Friedenssiche-
rung, LVAk, 2019)

3. Weiters beinhaltet die UN Guidance for Effective Mediation 
2012 Formen der Inklusion von Frauen in Friedensverhandlungen
einschließlich als Mediatorinnen, lokale Konsultationen, spezielle
Szenarien und „key issues“ wie Waffenstillstände.

4. Die wichtigsten Empfehlungen der UNDPA Guidelines on gen-
der inclusive mediation strategies 2017 wurden in Praxisbei-
spiel 1 zusammengefasst.

Bei aller Sinnhaftigkeit von Beispielen ist zu beachten, dass allgemeine 
Schlussfolgerungen immer vor dem Hintergrund der konkreten Situation 
gesehen werden müssen und es – wie Gudrun Kramer vom ÖSFK es aus-
drückt – um ein paar wichtige (Selbst-)Einstellungen sowie darum geht, die 
„richtigen Fragen im richtigen Moment zu stellen“. (Praxisbeispiele 4) So 
sind folgende tragende Prinzipien im Umgang mit Konfliktparteien unab-
dingbar und werden – der Erfahrung entsprechend – vor allem von Frauen 
als engagierten Mediatorinnen (Praxisbeispiele 3) geleistet: 

Verhandeln mit einzelnen Konfliktparteien mit dem Konzept der
Grundbedürfnisse, nicht direkt „Menschenrechten“ als „moralischem
Kompass“.
Vertraulichkeit der Verhandlungen und Vertrauen zum Mediato-
renteam, Raum für Selbstreflexion
Arbeit mit moderaten VertreterInnen, um verfestigte Narrative zu
„verflüssigen“
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 Beachtung der realen Gestaltungskraft der vertretenen Gruppen, um 
diese nicht zu übernehmen und Erreichtes dadurch zu gefährden, 
dass es nicht umsetzbar ist. 

 Analytische Empathie, offene Fragen, Hinterfragen, kreativen Pro-
zess unterstützten. 

 Wissen, kulturelle Sensibilität und langer Atem. 

Was eine gute Mediatorin ausmacht 

Darüber hinaus existiert jedoch noch ein wichtiger Kernpunkt für erfolg-
reiches Verhandeln in Post-Konfliktsituationen: Der sogenannte „mindful-
ness-based“-Ansatz bedeutet in der Mediation eine ganz spezifische Geistes-
haltung, die auf das Hier und Jetzt ausgerichtet ist. (Giner in Werther-
Pietsch 2017b: 223-225) Präsenz, Neugier und Exploration der Umgebung, 
des Gegenübers und dessen Verhaltensweisen prägt empathische Mediato-
rinnen, deren Energie und Potential ganz in der Gegenwart liegt, um tief 
verwurzelte Konflikte aus ihren Vergangenheitsspannungen und Zukunfts-
ängsten loszulösen und so Versöhnung und damit nachhaltigem Frieden 
näher zu kommen. 

Weitere Prozessbezogene Tipps liegen: 

 in der Zeitlinie: „Grand moments“, in denen eine wesentliche Weiter-
entwicklung stattfinden kann (DRC IDPS 2016, PfP xxiii), sollen 
erkannt und genützt werden. Dass Post-Konfliktsituationen 
„windows of opportunity“ darstellen, wird auch vom UN-GS (2009) be-
stätigt. (Valji et al. 2010) 

 Die Wichtigkeit der Vorbereitungsphase, die Unabhängigkeit in der 
Finanzierung sowie ein stets bereiter „Plan B“ (Optionen, Auswege, 
etc.) sind eine Ergänzung zum „mindfulness-based“-Ansatz.  

 Ob der Startpunkt „dark mediation“ durch Aufnahme von Kontak-
ten auch bei illegalen Grenzaustauschen oder ähnlichem liegt, ist 
dabei unerheblich (Doris Vogl, Interview Dezember 2018). An-
knüpfungspunkte für ein In-Gang-bringen von Gesprächen müssen 
nötigenfalls aus praktischen Gründen auch in einem normativen 
Graubereich gesucht werden. 
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Schlussfolgerungen (II) 

Vorzug für „mindfulness-based“ Friedensvermittlung 

Die wichtigsten Schlussfolgerungen dürfen wie folgt zusammengefasst 
werden: 

 Frauen haben substantiell zu Friedensabschlüssen und deren Im-
plementierung beigetragen. Feindseligkeiten werden beendet. 

 Es existiert eine positive Korrelation zwischen Inklusion von Frau-
en und Friedensabschlüssen bzw. Umsetzung. 

 Die Inklusion von Frauen schwächt den Friedensprozess nicht. 
 „Meaningful participation“ geht weiter als die direkte Beteiligung am 

Verhandlungstisch. 

In dieser Studie soll neben diesen wesentlichsten Erkenntnissen, die als 
Quintessenz zu betrachten sind, besonders hervorgehoben werden, dass 
„mindfulness-based“-Mediation mit ihrem direkten Zusammenhang und der 
Betonung menschenrechtsorientierten Umgangs mit beteiligten Gruppen 
und die Beachtung der psychologischen Dimension eine nicht wegzuden-
kende Rolle zur Stützung von Friedensprozessen spielt.  

Förderliche Bedingungen für weibliche Mediation 

Horizontale und vertikale Inklusion sind für die Ausgeglichenheit von 
Friedensabkommen wichtig. Frauen können sich insbesondere in den fol-
genden Formaten einbringen:  
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Abb. 12 Formen von Inklusion im Überblick 

1) Direct representation at the negotiation table

A. Inclusion within negotiation delegations
B. Enlarging the number of negotiation delegations (i.e. including a separate

women’s delegation)

2) Observer status

3) Consultations

A. Official Consultations
B. Non or semi-official Consultations
C. Public Consultations

4) Inclusive commissions

A. Post-agreement commissions
B. Commissions preparing/conducting peace processes
C. Permanent Commissions

5) High-level problem-solving workshops

6) Public decision-making (i.e. referendum)

7) Mass action

Quelle: Making Women Count 2018: 14 

Dabei sind folgende Faktoren entscheidend: 

Prozessorientiert: 

Frauen-sensitiver Auswahlprozess für Friedensprozess
Entscheidungsverfahren
Koalitionsbildung
Transfer-Strategien (Zugang zu Friedensprozess, Positionspapier)
Konzentration auf die Vorverhandlungsphase
Unterstützungsstrukturen
Monitoring
Funding und Kapazitätsbildung

Kontextbezogen: 

Widerstand von Eliten
Öffentlichkeit
Heterogenität



 Gender-Rollen 
 Existierende commitments für die Inklusion von Frauen 
 Forderung nach konkreteren und fundamentaleren Reformen 
 Generell: Prozessorientierte, dynamische Herangehensweise 

Blick voraus (II) 

Eine Refokussierung der WPS-Agenda hat neue Akzente aufzunehmen: 

1. Inklusion ja, aber wie?

o Überbetonung von Inklusion in offiziellen Verhandlungsrunden,
stattdessen „so früh wie möglich“ (1889/2009 pp. 1, para 15)

o Normative Verpflichtung in Quoten erfolgreich, aber nur kombi-
niert mit Lobbying und Mobilisierung

o Women only-Delegationen sinnvoll und wichtig
o Als Beobachterinnen nur Einfluss, wenn einer Konfliktpartei nahe-

stehend (mit Vor- und Nachteilen)
o Konsultationen mit „outcome documents“ nicht isoliert oder separat

(„tokenistisch“, Paffenholz)
o Problem Solving Methoden höchst unterrepräsentiert (Track 1,5)

2. Training und Kapazitätenbildung

UNSCR 2242/2016 „calls for support and training to mediators and technical teams 
on the impact of women’s participation and strategies for women’s effective inclusion”. 
Dies trifft sich mit Bemühungen des International Civil Society Action 
Network (ICAN), einen “Gold Standard of Practice for Inclusive and Gendered 
Mediation” zu erstellen. Die Einbettung in internationale Projekte ist 
dabei empfehlenswert: USIP, GNWP, WILPF (League for Peace and 
Freedom), ICAN Swiss Peace, Women Peacemakers Programme, Institut 
für Inclusive Security, UN Women CordAID, International Alert, Swiss 
MFA Edinburgh Law School Graduate Institute. Ausbildung in 
„mindfulness-based“-Mediation könnte speziell als österreichische Nische 
entwickelt werden. So könnte eine politische Konsensfindung in der im 
Dreijahresprogramm der österreichischen Entwicklungspolitik 2018 – 
2021 angekündigten Strategie für Friede, Sicherheit und Entwicklung 
angedacht werden mit dem Ziel, schwerpunktmäßig eine verstärkte 
Unterstützung von nationaler und lokaler Mediation aufzubauen. 

100 
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Kapitel 6 – Politikempfehlungen „1325- + 20“ 

Quintessenz 

Die Studie kommt daher zu folgenden Politikempfehlungen und ei-
nem konkreten Vorschlägen für die österreichische Administration. 
Ausgangspunkt dafür sind die empirisch belegten positiven Auswir-
kungen der Teilnahme von Frauen an Friedensprozessen:  

Ranking – best practice – Referenzmodelle (Stand 2019). 

Die „besten Abkommen“ in einem Ranking auf Grundlage der Aus-
wertungen der PA-X Datenbank sind DRC’s Sun City Agreement 
(2003), Dar-Es-Salaam Declaration (2004), das Yemeni National Dia-
lgue Document (2014) und das Arusha Peace and Reconciliation Ag-
reement (2000), wohingegen UNSCR 2349/2017 zur Chad Lakes Re-
gion die meisten Referenzen auf die Rolle von Frauen in Konflikt 
und Fragilität aufweist. 

Nationale Ebene 

Zwei Kernvorschläge können im Rahmen der Erkenntnisse aus der vorlie-
genden Studie gemacht werden: 

Frauen-sensitives Statebuilding 

Im Zusammenhang mit den Arbeiten an „Draft Guidelines on Responsive Pea-
cebuilding and Statebuilding“ (Werther-Pietsch 2018) sollte der Abbau ge-
schlechtsspezifischer Diskriminierung und Förderung der Frauenrechte auf 
politischer und Verfassungsebene (Heranziehen der Universal Periodic 
Reviews, länderspezifische Empfehlungen UN CEDAW-Komitees) ex tunc 

1. Friedensbildend (Beendigung der Feindseligkeiten)
2. Effektivität von Peacebuilding (Zustandekommen von

Friedensabkommen)
3. Verwirklichung frauenpolitischer Anliegen (Größere

Repräsentanz von Frauen in Friedensprozessen und
deren Umsetzung)

4. Steigerung von Nachhaltigkeit (gender-sensitive
Bestimmungen in Friedensabschlüssen)
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integraler Bestandteil von Friedensverhandlungen werden. Die Methodik – 
entsprechend dem „principled approach“ der 2016 EU Globalstrategie – wäre 
ein an den Friedensprozess angepasster, möglichst früher Einstieg, begin-
nend mit einer breiteren Agenda, um taktisch in das Geschehen eingebette-
te Ziele durchzusetzen: 

 Inklusive Mechanismen des Interessenausgleichs zur Friedenssiche-
rung 

 Mögliche Verbindung mit Verteilungsgerechtigkeit und informellen 
Machtstrukturen 

 Mobilisierung von Frauen und breitere Koalitionen für Frauenrech-
te und politisches Denken 

 Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern am politi-
schen und öffentlichen Leben 

 Adressierung von diskriminierenden Sozialnormen und Praktiken 
 Frauen-sensitiver Sicherheitsbegriff, der sich durch alle Phasen von 

Verhandlung bis zur Implementierung durchzieht (einschließlich 
DDR, SSR, IDPs, POC) 

 Qualitative Indikatoren für Monitoring und Evaluierung (“Everyday 
Peace Indicators”) 

 Nationale und multilaterale Monitoringprozesse (periodischer län-
derspezifischer Bericht an UNHRC) 

Aufbau eines frauen-spezifischen Mediationstools 

Das Ziel eines solchen Tools wäre es, Fazilitatorinnen auf lokaler Ebene 
aufzubauen und dafür sogenannte „Female Justices of the Peace“ ähnlich der 
humanitären Organisation „Femmes sans frontières“ auszubilden. Eine Task 
Force quer durch Vertreterinnen des BMEIA, BMLV, BMI, BKA; ExpeR-
ten und Expertinnen von internationalen Organisationen sollte eine inno-
vative Form des Leadership Training (MSc) entwickeln, das sich an kultursen-
sitiver Herangehensweise (Swisspeace) orientiert, eine wirksame Deradikali-
sierungsagenda verfolgt (Lessons learned, Giammarinaro 2018) und Verhand-
lungstraining mit Schwerpunkt auf „mindfulness“ anbietet. Damit sind psy-
chologische Kapazitäten angesprochen, die eine Einbeziehung von medizi-
nischen Aspekten miteinschließt, aber auch strategisch-taktische Einheiten 
und Rollenspiele. Die theoretische Anknüpfung erfolgt über den Begriff 
der menschlichen Sicherheit. Ein solches Projekt erfordert Kapazitätsauf-
bau, Gründung einer Task Force, Verankerung in einer Bundesregierungs-
strategie und politischen Willen. 
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Internationale Ebene – Positionierung 2020 

„10-Punkte Katalog“ 

Für die Revision der WPS-Agenda 2020 ergeben sich daraus folgende ab-
schließende Überlegungen:  

1. Klare Priorisierung:  

ADDRESSING THE MOST PERSISTENT BARRIERS 
FOR WOMEN’S MEANINGFUL PARTICIPATION 
THROUGH: 
- Including gender sensitive provisions in peace agreements 
- Recognising women’s expertise as mediators 
gemäß dem Bericht der Expertengruppe UN Women an den 
UN-Sicherheitsrat vom 23. Oktober 2018 

2. Ableitungen aus dem Nexus-Gedanken: Kontextualisierung; 
nicht isolierte „Silos“ betreiben. Wechselwirkungen gender – 
Fragilität („HDP“) beachten; erhöhte Akzeptanz des Dossiers 

3. Gender-sensitive, „mindfulness-based“ Mediation: Ein-
bringung der förderlichen Faktoren (siehe Liste in Schlussfolge-
rungen (II) Kapitel 5) in Resolutionstext, Aufbau eines frauen-
spezifischen Mediationstools bzw. Expertenpools 

4. Beratung bzw. Ausbildung von Fazilitatorinnen auf lokaler 
Ebene (Trainingsmodul) 

5. Ausdifferenzierung von Inklusion: Nicht „tokenistic forms of 
representation“ – Einmalaktionen, isolierte Beobachterrollen, 
Konsultationsmüdigkeit oder vom Geschehen abgekoppelte 
Beratungsgremien – sowie frühe Einbindung von Frauen in 
Friedensprozesse sind gefragt.  

6. Verhandlungen - Einstieg, Internationalsierung, rechtli-
che Einordnung: Frühe Phasen und Implementierung erfor-
dern eine stärkere Beachtung, um den Höchsttand von 41 Pro-
zent frauen-relevanter Bestimmungen in umfassenden Frie-
densverträgen auszuweiten. Ebenso träge eine Internationalisie-
rung zu erhöhter Aufmerksamkeit zumindest während der offi-
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ziellen (Track I) Friedensverhandlungen bei. Abschlüsse im 
Verfassungsrang sind aufgrund der hohen Wirkungskraft am 
nachhaltigsten.  

7. Politisches Power-sharing: Wirft komplexe Wechselwirkun-
gen zwischen Frauengruppen und anderen oppositionellen eth-
no-nationalen, ideologischen, Umwelt, religiösen, Sprach- etc.
Gruppen auf. Es erscheint sinnvoll, im Vorfeld des Verhand-
lungsprozesses ein gemeinsames Assessment vorzunehmen
bzw. Workshops mit Beteiligten zu veranstalten.
(Hayes/McAllister, 2013; Kann/Tripp, 2018).

8. Neuland: Künftige Forschungsfelder liegen in der Vorver-
handlungsphase, gender-sensiblen Waffenstillständen und hu-
manitären Abkommen, Indikatorenentwicklung wie zum Bei-
spiel „Everyday Peace Indicators“ (Wasser holen, Marktzugang oh-
ne Gewaltandrohung, sichere Schultage im Monat, etc.)

9. Aufnahme neuer Konzepte („Sustained Peace“, Comprehensive
Approach, Toolansatz im IKKM): Friedensprozesse als zentraler
Anknüpfungspunkt wird u.U. in Zukunft in Frage gestellt wer-
den, weil sie durch langdauernde Krisen und fragile Situationen
nicht mehr ausschließlich im Mittelpunkt des IKKM stehen.
Viel eher wird die WPS-Agenda als gesamtgesellschaftliche
Transformationsagenda in allen Phasen einen Beitrag zu Resili-
enz und damit Friedenserhaltung leisten müssen.

10. Die Vorschläge zu Elementen in Friedensverträgen („Road 
Maps to Peace“, siehe Schlussfolgerungen (I) Kapitel 4) sowie
die zur Stärkung von weiblicher Mediation durch Training und
Kapazitätsbildung könnten als strukturelle Basis für eine Positi-
onierung im Vorbereitungsprozess zum Jubiläum dienen.

Modellparagraph 

Die Bestimmungen mit Bezugnahme auf Frauen in Friedensprozessen 
wurden in den Vorresolutionen durchgegangen und die Formulierung den 
Erkenntnissen der vorliegenden Studie sowie den Trends im internationa-
len Diskurs zu Fragilität angepasst. Folgende Passagen könnten in diesem 
Segment als Verhandlungsmasse für eine österreichische Position in Frage 
kommen: 
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“Trends and priorities in ‘Womenization of Peace’ 

 Recognizing overwhelming evidence that inclusion of women in-
creases the achievement of durable peace and security, 

 Aware of the fact that unequal citizenship rights, gender-biased law 
and its application, lack of women’s participation in political and 
economic decision-making, and particularly any form of negligence 
and violation of special needs of women and girls during rehabilita-
tion, resettlement, reintegration and reproductive health and refu-
gee rights of women undermine sustainable pathways to peace, 

 Willing to strengthen women’s guiding participation and leadership 
in conflict resolution and building sustained peace 

Calls on all actors involved, 

(a) To apply, implement and mainstream a gender-sensitive integrated 
approach based on coherence between political, security, develop-
ment, human rights, including gender equality, and rule of law as 
key elements of conflict prevention, peacekeeping, conflict resolu-
tion and peacebuilding; 

(b) Establish training modules to enhance gender-related knowledge 
and skills of negotiating delegations to peace talks and mediation 
support teams as well as mission staff; 

(c) Support women’s peace initiatives, including grass-roots/ local/ 
indigenous voices for conflict resolution, at the earliest stages of 
sustained peacebuilding; 

(d) Empower women in all mechanisms of road maps to peace with a 
particular emphasis on monitoring progress in implementation; 

(e) Call for a concerted action of the UN Secretaritat encompassing  

 An affirmative “female appointment policy” of the UN-SG 
regarding Special Representatives and Special Envoys,  

 structured briefings of all organs and at all levels on WPS is-
sues, WPS sensitive mandates of missions including 
through obligatory gender advisors, as well as  

 establishing a systematic institutional wing within the 
Peacebuilding Commission Support Office and UN Women 
for ‘Women’s Empowerment and Leadership in Sustained 
Peace’.”  
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Praxisbeispiele 

 

1. The Inclusion of Women’s Rights and Gender Equality in the 
Constitution of the Republic of Kosovo 

Daniela Scheiblhofer, MA MA 

Zusammenfassung  

Stark internationalisierte Verfassungsgebungsprozesse, die gekennzeichnet 
sind durch das Fehlen lokaler Akteure oder dem politischen Willen lokaler 
Akteure, formale Bestimmungen über Frauenrechte und die Gleichstellung 
der Geschlechter umzusetzen, führen in weiterer Folge zu Schwierigkeiten 
bei der Umsetzung von Frauenrechten und der Geschlechtergleichstellung 
in einem fragilen und von Konflikt betroffenen Staat. Die vorliegende Ar-
beit konzentriert sich auf das Thema Frauenrechte und die Gleichstellung 
der Geschlechter und ihre Inklusion in nationalen Verfassungen. Die Ar-
beit stützt sich auf eine Fallstudie des Verfassungsgebungsprozesses im 
Kosovo, bei dem Frauenrechte erfolgreich in die Verfassung inkludiert 
wurden, die wirksame Umsetzung dieser Bestimmungen bislang jedoch nur 
teilweise erfolgt ist. 

Abstract 

Highly internationalized constitutional processes, which lack local owner-
ship or the political will of the local actors to implement formal provisions 
on women’s rights and gender equality, subsequently produce difficulties in 
the implementation of women’s rights and gender equality in a fragile and 
conflict-ridden state. The Kosovo constitution is an example in which 
women’s rights have been included, however the effective implementation 
of those provisions lacks behind so far. The following paper centers on the 
topic of women’s rights and gender equality and their inclusion in constitu-
tions. This paper draws, in particular, on a case study of the Kosovo consti-
tution-building process, where women’s rights were successfully included in 
the constitution. 
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Introduction 

As a specific focus on gender equality and women’s rights is necessary in 
the constitution-building process, Ní Aoláin (2012) stated that “transitional 
states offer a unique moment […] for renegotiation of the social and politi-
cal compact“. In times of transition it is possible to renegotiate core as-
sumptions, systems and institutions of a state. They are windows of oppor-
tunity to include women’s rights and a gender perspective in a state’s legal 
framework. Including women’s rights and enhancing gender equality are 
considered ‘smart economics’ (World Bank 2012) and linked with a re-
duced risk of conflict, increasing a country’s stability and resulting in better 
governance outcomes (Caprioli 2000; Melander 2005; Institute for Eco-
nomics and Peace 2011). 

In the aftermath of a war the main goal is to achieve stability in an envi-
ronment of negative peace (Koester 2014). Often, women are not included 
in the initial process and/or their rights are not mentioned in outcome 
documents because they are not regarded necessary to achieve stability 
(Bell and O’Rourke 2010). The focus lies on accommodating the needs of 
actors and issues potentially spoiling the negative peace, e.g. ethnic spoilers 
(leading to a focus on group and minority rights rather than on women’s 
rights). In this shortsighted thinking regarding stability (to have a lasting 
cease-fire), women are rarely perceived to be potential spoilers and thus 
their needs are often not a priority. Yet, it is important to think about how 
the exclusion of women and of a gender perspective in a state’s constitu-
tion is linked to issues of political settlement, distribution of resources, and 
indicators of fragility, e.g. poverty and corruption (Castillejo 2011). Both, a 
holistic approach to women’s rights and gender equality in constitutional 
processes – i.e. a combination of direct and indirect, short-term and long-
term strategies– are needed so as to achieve enduring stability in a country 
(OECD-DAC 2013; Domingo et al. 2013). 

The Kosovo constitution is an example in which women’s rights have been 
included, although, however, they also need to be effectively implemented. 
Advocating women’s rights and gender equality does not end by incorpo-
rating international covenants, such as the Convention on the Elimination 
of All Forms of Discrimination Against Women (CEDAW), into the con-
stitution of a country or by passing national laws, allowing women to par-
ticipate in political institutions via quotas (Koester 2014; Weller 2009). The 
provisions set forward in a constitution as well as in national legislature 
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need to be subsequently enforced and need to produce effects of change in 
national behavior. Otherwise they will remain rights on paper similar to 
peace agreements becoming “scraps of paper” (Fortner 2003: 338) if 
agreement mechanisms have no independent effect on international behav-
ior. 

In this paper I maintain that highly internationalized constitution processes 
which lack some kind of local ownership and political will of the local ac-
tors to implement formal provisions on women’s rights and gender equality 
will eventually result in difficulties in implementing women’s rights and 
gender equality in a fragile and conflict-ridden state. 

First, in section two, the paper will analyze the drafting process to find out 
how to successfully argue for the inclusion of women’s rights and gender 
equality in a state’s constitution. Thus, it will investigate the role that inter-
national and national actors played in the process. Then, in section three, 
the paper will examine whether the inclusion of women’s rights and a gen-
der equality perspective in the Kosovo constitution was followed up with 
their respective implementation and adherence to them. Finally, in section 
four, the paper will identify where the action taken so far to implement 
women’s rights and gender equality falls short from the standards set for-
ward in the Kosovo constitution, and will offer suggestions on how to 
overcome these gaps. 

The dependent variable will be the formal inclusion of women’s rights and 
gender equality in the constitution and their subsequent implementation. 
This will be measured against special provisions concerning women’s rights 
that were introduced into the constitution, e.g. CEDAW, a quota system 
for women, etc. The dependent variable will also be assessed with regard to 
what extent these provisions have been implemented in Kosovo, e.g. 
whether women’s networks have been set up, quotas for women’s partici-
pation in political institutions been met or special grievances of women 
been addressed (namely the issue of paying justice to the victims of military 
rape campaigns in 1999). The time frame for measurement will start with 
the entering into effectiveness of the constitution on 15 June 2008 and will 
continue until this day. 

The independent variable is the degree of international involvement –
“total, partial, or marginal“ (Riegner 2010: 1042) involvement– and the way 
the constitution-drafting process has been conducted, i.e. whether or not it 
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was an inclusive and transparent process (the degree to which the Kosovo 
population did or did not take an active part in shaping the constitution) 
and to what extent women were consulted in the process (see Riegner 
2010: 1042). 

The Drawing up of the Kosovo Constitution 

The international administration of Kosovo and the international involve-
ment in the subsequent constitution-making process feature instruments of 
“classical politics” (Weller 2009: 283). Great powers dominate with their 
threats of using force, aiming to apply specific principles, such as human 
rights. In the backdrop of a highly fragmented world order, it is crucial to 
be able to make a clear distinction between action that can be taken lawful-
ly and action curbing the universal constitutional order. Thus, Weller ar-
gues in support of internationalized peace- and constitution building pro-
cesses. 

Weller’s view contrasts Riegner’s assessment (2010: 1055), who questions 
the overall legality and legitimacy of the involvement of external actors in 
constitution-building processes. Following the liberal tradition of the pouvoir 
constituant, adopting a constitution is a democratic exercise, apart from rep-
resenting a core attribute of the concept of sovereignty. External involve-
ment is legitimate, however, if it aims to ensure the inclusiveness of, and 
equal access to, this very process. International involvement can counter-
balance the often-adherent feature of “elite consensus” (Riegner 2010: 
1061), particularly in multi-ethnic cases with a history of violent conflict 
and the domination by one ethnic group. In the case of Kosovo, this is 
certainly true. The actors created the preamble of the Constitution of Ko-
sovo in a neutral manner, without references to any specific history of any 
ethnicity (see The Constitution of the Republic of Kosovo 2008, p.v). 

When talking about external influence in the constitution-making process, 
the Ahtisaari Comprehensive Proposal for the Kosovo Status Settlement, widely 
known as the ‘Ahtisaari plan’ plays a crucial role. The Ahtisaari plan was 
issued on 26 March 2006, and subsequently set Kosovo’s constitutional 
making process in motion. The plan called to form a Constitutional Com-
mission in order to draw up a constitution, in consultation with the Inter-
national Civilian Representative (ICR), within a 120-day interim period. 
Moreover, the Ahtisaari plan laid out the organization of the constitutional 
drafting process in a very detailed way: 
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“Art. 10.2. The Constitutional Commission shall be composed of twenty-one 
(21) Kosovan members, who shall possess the relevant professional qualifications
and expertise necessary for this purpose, and who shall reflect the diversity of Ko-
sovo society having due regard for internationally recognized principles of gender
equality, as reflected in the human rights instruments referred to in Article 2 of
Annex I of this Settlement. Fifteen (15) members shall be appointed by the Pres-
ident of Kosovo, in consultation with the Presidency of the Assembly of the Koso-
vo. Three (3) members shall be appointed by the Assembly members holding seats
reserved for the Kosovo Serb Community, and three (3) members appointed by the
Assembly members holding seats reserved for other Communities that are not in
the majority in Kosovo.”

The Ahtisaari plan foresaw this “small expert committee” (Riegner 2010: 
246) because it was deemed likely to produce a constitutional draft of good
quality within a relative short amount of time. The plan also resolved a
power struggle between the Kosovo Assembly and the Unity Team (con-
sisting of the Kosovo President and the Prime Minister, the President of
the Kosovo Assembly and the leaders of the two principal opposition par-
ties), which was supported by the “Political Strategic Group” (ibid.), a sec-
ond tier of the leadership of main political parties and some experts from
Kosovo. Due to the provisions in the Ahtisaari plan, the Political Strategic
Group was at the center of the Group of twenty-one constitutional draft-
ers, whereas the Kosovo Assembly was not involved in the process for the
most part.

At this point it is noteworthy to reflect upon the range of actors engaged in 
the constitution-drafting process: in addition to local individuals (the Ko-
sovo President, the President of the Kosovo Assembly), international or-
ganizations (e.g. the OSCE) or states (e.g. the U.S.), were involved as exter-
nal actors. In order to avoid domination by self-interested external actors, 
Riegner argues for external actors that are “multi-lateral in nature” (Riegner 
2010: 1061) as they are supposed to be less driven by self-interest than in-
dividual states. Thus, the international involvement tends to be limited, 
disinterested and clearly focused. Accordingly, Riegner views the example 
of the Kosovo constitution-drafting process in a positive manner. 

Kosovo was eager to draw up a constitution within the 120-day period, so 
that it would be in a position to declare its independence at any time after 
that (see Weller: 246-247). This in turn would pressure the international 
community to clarify Kosovo’s status question, which, according to Weller 
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(2009) was the reason why international representatives tried to stall a 
drafting process by Kosovars alone. Yet, in 2007 the preliminary constitu-
tional working group –jointly headed by Thorbjorn Sohlstrom of the EU 
Advance Mission and Hajredin Kuci, at that time Vice President of the 
Democratic Party of Kosovo (PDK) for the Kosovo side– began its work 
in order to organize the constitutional process. In summer 2007, however, 
the “preliminary arrangements” (Weller 2009: 247) did no longer provide 
any occupation for the working group. Here, the US Office in Pristina en-
tered the stage and adopted an interim strategy: it created a Pre-
Constitutional Working Group (PCG) that started work on “‘politically 
undisputable parts’” (ibid.) of a constitution. Even though the produced 
content was officially not binding for the actual Constitutional Commis-
sion, Weller (2009) acknowledges that the work of the PCG was decisive. 
Moreover, Weller (2009) noted that the US Office, through a specific 
USAID project, prescribed the rules of procedure for the constitutional 
process. These prearrangements restricted the involvement of external and 
international experts in the constitution-making process. Actually, the US 
provided their own experts, which often were distinguished in the US, but 
had little expertise concerning the region and Kosovo in particular. Ulti-
mately, there was only one international expert, chosen by Kosovo, who, 
besides the representatives of international organizations, participated in 
the process (see Weller 2009). Even though Hajredin Kuci headed the ses-
sions, they were conducted under “strong guidance” (Weller 2009: 248) by 
the U.S. 

In a second step, working groups were put in place to work on different 
parts of the constitutional draft.15 Each of the groups had one or more 
expert representatives from an international organization assigned (here the 
OSCE played a vital role for providing experts). The establishment of a 
comité de redaction as a third step, aimed to counter the problem of the 
low quality of the drafts, to get control over the disparate process and to 
‘harmonize’ the draft sections. In practice, however, this organ actually had 
to make crucial revisions. Within the comité, Professor Arsim Bajrami and 
Hajredin Kuci, were responsible for producing the final draft of good 
quality and to ensure active involvement of local actors in the process.16  

15 For a listing of the individual working groups refer to Weller 2009: 248. 
16 All this happened in a rather vague legal environment, as most experts involved 

in the constitution-making process did not know whether the 120-day transitional 
period, foreseen by the Ahtisaari plan, was already running or not. The work of 
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On 22 December 2007 a merged draft, exhibiting high quality, existed, yet 
the US Office in Prishtina severely restricted the access to the draft. Even 
senior members of international organizations, who had not been directly 
involved in the expert committee were denied access, which in turn result-
ed in much “backstabbing” (Weller 2009: 249) by those officials. Public 
consultations were initiated and Working Group members travelled to dif-
ferent regions of Kosovo, trying to explain general principles of the consti-
tution. 

On 19 February 2008 the final text was announced, following the declara-
tion of independence and the transformation of the PCG into the formal 
Constitutional Commission. Between 19 February and 4 March 2008 a 
consultation and information campaign was set in motion. The US Office 
created a “high-tech internet-based system of eliciting comments and sug-
gestions from the public” (Weller 2009: 249). Simultaneously, leading 
members of the group of twenty-two experts visited different villages and 
towns in order to introduce the constitutional draft and elicit comments. 
The consultations were an opportunity for the Constitutional Commission 
to consider revisions to the draft constitution. Principal elements remained 
unchanged, yet the consultations significantly improved the foreseen re-
trenchment of human rights in circumstances of public emergency in the 
final version of the constitution (Weller, 2009). Thus, Weller (2009) finds 
that efforts were made to consult, or at least inform, the public with regard 
to the content of the constitution. 

Riegner (2010: 1061) sees the Kosovo constitution-making process less 
favorable with regard to the transparency of involvement: “the Ahtisaari 
process and constitution-making throughout 2007 were largely conducted 
behind closed doors.” Even though he recognizes diplomatic constraints, 
Riegner concludes that there is “room for improvement” (ibid.) 

On 2 April 2008 the ICR and the Kosovo Government approved the final 
version of the Constitution of the Republic of Kosovo to be submitted to the Ko-
sovo Assembly. The Kosovo Assembly in turn adopted the constitution 
                                                                                                                                             

the formal Constitutional Commission was not set in motion until either the UN 
Security Council endorsed the plan or Kosovo declared its independence (declar-
ing independence, however, would presuppose having a constitution or at least a 
draft constitution of high quality ready if Kosovo wanted to gain international 
recognition as a state). Thus, the PCG informally created a constitutional draft, 
which the Constitutional Commission could later rely on. By the end of 2007 it 
was clear that the Security Council would not formally endorse the Ahtisaari plan. 
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(without modifications) on 9 April 2008. On 15 June 2008 the Constitution of 
the Republic of Kosovo finally entered into effect. 

Overall, it can be assessed that “the constitutional process in Kosovo was a 
highly unusual one” (Weller 2009: 257). In contrast to the Dayton Agree-
ment, which offered detailed provisions for the future constitution of Bos-
nia-Hercegovina, the Ahtisaari plan introduced elements that called for a 
verbatim incorporation into the constitution. Only twenty-one representa-
tives were involved in the actual drafting process, backed by advisors from 
“international implementation agencies” (Weller 2009: 258) and managed 
by the US Mission in Pristina. In this regard the U.S. role is particularly 
interesting. It can be questioned why the US Office played such a decisive 
role in the constitution-drafting process, especially with the creation of the 
PCG and the order to restrict access to the consolidated draft version. The 
influential US position in the entire process certainly arises from its “lead 
role” (Weller 2009: 241) during the Hill process and at Rambouillet, where 
the country already had made a huge effort. 

The U.S. efforts were countered by the efforts of Kosovar nationals, par-
ticular by Arsim Bajrami and Hajredin Kuci, who tried to ensure local input 
in the constitution. Local participation is particularly crucial, considering 
Riegner’s evaluation that adopting a constitution is a democratic exercise. 
In Kosovo’s highly internationalized constitution-making process it was, 
therefore, important to have locals in leadership positions, as the represent-
atives of society. Yet, the “entire process of drawing up the Constitution 
and the attached legislation featured heavy international involvement” 
(Weller 2009: 257) equal to Riegner’s level of “total” (Riegner 2010: 1042) 
international involvement, which led to a lack of local ownership in the 
constitutional process. In Kosovo’s case, however, there was no public 
outcry with regard to insufficient involvement since an element of continui-
ty persisted between the constitutional framework proposed by the 
Ahtisaari plan and the final document. 

The Ahtisaari plan represents another important factor in the constitution-
making process. Even though the Ahtisaari plan was not legally binding, 
the international actors involved in the process urged to replicate the con-
tent in the closest way possible. Thus, Kosovo’s constitutional process fea-
tures a high degree of individual leverage by one single person, the UNSG 
Special Envoy for Kosovo, Martti Ahtisaari. What are the lessons learned 
from the Kosovo constitution-making process? How can we successfully 



126 

argue for the inclusion of women’s rights and gender equality in a state’s 
constitution? 

First, it is feasible to specify an adequate time frame of the transition period 
and to state clearly when time starts to run. In the case of Kosovo, 120 
days seem to be a rather short period for drafting a high-quality constitu-
tion and involving the public sufficiently. 

Second, the constitution-making process should be all-inclusive. This 
means to include local representatives from society including minority 
groups and women, even in an internationalized context. Haynes et al 
(2011: 544) critically note that post-conflict constitutionalism engages a 
broader set of documents across pre-agreements, formal agreements and 
the implementation involving various degrees of formality, negotiation and 
civic participation. Women should be included in all these stages and in the 
drafting of all documents relevant in the conflict-situation. It is not suffi-
cient to have other representatives of society talk on their behalf. Women 
need to be included if they are to actively advocate for their own interests. 
In the context of ongoing violence, short-term security concerns are often 
prioritized over economic and social issues, which disproportionally affect 
women. Therefore, while the rights and the role of minority groups are 
emphasized, gender and women issues are sidelined as well as divided 
across geographic, ethnic and social class lines. 

Third, internationalized constitution-making processes should be conduct-
ed in a clear legal setting. International organs, such as the U.N. Security 
Council, are obligated to act faster and take precise and definite decisions. 
Indecisiveness leads to legal ambiguousness, which in turn affects political 
decisions, such as the recognition of one state by other states. Moreover, a 
less ambiguous legal environment could ensure better public involvement, 
thus fulfilling the second request of entertaining an all-inclusive constitu-
tion-making process. 

The Kosovo Constitution and Women’s Rights 

The Constitution of the Republic of Kosovo comprises 162 articles, organized in 
fourteen chapters. The Constitution fully complies with the Ahtisaari plan 
insofar as it includes verbatim restatements of mandatory key commit-
ments in the Ahtisaari Comprehensive Proposal. This particularity is caused 
by international agencies, which thought it would be wise to literally adopt 
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the “Ahtisaari language” (Weller 2009: 250) in key areas, specifically with 
regard to the provisions on communities. On the one hand, this means the 
adoption of additional, farther-reaching provisions by the Kosovar drafters. 
On the other, it safeguards against accidentally diluting the Ahtisaari com-
mitments in the final constitution. 

The constitution contains a provision for the direct application of a wide 
range of obligations resulting from international human rights instruments. 
This can be seen as problematic as these instruments are sometimes not 
suited to be “operating as self-executing provisions” (Weller 2009: 257). 
Moreover, Kosovar authorities might not be able to apply this jurispru-
dence in practice: “This will […] require a very considerable effort and in-
ternational support.” (ibid.) Again, this problem arises out of the desire to 
fulfill the Ahtisaari plan’s requirements concerning the content of the con-
stitution. 

The minority rights provisions are a complex system within numerous lay-
ers of regulations, international as well as the subordinate Kosovo legisla-
tion. It was designed as one whole, consistent system that “represents the 
most advanced set of minority rights provisions in Europe or anywhere 
else” (Weller 2009: 257). Because of Kosovo’s “limited institutional struc-
ture” (Weller 2009: 258) the full implementation of the minority rights pro-
visions is questionable. Nevertheless, the establishment of a “Community 
Consultative Council” (ibid.) presents an opportunity for Kosovo’s minori-
ties to engage in policies that address them. It was already foreseen that 
implementing such a complex set of provisions “will certainly strain the 
resources and capacity of Kosovo significantly” (Weller 2009: 258). Thus, 
international involvement and support in administrating community issues 
will remain a feature for long after Kosovo’s independence. Still, the bigger 
question is whether there will grow a “genuine interest in fostering and 
facilitating diversity” (ibid.) in Kosovo’s governing structures. Whether 
such an interest for diversity could develop in Kosovo’s governing struc-
tures so far will be the focus of section four. 

Analyzing the provisions on women’s rights, gender equality is implicitly 
mentioned in part two of Article 3 on Equality Before the Law: 

“2. The exercise of public authority in the Republic of Kosovo shall be based upon 
the principles of equality of all individuals before the law, full respect for interna-
tionally recognized fundamental human rights and freedoms, as well as protection 
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of the rights of, and participation by, all Communities and their members.” (The 
Constitution of the Republic of Kosovo 2008; 1) 

Part one of Article 7 on Values restates the general principle of equality and 
the respect for human rights: 

“1. The constitutional order of the Republic of Kosovo is based on the principles of 
freedom, peace, democracy, equality, respect for human rights and freedoms and 
the rule of law, non-discrimination, the right to property, the protection of the envi-
ronment, social justice, pluralism, the separation of state powers, and a market 
economy.” (The Constitution of the Republic of Kosovo 2008:.2) 

The following part two of Article 7 mentions gender equality explicitly for 
the first time: 

“2. The Republic of Kosovo ensures gender equality as a fundamental value for 
the democratic development of the society, providing equal opportunities for both 
female and male participation in the political, economic, social, cultural and other 
areas of societal life.” (ibid.) 

In Chapter II Fundamental Rights and Freedoms, Article 22 on the Direct 
Applicability of International Agreements and Instruments is concerned 
with Kosovo’s obligations towards key international human rights instru-
ments: 

“Human rights and fundamental freedoms guaranteed by the following interna-
tional agreements and instruments are guaranteed by this Constitution, are direct-
ly applicable in the Republic of Kosovo and, in the case of conflict, have priority 
over provisions of laws and other acts of public institutions: […]” (The Consti-
tution of the Republic of Kosovo 2008: 6) 

The principal convention with regard to women’s rights is number six, the 
Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against Women 
(CEDAW). 

Article 24 on the Equality Before the Law confirms gender equality in the legal 
system: 

“1. All are equal before the law. Everyone enjoys the right to equal legal protec-
tion without discrimination. 
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2. No one shall be discriminated against on grounds of race, color, gender, lan-
guage, religion, political or other opinion, national or social origin, relation to any
community, property, economic and social condition, sexual orientation, birth, dis-
ability or other personal status.

3. Principles of equal legal protection shall not prevent the imposition of measures
necessary to protect and advance the rights of individuals and groups who are in
unequal positions. Such measures shall be applied only until the purposes for
which they are imposed have been fulfilled.” (The Constitution of the Re-
public of Kosovo 2008: 6)

Article 71 on the Qualification and Gender Equality serves as an example 
of Kosovo’s dedication to apply gender equality when appointing individu-
als into the state’s service: 

“2. The composition of the Assembly of Kosovo shall respect internationally rec-
ognized principles of gender equality.” (The Constitution of the Republic of 
Kosovo 2008: 6) 

The Gender Equality Law reappears throughout the constitution in Article 
101 on Civil Service, Article 104 on the Appointment and Removal of Judges, Ar-
ticle 108 on Kosovo Judicial Council, Article 109 on the State Prosecutor, Article 
110 on the Kosovo Prosecutorial Council, Article 114 on the Composition and 
Mandate of the Constitutional Court. The law subsequently establishes a thirty 
per cent women’s quota for all above-mentioned state institutions. 

Existing Gaps 

This section will contrast a number of the provisions outlined in section 3 
with the action taken so far to implement them and highlight existing gaps. 
Due to space constraints only the following relevant provisions will be ana-
lyzed: the “Gender Equality Law” provision introducing quota for women 
in state institutions, the reparations of victims of rape during the Kosovo 
war and the legislature against domestic violence. Although the last three 
areas are not explicit provisions in the constitution, they are linked to the 
directly applicable Universal Declaration of Human Rights; European Convention 
for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms and its Protocols; Con-
vention against Torture and Other Cruel, Inhumane or Degrading Treatment or Pun-
ishment (see The Constitution of the Republic of Kosovo 2008: 6), which 
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grant personal security to everyone and specify that no one must be sub-
jected to torture or cruel, inhumane or degrading treatment or punishment. 

Women’s Quota 

The International Institute for Democracy and Electoral Assistance (International 
IDEA) regularly publishes information on gender quotas in special areas. 
For Kosovo the most recent information dates back to 2017. International 
IDEA states that currently women hold 39 out of the 120 seats of the Ko-
sovo Assembly, which reflects a total of 33 percent of women in the As-
sembly (International IDEA 2017). Even though Kosovo officially com-
plies with the formal thirty per cent quota it should be highlighted that 
there is still room for improvement as the current number is just barely 
above the minimum standard of women participation. 

Rape & Sexual Assault 

In 2000 The Independent International Commission on Kosovo (see The Independ-
ent International Commission on Kosovo 2000: 11, 91f, 116) gave recom-
mendations for dealing with war crimes and women’s empowerment in 
Kosovo. A subsequent study in 2013 by Victoria S. Rames for the Office of 
the United Nations High Commissioner for Human Rights underlines the lack of a 
comprehensive program in Kosovo for survivors of sexual violence related 
to the armed conflict. The report criticized that the Law on the Status and the 
Rights of the Martyrs, Invalids, Veterans, Members of the Kosovo Liberation Army, 
Civilian Victims of War and their Families did not include survivors of sexual 
violence. In line with Rames’ suggestion to develop a reparations program 
(see Rames 2013: 9), the Kosovo Women’s Network (KWN) lobbied for a 
change of the law. In 2014, the Assembly of the Republic of Kosovo ap-
proved to change the law to include survivors of violence and sexual abuse 
(Kosovo Women’s Network, 08/04/2014). Yet, it took another three years 
and lobbying by civil society groups until the government in 2017 estab-
lished the Government Commission on the recognition and verification of the status of 
survivors of sexual violence during the Kosovo Liberation War, a necessary mecha-
nism to implement the reparations program (Kosovo Women’s Network, 
03/05/2017). In 2018, survivors of sexual violence filed the first applica-
tions and subsequently received reparation payments. Still, women often 
face personal obstacles when applying for reparations, mostly due to the 
ongoing stigma associated with rape and sexual violence during the wartime 
in Kosovo (see Amnesty International, 2017). 
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Domestic Violence 

In 2009, one year after the Constitution of Kosovo entered into effect, 
KWN identified challenges that prevented victims of domestic violence 
from accessing justice in Kosovo. At that time the Kosovo government 
was already preparing the (one year) later adopted Law on Protection against 
Domestic Violence as well as the National Strategy and Action Plan on Protection 
from Domestic Violence. Still, the Criminal Code of Kosovo (CCK) did not 
define domestic violence as a criminal act until 14th January 2019. It was 
only through KWN’s request to include a specific definition of domestic 
violence during the amendment process of the CCK, which began in 2017, 
that domestic violence and sexual harassment became criminal acts in Ko-
sovo in 2019 (see Kosovo Women’s Network, 28/01/2019). 

Conclusion 

The paper reveals that highly internationalized constitution processes, 
which lack a certain kind of local ownership and political will of the local 
actors to implement formal provisions on women’s rights and gender 
equality, subsequently lead to difficulties in the implementation of women’s 
rights and gender equality in a fragile and conflict-ridden state. 

Section two is concerned with analyzing the independent variable, the de-
gree of international involvement and the degree of transparency of the 
process. It arrives at the conclusion that the role of international actors in 
the Kosovo constitution-drafting process was crucial, equal to Riegner’s 
level of “total” (Riegner 2010: 1042) international involvement. Even 
though Kosovo women participated in the consultation process (see chap-
ter 2, pp. 8-10), they were not actively involved in the process of drawing it 
up. 

Section three focuses on the first part of the dependent variable, the formal 
inclusion of women’s rights and gender equality in the constitution. Due to 
the constitution’s direct applicability of CEDAW and the introduction of a 
quota system for women, the inclusion of women’s rights is considered to 
be exceptional, not only in the region but also worldwide. 

Section four concentrates on the second part of the dependent variable, the 
implementation and adherence to the provisions concerning women’s 
rights and gender equality. The section identifies significant existing gaps 
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between the standards set forward in the Kosovo constitution concerning 
women’s rights and gender equality and the action taken so far to imple-
ment them. Quotas for women’s participation in political institutions have 
been formally met, yet special grievances of women (i.e. justice for the vic-
tims of military rape campaigns during the Kosovo war, domestic violence) 
have been addressed slowly and only after continuous campaigning by civil 
society groups, most prominently by the umbrella group Kosovo Women’s 
Network. The section highlighted how a lack of interest in women’s issues 
and a lack of political will of local actors lead to a sluggish and partial im-
plementation of the constitution’s provisions over a time-span of more 
than ten years since the adoption of the Constitution of Kosovo. Based on 
the findings, I propose the following suggestions:  

First, it is crucial to increase awareness of women’s rights and gender equal-
ity. The government should host a national dialogue and information cam-
paigns, which explain how improving women’s status and fostering gender 
equality benefits the overall society.17 The population must be engaged di-
rectly, preferably at a local level. The government should provide incentives 
for citizens to form local activist groups, host town hall meetings and re-
gional projects. Thus, the residents can directly engage with each other and 
share their opinions and ideas for improving women’s rights and gender 
equality. 

Second, the discourse on women’s rights and gender equality needs to be 
de-emotionalized and objectified. It would be feasible to promote a gender 
sensitive language, which differentiated between the meaning of ‘sex’ and 
‘gender’ (see Kosovo Women’s Network, 27/02/2015). Moreover, state 
institutions, which should adhere to gender equality (see section 3.b., p.13) 
may serve as role models and introduce workshops for their employees. 

Third, legislators should adopt a clearer and more specific language when 
passing legislature concerned with women’s rights and gender equality. An 
example for Kosovo’s struggle to draft precise legislation is the current 
process of the Draft Law on Protection against Discrimination (see Kosovo 
Women’s Network, 27/02/2015). 

Fourth, women’s organizations need to receive state funding for projects to 
ensure sufficient financial stability. A report by the KWN and Alter Habi-

17 For an in-depth analysis of the influence of women’s rights and gender equality 
on societies, see the report by the World Bank, 2012. 
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tus Institute for Studies in Society and Culture published in 2013 showed 
that the overall funding of the 90 surveyed women’s organizations in Ko-
sovo decreased between 2001 and 2013. The report found that the average 
annual income decreased from € 54,197 in 2005 to € 37,032 in 2012 (see 
Kosovo Women’s Network and Alter Habitus Institute for Studies in Soci-
ety and Culture 2013). Here, the government is urged to contract women’s 
organizations as experts to inform policies from a gender perspective and 
to set aside resources for their involvement within the National Action 
Plan towards Gender Equality. 

Overall, the outlined suggestions may help to effect the necessary change in 
behavior in the legislative and justice systems, as well as in the overall socie-
ty of Kosovo. Only then, successful implementation of women’s rights and 
gender equality provisions may take place, and the provisions may become 
more than rights on paper, more than a decade after they first were written 
down. 

Bibliography 

Amnesty International (2017): Wounds that burn our Souls, 
https://womensnetwork.org/wp-content/uploads/2018/10/2017 
1213144511741.pdf 

Bell, Christine/O’Rourke, Catherine (2010): Peace Agreements or Pieces of Pa-
per? The Impact of UNSC Resolution 1325 on Peace Processes and their 
Agreements, International and Comparative Law Quarterly 59, 941-980 

Caprioli, Mary (2000): Gendered Conflict, Journal of Peace Research, Vol. 37, No. 
1 

Castillejo, Clare (2011): Building a State that Works for Women, Working Paper 
No. 107, FRIDE: Madrid 

Domingo, Pilar/Holmes, Rebecca/Rocha Menocal, Alina/Nicolas Jones, with 
Bhuvanendra, Dharini/Wood, Jill (2013): Assessment of the evidence of 
links between gender equality, peacebuilding and statebuilding, Literature 
Review 

Farnsworth, Nicole/Qosaj-Mustafa, Ariana/Ekonomi, Milva/Shima, Ada/Dauti-
Kadriu, Dua for the Kosova Women’s Network (2012): At What Cost? 
Budgeting for the Implementation of the Legal Framework against Domes-
tic Violence in Kosovo 



134 

Fortna, Virginia Page (2003): Scraps of Paper? Agreements and the Durability of 
Peace, International Organization 57, 337–372 

Haynes, Dina Francesca/Ní Aoláin, Fionnuala/Cahn, Naomi (2011): Gendering 
Constitutional Design in Post-Conflict Societies, William & Mary Journal of 
Women and the Law 17, 509-545 

Holzner, Brigitte (2014): CHECKLIST: Important Tools for Gender-
Mainstreaming in Fragile Situations – Good Practices in Kosovo, in: 
Nowak, Manfred; Werther-Pietsch, Ursula et al. (2014) All Human Rights 
for All – Vienna Guidebook on Peaceful and Inclusive Societies, NW Ver-
lag, 127-149 

Hoxha, Linda/Shima, Ada for UNDP (2013): Mission Report. Mapping of local 
initiatives on Women, Peace and Security in Kosovo 1999-2012. 

Institute for Economics and Peace (2011): Structures of Peace: Identifying what 
leads to peaceful societies. 

International Institute for Democracy and Electoral Assistance (2017): Gender 
Quotas in Special Areas – Kosovo, https://www.idea.int/ 
gender/quotas_special_areas.cfm?countr 

Koester, Diana (2014): Statebuilding, Gender Equality and Women’s Rights, in: 
Nowak, Manfred/Werther-Pietsch, Ursula et al. (2014): All Human Rights 
for All – Vienna Guidebook on Peaceful and Inclusive Societies, NW Ver-
lag, 127-149 

Kosova Women’s Network (28/01/2019): Kosovo Criminal Code Criminalizes 
Domestic Violence, Sexual Harassment, https://womensnetwork.org/ 
kosovo-criminal-code-criminalizes-domestic-violence-sexual-harassment/ 

Kosova Women’s Network (03/05/2017): Women’s organizations write to the 
Prime Minister on the establishment of a Government Commission on the 
Recognition and Verification of the Status of Survivors of Sexual Violence 
during the Kosovo Liberation War, https://womensnetwork.org/womens-
organizations-write-to-the-prime-minister-on-the-establishment-of-a-
government-commission-on-the-recognition-and-verification-of-the-status-
of-survivors-of-sexual-violence-during-the-kosovo-li/ 

Kosova Women’s Network (27/02/2015): KWN Comments on Draft Laws Re-
lated to Human Rights, http://www.womensnetwork.org/ 
?FaqeID=1&n=300 



135 

Kosovo Women’s Network (27/02/2015): KWN is concerned over comments 
made by Minister of Economic Development, Blerand Stavileci, 
http://www.womensnetwork.org/?FaqeID=1&n=301 

Kosovo Women’s Network (08/04/2014): New Law Recognizes Persons Who 
Suffered Sexual Violence, https://womensnetwork.org/new-law-
recognizes-persons-who-suffered-sexual-violence/ 

Melander, Erik (2005): Gender Equality and Intrastate Armed Conflict, Interna-
tional Studies Quarterly, Vol. 49, No. 4 (Dec 2005), 695-714 

Ní Aoláin, Fionnuala (2012): Advancing Feminist Positioning in the Field of 
Transitional Justice, The International Journal of Transitional Justice 6, 
205–228 

OECD-DAC (2013): Gender and Statebuilding in Fragile and Conflict-affected 
States. OECD Publishing, Paris. 

Qosaj-Mustafa, Ariana/Farnsworth, Nicole for the Kosovo Women’s Network 
(2009): More than “words on paper“? The response of justice providers to 
domestic violence in Kosovo 

Rames, Victoria S. for the Office of the United Nations High Commissioner for 
Human Rights - Stand-alone Office in Kosovo (2013): Healing the Spirit: 
Reparations for Survivors of Sexual Violence related to the Armed Conflict 
in Kosovo 

Riegner, Michael (2010): The Two Faces of the Internationalized pouvoir con-
stituant: Independence and Constitution-Making Under External Influence 
in Kosovo, Göttingen: Journal of International Law 2, 1035-1062 

The Independent International Commission on Kosovo (2000): The Kosovo 
Report 

UN General Assembly (1979): The Convention on the Elimination of All Forms 
of Discrimination against Women (CEDAW), 
http://www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/text/econvention.htm 

Weller, Marc (2009): Contested Statehood: Kosovo’s Struggle for Independence, 
Oxford University Press, 109-149 

World Bank (2012): World Development Report: Gender Equality and Develop-
ment, World Bank: Washington D.C.  



136 

2. The Colombian Peace Process –  
Establishing Innovations 

Mag. Regina Wurm und Denis Mainka, M.A.  
(Friedrich-Schiller-Universität Jena) 

The internal armed conflict in Colombia is one of the most intense and 
protracted in the world. Over five decades fighting killed thousands of 
people and forced about seven million to leave their homes. The non-state 
armed organizations Revolutionary Armed Forces of Colombia – People’s 
Army (FARC-EP) and National Liberation Army (ELN) have engaged in 
armed fights with the Colombian government since the 1960s. Whereas 
recent ceasefires and peace talks could not end the conflict with the ELN, 
which is much rather intensifying ultimately under President Iván Duque, 
the former government and the FARC-EP reached a Comprehensive Peace 
Accord on 24 August 2016, after four years of dedicated negotiations 
(Pineda 2016, Amnesty International 2017, Centro Nacional de Memoria 
Histórica 2013). 

The peace agreement was then submitted to a referendum on 02 October 
2016 to widen its legitimacy, but was rejected in a conceivably narrow vote. 
After consultation of NO campaigners and opposition politicians a revised 
version of the agreement was signed by the conflict parties and approved 
by the Colombian Congress. The Colombian Peace Accord entered into 
force on 01 December 2016 (Vierucci 2017). 

The process of the peace negotiations and the content of the resulting 
agreement have to be considered undoubtedly as innovative since they de-
veloped new frameworks and approaches in peacemaking, respectively 
peacekeeping. They include a procedural distinction between peace negotia-
tions and the peace process, a positioning of victim’s rights and interests at 
the center of discussions, establishing a gender perspective on all topics, 
creating a Gender Subcommission, addressing structural problems of rural 
development, and formulating implementation plans and monitoring 
mechanisms before the agreement is signed (Herbolzheimer 2016). 

The creation of the Gender Subcommission has to be mentioned particu-
larly as it is the first one of its kind worldwide. Despite its rather strong 
legal framework for gender equality (Programa Presidential Indígena 2013), 
Colombian society remains in severe inequality and gender violence, which 
have deepened by the conflict (GPaz 2018). 
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Subsequently, a more detailed outline will be given why the Colombian 
peace process has to be considered as innovative and, thus, could set new 
standards, and how the Colombian peace agreement ‘provides evidence of 
a new lex pacificatoria’ (Bell 2016). 

Historic context – enabling peace talks 

The peace negotiations between 2012 and 2016 were the third major at-
tempt in over fifty years to settle the protracted conflict peacefully. To 
reach a sustainable peace agreement the parties to the conflict developed 
innovative frameworks and new approaches that could inspire other peace 
processes in the world (Herbolzheimer 2016). 

A first series of peace talks was held in 1984, resulting in a ceasefire com-
mitment that allowed the FARC-EP to officially establish a new left-wing 
political party, the Patriotic Union (UP). In the following years about 5,000 
members of the new party were killed by groups of the paramilitary organi-
zation United Self-Defenders of Colombia (AUC), which often operated in 
collusion with the state’s security forces. Hence, peace talks stopped in 
1990 (ibid.). As the first high-level politician in power President Santos 
admitted that past governments of the times are to hold partly responsible 
for the systematic murders (Juan Manuel Santos 2016). 

A second attempt to discuss peace took place in 1999. The government 
‘agreed to demilitarize a territory in the Caguán region’ near Bogotá where 
the peace talks were hold (Pineda 2016). Extreme distrust among the par-
ties led to negotiations only on procedural issues, and did not continue to 
further contents. Talks ended in 2001 without any result (ibid.). 

In 2002 the conservative and far right-wing politician Álvaro Uribe was 
elected new president. He followed a hard-line approach against the FARC 
with uncompromising military offensives and increased military capacity to 
wipe out the guerrillas. An intensive and bloody eight-year civil war was the 
consequence (Herbolzheimer 2016). 
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Factors facilitating the third attempt of peace negotiations 

Disputing parties are not willing to engage in peace negotiations until they 
recognize they cannot win outright. Peace negotiations cannot be launched 
at any time; the conflict must be ‘ripe’. The best moment for peace negotia-
tions is when both parties feel trapped in a ‘mutually hurting stalemate’. 
The parties need to have the understanding that the continuation of fights 
is no longer a preferred option. Additionally, the parties need to be willing 
to engage with the enemy in a constructive dialogue (Zartman & de Soto 
2010). 

In 2011 both the government and the FARC-EP signaled their readiness to 
launch new peace talks that led to the third peace talks round 
(Herbolzheimer 2016). 

Government factors 

In 2010 Uribe’s Minister of National Defense and political protégé, Juan 
Manuel Santos Calderón, was elected president. The uncompromising mili-
tary offensives from 2000 to 2008 were unable to bring the conflict to an 
end; a total military victory seemed impossible. Assuming office, Santos 
drew conclusions from this conflict policy and changed course. 

Furthermore, killing top-level commanders of the FARC-EP might have 
left the organization without leadership capacities to engage in peace talks. 
The final factor was the moral and societal pressure to end the protracted 
conflict which had caused several thousands of fatalities and human rights 
violations (ibid.) over time. 

FARC-EP factors 

The armed group’s goal to contribute to a radical change of the country’s 
policy, clientelistic bi-party system, distribution of land possession and min-
imization of societal inequalities proved to be harder to achieve over time 
(FARC-EP 1964). Additionally, with the natural death of its historical long-
term leader known as Manuel Marulanda in March 2008, a paradigmatic 
shift in the movement’s thinking occurred. Hence the leadership was more 
moderate and amenable to enter into peace talks with the government 
(Herbolzheimer 2016). 



139 

Finally, these factors led to the third major round of peace negotiations 
(ibid.) The peace process of Colombia included three significant phases, 
which will be discussed in more detail below: preparation, conflict termina-
tion, and a conflict transformation phase. 

Preparation – a framework for negotiations 

Santos did not campaign for presidency by suggesting peace talks with 
FARC-EP and ELN as he yet depended on President Uribe’s reputation 
and support. But already with his inauguration speech the new president 
underlined his willingness to talk peace, thereby inviting all politically moti-
vated armed groups (Santos 2010). 

In confidential talks in Havana between 2011 and 2012 the parties dis-
cussed preconditions under which the talks were to take place as well the 
scope of the negotiations. In August 2012, the parties formulated general 
principles for peace talks and jointly announced the so-called Global 
Agreement for the Termination of the Armed Conflict. The Global 
Agreement included the agenda and the methodology for the following 
peace talks. The main difference to the previous pre-negotiation agreement 
was that the agenda was much narrower this time, more precise and more 
realistic (Herbolzheimer 2016). 

As Dag Nylander, permanent envoy of guarantor Norway, later stated, the 
Norwegian delegation at this early stage of the process concentrated on 
three areas to be promoted among the two parties: combating land mines 
and ensuring a gender perspective and transitional justice. Nevertheless, in 
the 2012 framework no specific gender topic was mentioned as the parties 
wanted the agenda to be short and had problems with limiting the inclusion 
of specific societal groups (Salvesen/Nylander 2017). 

Generally speaking, formulating general principles in peace processes offers 
some reassurance to the local population, government members and all 
other parties involved in the conflict. Moreover, general principles ensure 
the readiness and willingness of the parties, and they test the good faith of 
the non-state armed group to make concessions and efforts for peace 
(Quinney & Coyne 2011). 

The pre-negotiation agreement highlighted the purpose of the peace nego-
tiations to ‘terminate the armed conflict’. The parties adopted the common 
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provision that ‘nothing is agreed until everything is agreed’. This important 
basic principle avoids any kind of ‘cherry picking’, referring to parties ac-
cepting only preferable agreements and rejecting others, and provided the 
flexibility to adjust to challenges present throughout the negotiations 
(Quinney & Coyne 2011). 

One of the most contentious provisions of the Global Agreement was that 
peace talks would take place without a ceasefire. However, the FARC-EP 
announced a unilateral cessation of hostilities in July 2015, froze positions 
on the ground and stopped violence temporarily. A unilateral ceasefire usu-
ally reveals respect for humanitarian concerns and the readiness and will-
ingness to seek a non-violent solution to the conflict (Yawanarajah & Ouel-
let 2003). The Government stopped its attacks on FARC-EP positions in 
August 2015, which resulted in an unofficially agreed ceasefire 
(Herbolzheimer 2016). 

Conflict termination - Peace negotiations with the FARC-EP 

Formal talks started with an inaugural session in Oslo, Norway, in October 
2012 and continued in Cuba’s capital Havana. In the pre-negotiation 
agreement both parties agreed that the third phase of conflict transfor-
mation was to take place in Colombia and include civil society 
(Herbolzheimer 2016). 

Third-party interventions and Enforcement 

The peace negotiations in Havana received strong international support. 
However, the parties retained control over the main negotiations in Havana 
the whole time. Peace talks were driven by the parties themselves without 
an external mediator. Nevertheless, government and FARC-EP appointed 
Cuba and Norway to be guarantors, while Venezuela and Chile took over 
the roles of observers (Herbolzheimer 2016). 

Norway and Cuba attended the main negotiations and gave substantial 
support by trust-building activities, logistics and capacity-building. Other 
international third-parties (e.g. United States, Germany, EU) either joined 
in by nominating special envoys to the peace process or offered their ex-
pertise and lessons learned (ibid.) 
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Mode of process 

The agreement was drafted in sections, step by step. Consensus was built 
for each major issue and ultimately brought together in a final unified com-
prehensive agreement. The final peace agreement consists therefore of six 
distinct agreements and numerous annexes, reflecting the six topics of the 
initial agenda (Vierucci 2017). The negotiating parties developed a new 
form of ‘slow drip’ process with many stop and start phases and in the end 
moved to a comprehensive domestic political agreement (Bell 2016). 

From the beginning the parties in Havana put emphasis on being connect-
ed to and in exchange with Colombian society. A website was launched 
inviting all citizens to bring their thoughts, comments and critique to the 
negotiation table. Over 66,000 contributions were made in the forums, by 
far the most on the topic of victims (Oficina del Alto Comisionado para la 
Paz 2016b). The gender issue was given a prominent place on the web 
page. Further, the negotiating parties held common press conferences pre-
senting constantly the state of affairs. 

The invitation of victims and a broader spectrum of NGOs to Havana in 
autumn 2014 was a major factor in the negotiation process. First hand 
statements and face-to-face discussions raised public interest in the process 
and resulted in a profound sensitization of the negotiators regarding the 
issues of reconciliation and transitional justice (Alto Comisionado para la 
Paz 2014) 

During the phase in Cuba women and LGBTI organizations stressed their 
demand to be included actively in the negotiations – ‘make a pact, not 
packed into’, as they had demanded already in similar manner on their na-
tional ‘Summit of Women and Peace’ one year before. Hence, an official 
Gender Subcommission was created to revise critically the three agenda 
topics agreed on, and to work on a gender approach to be considered in 
the negotiations. Both parties made a commitment to integrate the issue 
(Salvesen/Nylander 2017). 

Thus, the subcommission invited female leaders, experts and former (guer-
rilla) fighters from various countries as well the UN Special Representative 
on Sexual Violence and UN Woman Executive Director to Cuba so as to 
enhance its expertise and push their demands (ibid.) 
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Subjects of Matter 

The negotiating agenda included five substantive and one procedural issue: 
rural development (May 2013), political participation (November 2013), 
solutions to the drug trafficking problem (May 2014) and victims’ rights 
(September 2015). The procedural issue focused on the implementation of 
the final peace agreement (June 2016) (History: Colombian conflict, 2016). 

The topics of rural development, political participation and illicit crops 
took approximately six months of negotiations each. Most challenging was 
the settlement on victims and justice. After receiving victims and groups of 
civil society in Havana, many discussions and expectations as well as public 
pressure regarding justice and impunity delayed the settlement. In the end, 
it took over fifteen months until the parties agreed to reject impunity for 
severe crimes on both sides, especially of human rights and international 
law violations, including all sexual crimes (Salvesen/Nylander 2017). 
Agreements on the procedural implementation issue were worked out sim-
ultaneously in sub-commissions (History: Colombian conflict, 2016). 

A special focus was placed on poverty and exclusion due to unequal access 
and possession of land in rural areas, as they were identified as the root 
causes of the conflict. Moreover, these regions were the main areas where 
the fighting between the parties took place, but there were also organized 
crime, like the mafia, and paramilitary organizations, present. The agreed 
counterprogram was seen in a large scale plan for rural development, estab-
lishing food security, individual incomes and infrastructural connection to 
urban areas (Herbolzheimer 2016). 

The Gender Subcommission worked out that traditional gender inequalities 
in Colombia had been deepened by the protracted conflict. Therefore, a 
gender approach needs recognition in all topics (GPaz 2018). 

Conflict Transformation – The Colombian Peace Accord 

The conflict transformation process included five significant innovations, 
which became a reference for international peacebuilding processes in the 
world. These innovations will be presented below in more detail. 

The Colombian Peace Accord is one of the most innovative peace agree-
ments the world has ever seen. Government and FARC-EP had learned 
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from past failures and other peace processes worldwide. In doing so, they 
created and implemented innovative frameworks and new approaches to 
address post-agreement dilemmas (History: Colombian conflict, 2016). 

Length and Style 

The original peace agreement signed in August 2016 had 297 pages, the 
revised version signed in November 2016 has a total of 310 pages. The 
Peace Accord is the longest ever produced in an intrastate conflict. It con-
tains detailed regulations and provisions written in clear and precise lan-
guage, whereas the ‘constitutional block’ of the peace agreement uses the 
language of principles, values and symbolism (Bell 2016). The drafting chal-
lenge was ‘to strike a balance’ between the precision for short-term goals 
(e.g. demobilization and demilitarization process) and vague language that 
permits a broader constitutional consensus to emerge (Bell 2008). 

After the agreement was narrowly rejected in the referendum because of 
alleged impunity and gender ideology, terms and formulations were speci-
fied or replaced with more precise ones. In the case of gender-sensitive 
language, general, but including, terms resulted in accusations by the 
church and conservative politicians to destroy traditional families 
(Salvesen/Nylander 2017). 

Legal form - embedded in national and international legal frame-
works 

The legal form of an agreement is of major importance as it creates assur-
ances that the parties involved will comply with their commitments and 
produces confidence that an agreement will be implemented (Betancur 
Restrepo 2016). The Colombian peace agreement is innovative as it en-
deavors to provide for its own legal status (Bell 2016). 

The government and the FARC-EP explicitly stated in the document that 
the final Peace Accord would constitute a Special Agreement under Com-
mon Article 3 of the Geneva Conventions of 1949. The agreement’s classi-
fication as a Special Agreement is mentioned in different parts of the peace 
deal (e.g. preamble, p. 201 and p. 277 of the Peace Accord) (Betancur Re-
strepo 2016). 
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The parties decided to endow the peace agreement with additional interna-
tional mechanisms. For instance, the government incorporated the peace 
agreement into the Colombian legal order as part of the ‘constitutional 
block’, meaning it was given quasi-constitutional status. The document was 
deposited before the Swiss Federal Council (Vierucci, 2017). Furthermore, 
the government made a “unilateral declaration before the Secretary-General 
of the United Nations; and also requested the Accord’s inclusion in a Secu-
rity Council Resolution.” (Betancur Restrepo 2016: 192) 

As a matter of fact, Common Article 3 invokes humanitarian law, especially 
provisions of the Geneva Conventions, to be applied to a non-international 
armed conflict, if the agreement fulfils the requirement and contains or 
refers to international humanitarian law provisions (The Geneva Conven-
tions, 2016). Special Agreements are used particularly to enhance compli-
ance with humanitarian law provisions included in peace agreements in 
intrastate conflicts. The Colombian Peace Accord includes provisions that 
refer to both humanitarian law and human rights law, in particular with 
regard to amnesty and accountability for war crimes (Vierucci 2017). 

The government and the FARC-EP believe that a Special Agreement in-
creases legal certainty for the disputing parties by reinforcing the agree-
ments’ international effects. Thus, it is vital to discuss next the international 
effects that a Special Agreement might have on peace agreement signatories 
(Vierucci 2017). 

With regard to international effects, a Special Agreement usually contains 
or refers to international legal rules to which parties to the conflict bind 
themselves pursuant to Common Article 3. Furthermore, non-state actors 
often want to “achieve some political recognition from States in the realm 
of international law.” (Heffers & Marcos 2014) Even though Common 
Article 3 states that its provision ‘shall not affect the legal status of the Par-
ties to the conflict’, it is widely accepted that non-state armed groups are 
recognized as subjects of international humanitarian law but not as subjects 
of the entire international law (Betancur Restrepo 2016; see Sheeran 2011). 
The recognition of non-state armed groups as subjects of international law 
would open the possibility to fashion an international agreement under 
Article 3 of the Vienna Convention on the Law of Treaties of 1949. How-
ever, “[t]he Colombian Constitutional Court indicated that Peace Accords 
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could not be considered treaties since the guerilla is not a subject of inter-
national law.”18 (Betancur Restrepo 2016, 189) 

Bell argues that peace agreements represent a new distinctive legal form 
category (Bell 2008). Yet, criticism is raised over this concept and its appli-
cation, as parties do not want their peace agreement to constitute a discrete 
legal form, they want to be connected with international law and to achieve 
the benefits sought by binding agreements under international law (ibid.) 

It is argued that the Colombian peace agreement is a national document 
governed by Colombian law, because it primarily regulates domestic mat-
ters, such as a rural reform, disarmament and reintegration of former 
FARC-EP combatants, internal problem of drug production and victim’s 
reparation. For these reasons it is argued that the agreement constitutes a 
domestic document rather than an international one. However, one may 
think that some provisions of the peace agreement implement the Geneva 
Conventions. These specific provisions can be seen ‘as being drafted in 
accordance with Common Article 3’ and refer to the international legal 
order (Vierucci 2017). 

“While traditionally national law has been viewed as a means to implement in-
ternational law, the Colombian Peace Agreement reverses this approach by taking 
international law as a way to guarantee compliance with a legal act regulated by 
national law.” (Vierucci 2017: 4) 

The parties seek protection in the international legal order. The use of in-
ternational legal mechanisms as a guarantee for the peace agreement shows 
great faith in international law on both sides (Vierucci 2017). 

Human rights and humanitarian law are the central legal framework of the 
Colombian Special Jurisdiction for Peace (Vierucci 2017). The Special Ju-
risdiction for Peace finds a legal grounding by merging applicable norms of 
human rights and humanitarian law into one framework. This regime 
merge can be seen as a novel peacemaking practice and be understood as 
part of the lex pacifcatoria (Bell 2016). 

18 Corte Consitutional [C.C], Sentencia No. C-225/95 (Colom.). 
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Innovations 

The final peace agreement includes five significant innovations concerning 
conflict transformation: (1) democratizing the peace process, (2) placing the 
victim’s rights at the center of peace talks, (3) establishing a gender per-
spective on all topics and creating a Gender Subcommission, (4) addressing 
structural problems of rural development, (5) addressing illicit crops and 
drug trafficking (6) and preparing implementation plans before the agree-
ment is signed. These innovations and new practices provide according to 
Bell evidence of a lex pacificatoria (Bell 2016; Herbolzheimer 2016). 

Distinguishing between peace negotiation and a broader peace pro-
cess 

The jointly announced Global Agreement clearly distinguishes between the 
peace negotiations in Havana, including representatives of the government 
and the FARC-EP, and the broader peacebuilding process carried out in 
Colombia, and involves society at large (Bell 2016). 

For this reason the parties had huge interest in involving society from the 
beginning of the negotiation to facilitate the implementation and increase 
the acceptance of the peace agreement. The means used included launching 
a website with forums, issuing press releases all the time, inviting various 
societal groups and individuals, and holding a referendum. 

The conceptual innovation of the distinction between peace talks (conflict 
termination) and peace process (conflict transformation) demonstrates that 
peace negotiations are a part of a more extensive peace process 
(Herbolzheimer 2015). 

Transitional justice: addressing the rights of the victims 

In peace processes, states often focus on issues such as re-establishing se-
curity, reconstructing governance institutions and reshaping the justice sys-
tem. While such efforts are essential for promoting the rule of law, they are 
inappropriate to deal with the complex situation of past human rights viola-
tions. For the very first time, a peace agreement placed the victim’s rights at 
the center of the peace negotiations. Colombia has the most extensive pro-
visions on transitional justice, with an intricate and elaborate implementa-
tion and enforcement mechanism (Bell 2016). The peace agreement has 
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been framed “on transitional justice explicitly to respond to the victims’ 
rights to truth, justice reparations and guarantees of non-recurrence.“ 
(Herbolzheimer 2016: 4) 

The Basta Ya! Report, published in 2013, documents fifty years of armed 
conflict in Colombia. This document reveals the magnitude of the civil war, 
the various forms of violence, the responsibility of the different armed ac-
tors and the consequences and impact on the civilian population (Sánchez 
& Weiskopf 2015). 

According to the report, Colombia is home to the world’s second-largest 
population of internally displaced persons after Syria, in total around 7 mil-
lion. The report recorded over 30,000 kidnappings and over 45,000 forced 
disappearances. Furthermore, the government acknowledged over 13,000 
victims of sexual violence, 11,000 victims of landmines and at least 10,000 
victims of torture (Oficina del Alto Comisionado para la Paz 2016a). 

Both, the government and the FARC-EP, admitted their responsibility for 
gross human rights abuse and made an official statement, in which they 
asked the victims for forgiveness (Herbolzheimer, 2016). 

The Peace Accord created a Special Jurisdiction for Peace (JEP). The Spe-
cial Jurisdiction for Peace was inspired by the South African transitional 
justice approaches that put a strong emphasis on telling the truth. The 
peace accord contains provisions for establishing a special tribunal for 
peace and the special courts of justice, responsible for dealing with investi-
gations and criminal prosecutions, and for making judicial decisions (Histo-
ry: Colombian conflict, 2016). 

The Special Jurisdiction for Peace stated that “if offenders cooperate with 
the justice system they will benefit from reduced sentences and will have to 
serve their terms by working to assist victims and repair the damage done 
to society instead of sitting in prison.” (Herbolzheimer 2016: 4) 

Although scholars describe the Special Jurisdiction for Peace as a corner-
stone of transitional justice, the original peace agreement failed to be ap-
proved in the referendum of October 2016. With an official voters’ partici-
pation of 37.43 percent an extremely narrow majority of 50.21 percen-
trejected the signed agreement (Registraduría 2016). The main popular ar-
guments of the NO campaign were a alleged extensive impunity for FARC-
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EP fighters and the ‘gender ideology’ that the Peace Accord would try to 
set in society. After the government talked to campaign leaders and opposi-
tion politicians to listen to their concerns, both conflict parties entered into 
re-negotiations in Havana. As a consequence, potential amnesty in ex-
change for honestly telling the truth and dedicated support of state prose-
cutors was to be made harder to be obtained. 

[The Colombians voted against the peace agreement because many felt that 
the deal around victim’s rights, justice and impunity was not negotiated 
well. The deal was seen as too lenient on the rebels, as it would have al-
lowed the majority of fighters to walk away from the conflict without pun-
ishment (Colombia referendum, 2016).] [STREICHEN] 

Establishing a gender perspective and creating a new Gender Sub-
commission 

Another innovation is the world’s first implementation of a Gender Sub-
commission during peace negotiations, which the Colombian parties estab-
lished under pressure from women’s organizations. Its primary function 
was to oversee all peace process documents to ensure the documents in-
clude gender-sensitive terms and provisions, and to work out a gender ap-
proach to be included in all topics of the Accord. The subcommission con-
sisted of women and men from both delegations as well three international 
members. It worked on gender issues and invited lesbian, gay, bisexual, 
transsexual and/or intersex (LGBTI) organizations to present their view 
points and include their contributions in the peace negotiations. For the 
first time, a peace agreement addressed LGBTI rights (History: Colombian 
conflict, 2016). 

The Subcommission further invited international female (guerrilla) fighters 
and high UN representatives to enhance their expertise on post-conflict 
inclusion. As forty percent of FARC-EP fighters were females, their suc-
cessful (re-)integration into society the establishment of an independent 
and sustainable life is a crucial aspect of a potential lasting peace 
(Nylander/Salvesen 2017). 

For Nylander and Salvesen a lesson learned is how gender is included in a 
peace agreement as a “too repetitive and imprecise form of language on 
gender may have contributed to fostering the fear of a ‘gender ideology’” 
(Nylander/Salvesen, 2017: 5). Therefore, it is important to clarify what a 
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‘gender approach’ really means and to specify potential consequences for 
the topics discussed (ibid.) 

By the end of the negotiations the Subcommission was transferred to the 
monitoring working group for gender issues in the peace process called 
‘GPaz’, established within the principal Truth Commission (ibid.) 

Including women in the negotiation process itself and giving a gender ap-
proach this space in terms of content in the agreement implies that also the 
importance of UN SC Resolution 1325 on Women, Peace and Security is 
acknowledged accordingly. 

Addressing structural problems of rural development 

The elaboration of a large-scale rural development plan is a unique and 
central element of the accord, and a considerable amount of attention was 
paid to it as compared to other peace agreements. This must be viewed as a 
consequence of the historical structural problems that have never been 
addressed, not even with a decent agrarian reform like elsewhere in Latin 
America, resulting in a high inequality index and poverty (Herbolzheimer 
2016). 

A comprehensive solution plan on these structural problems was the major 
condition for the FARC-EP to peace. The agreed integral and sustainable 
plan provides for better access to, and possession of, land, support for 
small and middle-sized entrepreneurships and improved infrastructure 
connecting to urban areas (Acuerdo de Paz 2016: Topic 1). 

Gender problems in the country are often intersectional, combined with 
ethnic and social exclusion, with the result that rural development is of 
special importance to these women. An empowerment tool for the rural 
population could be the announced citizen forum as an accountability 
mechanism for the progress of improvements (Alvarado/Bjertén-
Günther/Jung 2018). 

Illicit crops and drug trafficking 

The parties agreed on the issues concerning the production of illegal drugs, 
which over time had become one of the drivers of the conflict. Colombia 
has come to be known as the most prominent exporter of cocaine. The 
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government accused the FARC-EP of representing one of the leading drug 
cartels in the country. The armed group admitted that it had collaborated 
with, and protected, farmers who grow illicit crops needed for the further 
illegal production of cocaine or heroin (Herbolzheimer 2016). 

The Colombian Final Accord is innovative ‘in addressing organized crime 
in a peace agreement’ (Bell 2016). There is a consensus between the gov-
ernment and FARC that the matter of illegal crops needs the assistance of 
the international community. There is the need for global policies to tackle 
the drug problem efficiently. Colombia follows the approach prioritizing 
the reduction of demand rather than criminalizing farmers for growing 
coca, marihuana or opium poppy. Hence the country was aiming to take a 
leading role in pushing for a paradigmatic shift in global policy in combat-
ing drug trafficking (ibid.) 

Creating an implementation plan before the agreement is signed 

Theoretically, peace agreements form the basis framework for sustainable 
peace. The implementation and peacebuilding process is often as challeng-
ing as the negotiation of a peace agreement. Therefore, implementation 
strategies had been considered before the negotiations in Havana ended. 
Social and political actors have discussed in detail, beyond the negotiation 
period, the challenges and dilemmas of the post-agreement phase at the 
institutional, social and international level (Herbolzheimer 2016). 

Institutional dimension 

Peace talks often lead to new legislative and constitutional changes. Fun-
damental legislation that supported the peace negotiations and the broader 
peacebuilding process are: 

the Law on Victims and Land Restitution (2011)
the laws on a referendum (2014) or plebiscite (2015) on the peace
agreement
the law on public order (2016) to facilitate the demobilization pro-
cess
the law that judicially shields the peace agreement from possible
changes by later administrations (June 2016)
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Institutional developments were the establishment of Peace Commissions 
in both houses of parliament and the appointment of a Minister for Post-
Conflict Affaires, who is tasked with planning and overseeing the imple-
mentation process (ibid.) 

Socio-political dimension 

The government passed legislation in 2015 to promote public peace educa-
tion. This legislation made it mandatory for all public and private schools 
to strengthen and create a sustainable culture of peace (ibid.) 

The guerrilla organization FARC-EP stopped all of its military training and 
successfully completed its demobilization, demilitarization and reintegra-
tion process (ibid.) under the supervision of the United Nations. The or-
ganization was then transformed into the official political party Fuerza Al-
ternativa Revolucionaria del Común (FARC). Ten seats in congress are 
guaranteed to the party. 

International dimension 

On the international level, international monitors were deployed to moni-
tor the ceasefire. In 2017 the UN assumed the function of overseeing the 
successful demobilization, demilitarization and reintegration (DDR) pro-
cess of FARC-EP fighters. This DDR process is seen as one of the best 
examples of accurate planning, precise sequencing, and timing by the Co-
lombian government and its international implementers (Herbolzheimer 
2016). 

Challenges ahead 

Despite the innovative approaches to tackle the conflict, many challenges 
remain: citizens are still skeptical about the peace agreement, as can be seen 
by the outcome of the referendum of October 2016. One of the challenges 
will be to increase the ownership and to ensure public endorsement of the 
peace agreement. Another challenge will be implementing the peace agree-
ment and to ‘turn words into deeds’ (Herbolzheimer 2016). The post-
agreement period is “nothing less than the continuation of the negotiations, 
but with much more public participation.” (Herbolzheimer 2016: 9) 
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The government of President Duque has recently suspended peace talks 
with the ELN in Havana. The new government is following a completely 
opposite approach as President Santos. Duque demands uncompromisingly 
the ELN to demobilize before negotiations could start. 

An intractable challenge will be the ‘cultural transformation’ of the Colom-
bian population. Colombian society has suffered decades of deep-rooted 
mistrust, fear and hatred. Many Colombians have lost faith in peace, in the 
peace agreement and in politics. The challenge will be to promote peace at 
multiple levels in order to reunite the divided society (Herbolzheimer 
2016). 

Hence, in order to support a positive societal change and a sustainable 
peace for Colombia the following points seem crucial: agreeing on peace 
with the ELN; reappraising the past, punishment and reconciliation; foster-
ing pluralism in the field of politics; fighting illicit crops; a sustainable rural 
development plan; empowerment of the marginalized, women, small farm-
ers and indigenous peoples. 

Conclusion 

The Comprehensive Peace Accord in Colombia is a significant milestone of 
ending hostilities between the government and the FARC-EP. International 
law has numerous roles in the Colombian peace process, however, its most 
significant role is at present that of being a guarantor of the implementa-
tion of the peace agreement (Betancur Restrepo 2016). Both, the govern-
ment and the former guerrilla group are convinced that international law is 
a useful tool to secure the peace deal. The use of several international legal 
mechanisms as a guarantor for the peace agreement’s legitimacy shows 
great faith in international law, and reveals the complex relationship be-
tween the peacemaking practice and international law (Vierucci, n.d.) 

A number of factors, i.e. the length and style of the peace agreement, the 
‘slow trip’ dynamic of the peace process, the range of third-party actors 
involved in the process in Havana and the broader peacebuilding process in 
Colombia, the wide range of issues addressed, the establishment of a gen-
der approach and the creation of specific gender institutions provide evi-
dence of, and make a contribution to, the new lex pacificatoria. These inno-
vations make this peace process one of the most innovative ones in the 
world (Bell 2016). 
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The peace agreement became a perfect example of finding political and 
sustainable solutions to intrastate conflict dilemmas. The Colombian 
agreement is further innovative in providing its own legal status as a Special 
Agreement under Common Article 3 of the Geneva Convention 1949, and 
through its implementation and enforcement mechanisms (referendum and 
special peace agreement monitoring mechanisms). 

The challenges of negotiating and implementing Colombia’s peace agree-
ment are not unique. Colombia’s peacemaking practices have improved 
global policies on peace agreements (Herbolzheimer 2016). The common-
alities of ‘negotiating ends to conflict within states’ can be seen as a com-
mon concept of the peacemaking practice, or to manifest Bells argumenta-
tion as a new lex pacificatoria (Bell 2016). Colombia has successfully started 
an innovative peace process but truly has some work ahead. 
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3. “To Involve Women Is To Sustain Peace”20

Weibliches Engagement im kenianischen Friedensprozess 
2008 (+10) 

Christina Seewald 

Konflikt 2007/8 

Nach den umstrittenen Präsidentschaftswahlen im Jahr 2007 ist es in Kenia 
zu ausgedehnten Unruhen zwischen ethnischen Gruppen gekommen. Die-
se Unruhen sind als Folge von Wahlbetrugs-Bezichtigungen durch Anhä-
nger der Oppositionspartei „Orange Democratic Movement“ (ODM) auf-
geflammt, nachdem der bisherige Amtsinhaber Präsident Mwai Kibaki er-
neut zum Gewinner der Präsidentschaftswahlen deklariert wurde. Interna-
tionale Wahlbeobachter, wie beispielsweise die EU EOM, haben Unregel-
mäßigkeiten auf beiden Seiten festgestellt.21 Der Ausbruch des Konflikts 
wurzelt hauptsächlich in drei Ursachen, nämlich auf (a) der „Ethnisierung“ 
der Politik, (b) dem taktischen Einsatz von Gewalt als politisches Instru-
ment und (c) historischen Konflikten über Landfragen und anderen Dis-
kriminierungen. 22 

Die Unruhen führten zu zielgerichteten ethnischen – beinahe völkermörde-
rischen –Gewalttaten, wobei zuerst die Volksgruppe der Kikuyu, welcher 
Präsident Mwai Kibaki angehört, anvisiert wurde. Eines der ersten und 
abscheulichsten Massaker hat sich im Dorf Kiambaa, nahe der Stadt Eldo-
ret, ereignet, als über 50 unbewaffnete Kikuyu-Frauen und -Kinder in einer 

20 Der Kenianische Nationale Aktionsplan (Kenyan National Action Plan), welcher die 
Resolution 1325 umsetzt, trägt die treffende Überschrift “Kuhusisha Wanawake ni 
Kudumisha Amani” (To involve women is to sustain peace). Vgl. UN Women 
(2016): National Action Plan for the Implementation of United Nations Security 
Council Resolution 1325 and Related Resolutions, https://www.peacewomen.org/ 
sites/default/files/Kenya%20NAP-with-cover-final.pdf [alle folgenden Internetsites 
dieses Beitrags abgerufen 3.-8.1.2019]. 

21 EU Election Observation Mission Kenya (2008): Final Report, General Elections 27 
December 2007, http://www.eods.eu/library/final_report_kenya_2007.pdf. 

22 Inclusive Peace & Transition Initiative (2016): Women in Peace and Transition Pro-
cesses, https://www.inclusivepeace.org/sites/default/files/IPTI-Case-Study-
Women-Kenya-2008-2013.pdf. 
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Kirche eingesperrt und bei lebendigem Leibe verbrannt wurden.23 In der 
Folge ist es zu „Vergeltungstötungen“ durch Kikuyu gegenüber den Volks-
gruppen Luo (zu welcher der Oppositionskandidat Raila Odinga angehört) 
und den Kalenjins gekommen. Auch haben extensive Gewaltanwendungen 
durch Polizei und bewaffnete Gruppen stattgefunden. Insgesamt sind bei 
dem 2007/8-Konflikt über 1000 Personen getötet worden und über Drei-
hunderttausend sind enteignet und vertrieben worden.24 Laut Berichten von 
UNDP waren die meisten dieser Binnenvertriebenen Frauen. Außerdem 
war die Großzahl der Haushalte in der Folgezeit des Konflikts – aufgrund 
von zahlreichen Todesfällen unter der männlichen Bevölkerung bzw. Ab-
lehnung jener Frauen, die „Überlebende/Opfer“ von geschlechtsspezifi-
scher Gewalt waren – von einem weiblichem Oberhaupt geführt.25 Laut 
dem Frauenkrankenhaus von Nairobi sind 650 Fälle von sexueller Gewalt 
gemeldet worden, wobei die Dunkelziffer unter Einbeziehung der aus 
Scham, Angst oder anderen Gründen nicht gemeldeten Fälle bzw. jener 
Fälle, die von der Polizei nicht dokumentiert werden wollten, vermutlich 
deutlich höher liegt.26 Aber auch Männer sind Opfer sexueller Gewalt ge-
worden; ein „Spezifikum“ des 2007/8-Konflikts in Kenia war nämlich die 
gewaltsame Beschneidung von Männern, um diese zu entmannen, teilweise 
zu kastrieren und vor allem zu demütigen. 

Friedensverhandlungen 

Prominente afrikanische Persönlichkeiten waren in die Friedensverhand-
lungen (Kenya National Dialogue and Reconciliation – KNDR) von 2008 invol-
viert, unter anderem der kürzlich verstorbene, vormalige UN-
Generalsekretär, Kofi Annan, und die ehemalige „first lady“, sowohl von 
Mosambik als auch von Südafrika, Graça Machel. Nach extensiver, 42-
tägiger Mediation wurde zwischen beiden Seiten eine Vereinbarung (Natio-

                                                           
23  Gettleman Jeffrey (2019): Mob Sets Kenya Church on Fire, Killing Dozens, 

https://www.nytimes.com/2008/01/02/world/africa/02kenya.html. 
24  Kenya Transitional Justice Network (2013): Summary of the Truth, Justice and Rec-

onciliation Commission Report, http://www.acordinternational.org 
/silo/files/kenya-tjrc-summary-report-aug-2013.pdf. 

25  UNDP: Kenya Livelihoods Recovery Project Document, 1.3 Gender Analysis, 4ff 
http://www.undp.org/content/dam/kenya/docs/Diasaster%20Risk%20Reduction/
PEVLivelihoodRecoveryProjectdoc-1-.pdf. 

26  CIPEV (2008): Report by the Commission of Enquiry into the Post-Election Vio-
lence (Waki Report), 243ff http://kenyalaw.org/Downloads/Reports/ 
Commission_of_Inquiry_into_Post_Election_Violence.pdf. 
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nal Accord and Reconciliation Act 200827) geschlossen, welche eine Machtver-
teilung zwischen den Konfliktparteien vorsah, indem das Amt des Premi-
erministers und eine Koalitionsregierung geschaffen wurden. Während des 
KNDR haben sich die Parteien in einem 4–Punkte-Plan darauf geeinigt, 
dass auf kurze Sicht zuerst der Konflikt beendet wird, jedoch auf langfristi-
ger Ebene auch die Ursachen des Konflikts adressiert werden sollen. Ins-
besondere wurde unter „Agenda Item 4“ eine Verfassungsänderung vorgese-
hen, welche dann auch 2010 mittels eines nationalen Referendums ange-
nommen wurde. Des Weiteren wurden auch ad-hoc-Kommissionen errich-
tet28, unter anderem die Truth, Justice and Reconciliation Commission (TJRC), 
welche vergangene Ungerechtigkeiten und Menschenrechtsverletzungen 
untersuchen sollte.  

Die Rolle von Frauen bei den Friedensverhandlungen 

Die kenianischen Friedensverhandlungen werden oft als Vorzeigebeispiel 
von weiblicher Einbindung bei Friedensprozessen bezeichnet, da Frauen 
sowohl auf lokaler als auch auf nationaler Ebene vertreten waren, sie auf 
die verhandelnden Parteien Druck ausgeübt haben, die zu verhandelnde 
Materie mitbestimmt haben und auch bei der Umsetzung der verschiede-
nen Agenden der Friedensverhandlungen einen wichtigen Beitrag geleistet 
haben.  

Herausragend bei den kenianischen Friedensverhandlungen war, dass in 
jedem vierköpfigen Verhandlungsteam zumindest eine Frauenvertreterin 
(mindestens 25 %) präsent war;29 Vertreterin des ODM-
Verhandlungsteams war zum Beispiel Sally Kosgei, während Martha Karura 
für die PNU (Party of National Unity – Partei von Mwai Kibaki) verhandelt 
hat. Beide wurden jedoch dafür kritisiert, dass sie lediglich die Interessen 
ihrer jeweiligen Partei verfolgt haben, nicht jedoch geschlechtsspezifische 

                                                           
27   National Accord and Reconciliation Act No. 4 of 2008 (revised edition 2012), 

http://kenyalaw.org/kl/fileadmin/pdfdownloads/Acts/NationalAccordandReconcil
iationAct_No4of2008.pdf. 

28  Neben der TJRC wurden zwei weitere ad-hoc-Kommissionen als Teil des Nationalen 
Akkords errichtet, nämlich die (i) “Commission of Inquiry into the Post-Election Violence” 
(oft als “Waki-Kommission“ nach ihrem Vorstand Richter Philip Waki bezeichnet) 
sowie die (ii) „Independent Review Commission on the General Elections“ (welche als „Krieg-
ler Kommission“ nach ihrem Vorstand Richter Johann Kriegler bekannt ist). 

29  Centre for Humanitarian Dialogue (2011): Beyond the Numbers: Women’s Participa-
tion in the KNDR, https://www.hdcentre.org/wpcontent/uploads/2016/ 
08/18KWOATreportmodified220211_0-March-2011.pdf. 
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Interessen vorangetrieben bzw. idealerweise sogar priorisiert haben. Daraus 
folgt, dass politische Repräsentation durch Frauen zwar wichtig ist, aber für 
eine effektive Einbindung von geschlechtsspezifischen Interessen allein 
nicht ausreicht. 

Des Weiteren hatten Frauen auch durchaus hohe Positionen in dem 
KNDR; neben Graça Machel als Mitglied des Gremiums angesehener afri-
kanischer Persönlichkeiten30 (idF „das Gremium“) waren auch noch weite-
re Frauen als leitende Beamtinnen der Vereinten Nationen und der Afrika-
nischen Union in den Mediationsteams vertreten. Graça Machel, die durch 
ihre vormalige Arbeit im Zusammenhang mit dem „Peer-Review-
Mechanism“31 für Kenia mit der ethnischen und politischen Polarisation im 
Land vertraut war, hat eine besonders wichtige Rolle in den kenianischen 
Friedensverhandlungen gespielt. Sie hat verschiedenste Frauen in Füh-
rungspositionen kontaktiert und zusammengebracht und hat diese dazu 
aufgefordert ihre Differenzen beizulegen, um mit einheitlicher Stimme 
Frauenagenden voranzutreiben. Zwischen Frauen gibt es oftmals Wett-
kämpfe, die aus psychologischer Sicht durch den „Krabbenkorbeffekt“32 
erklärt werden können. In Kenia verschlimmern Partei- und Volksgrup-
penzugehörigkeit diese allgemein auftretenden Spannungen zwischen Frau-
en noch, was eine sinnvolle Zusammenarbeit zwischen den weiblichen Ver-
treterinnen bei den Friedensverhandlungen weiter erschwert hat. Erst 
durch die von Graça Machel organisierten „Spitting Session“, bei der Frauen 
ihre Differenzen offen thematisieren konnten, gelang eine Einigung unter 
den kenianischen Frauen, und sie konnten sich erst in der Folge auf eine 
gemeinsame Position bei den Friedensverhandlungen von 2008 einigen und 
diese systematisch verfolgen.33  

                                                           
30  African Union Panel of Eminent African Personalities. 
31  Weiterführende Informationen zum “African Peer Review Mechanism” finden Sie 

unter https://au.int/en/organs/aprm. 
32  Der Krabbenkorbeffekt beschreibt das Phänomen, dass Fischer die gefangenen 

Krabben lebendig in einen Korb werfen können, welchen eine einzelne Krabbe 
problemlos überwinden könnte. Mehrere Krabben hingegen, können aus diesem 
Korb nicht fliehen, da sie sich, sobald eine Krabbe an Höhe gewinnt, gegenseitig 
nach unten ziehen. Dieses Phänomen ist auch anwendbar auf Situationen (vor allem 
zwischen Frauen), in denen flache Hierarchien etabliert werden, um den Aufstieg des 
jeweils anderen – vergleichbar den Krabben – zu verhindern. Die Autorin dankt für 
diesen Input Bot. Dr. Christian Fellner.  

33  Vgl. FN 10. 
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Nach Überwindung der genannten Differenzen hat sich eine Gruppe von 
Frauen zur Women’s Consultative Group (WCG) zusammengeschlossen, 
welche durch das sogenannte „Women’s Memorandum“34 geschlechtsspe-
zifische Interessen in den kenianischen Friedensdialog eingebracht haben. 
Darin forderte die WCG das Gremium auf, die UN- Sicherheitsratsresolu-
tion 1325 umzusetzen, auf gender-spezifische Interessen Rücksicht zu 
nehmen, und es waren in diesem Memorandum auch Forderungen bezüg-
lich humanitärer Hilfe und einer Verfassungsänderung enthalten. Nicht 
allen Forderungen der WCG wurde nachgekommen (beispielsweise der 
Forderung, eine Gender-Beauftragte im Mediationsteam zu ernennen), 
jedoch hat das Women’s Memorandum die Aufmerksamkeit auf den Gen-
der-Aspekt des Konfliktes gelenkt.  

Des Weiteren haben Frauen in Zivilgesellschaften ihre „soft power“ genutzt 
und den Friedensprozess durch andere informelle Strategien (beispielsweise 
Überzeugung der männlichen Delegierten als „political buy in/ lobbying“) 
beeinflusst. Zuletzt ist zu erwähnen, dass auch in den Kommissionen, wel-
che für die Umsetzung der längerfristigen Ziele der Friedensverhandlungen 
etabliert wurden, Frauen einbezogen worden sind. Sohin haben Frauen 
auch bei der Aufarbeitung des Konflikts und bei der Verfassungsänderung 
eine wichtige Rolle gespielt und geschlechtsspezifische Regelungen (bspw. 
die verpflichtende Umsetzung der ⅓ Frauenquote/Förderungsmaßnahmen 
zugunsten benachteiligter Gruppen nach Art. 27 (6) iVm (8) der keniani-
schen Verfassung) umgesetzt. Besonders hervorzuheben ist die Truth, Jus-
tice and Reconciliation Commission unter dem stellvertretenden Vorsitz 
von Dr. Tecla Namachanja Wanjala, deren persönliche Erlebnisse im Rah-
men ihrer Mediationsarbeit bei der Aufarbeitung des Konflikts in den Jah-
ren 2008-2013 im nächsten Kapitel geschildert werden.  

Portrait einer Mediatorin: Dr. Tecla Wanjala 

Dr. Tecla Namachanja Wanjala, Friedensverfechterin und Sozialarbeiterin, 
war stellvertretende Vorsitzende bei der kenianischen Truth, Justice and 
Reconciliation Commission (TJRC), welche gebildet wurde, um vergangene 
Ungerechtigkeiten und Menschenrechtsverletzungen, die in Kenia im Zeit-
raum ab der Unabhängigkeit Kenias (12. Dezember 1963) bis Februar 2008 

                                                           
34  Kenyan Women’s Consultation Group on the Kenyan Crisis (2009): Women’s mem-

orandum to the mediation team, online-Ausgabe 340, 
https://www.pambazuka.org/genderminorities/women%E2%80%99s-
memorandum-mediation-team. 
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auftraten, aufzuarbeiten. Sie selbst kommt aus dem westlichen Bezirk 
Bungoma, nahe dem Mount Elgon, wo die Ausschreitungen des 2007/8-
Konflikts besonders schwerwiegend waren.  

Äußerst prägend waren für Dr. Wanjala ihre ersten Erfahrungen als Media-
torin in den Jahren 1991/2, als es (ebenfalls) zu Spannungen zwischen den 
ethnischen Volksgruppen Kenias gekommen ist, und sie für eine Großzahl 
der Binnenflüchtlinge zuständig war. Als einen ihrer „grand moments“ hat 
sie in diesem Zusammenhang erwähnt, dass sie es durch weibliches Finger-
spitzengefühl geschafft hat, die Jugendlichen, die die Friedensverhandlun-
gen zu sabotieren versuchten (u.a. durch das Niederbrennen von Häusern), 
an einen Tisch zu bringen, um friedvoll zu verhandeln. Sie hatte von den 
ursprünglich neun Kommissionsmitgliedern35 der TJRC die meiste Felder-
fahrung in praxisorientierter Konfliktbereinigung.  

Dr. Wanjala bezeichnet den 2007/8-Konflikt als Konflikt der „gestohlenen 
Wahlen“, der durch ungelöste geschichtliche Probleme katalysiert wurde. 
Nachdem sie ihren Master in Konflikttransformation an der Eastern Men-
nonite Universität in Virginia, USA, abgeschlossen hatte, hat sie sich, moti-
viert durch die Tatsache, dass bei den meisten Konfliktaufarbeitungen das 
Hauptaugenmerk meist nur auf vergeltender Gerechtigkeit (retributive justice), 
nicht jedoch auf heilender/opfer-orientierter Gerechtigkeit (restorative justice) 
liegt, als Kommissionsmitglied beworben. Nachdem Botschafter Bethuel 
Kiplagat, Vorsitzender der TJRC, aufgrund von Vorwürfen der Involvie-
rung im Wagalla-Massaker, des illegalen Landerwerbs und wahrheitswidri-
gen Aussagen im Zusammenhang mit dem Mord am damaligen Außenmi-
nister Robert Ouko für 14 Monate zurückgetreten ist, hat Tecla Wanjala als 
stellvertretendes Kommissionsmitglied die Leitung der TJRC übernom-
men. Trotz der Versuche einer anderen Kommissarin, sie bei der Internati-
onalen Gemeinschaft zu diffamieren (vgl. Krabbenkorbeffekt36), und der 
Tatsache, dass sie zu diesem Zeitpunkt gerade Mutter geworden ist, hat sie 

35 Ein kenianisches Kommissionsmitglied ist im Laufe der Zeit ausgeschieden. Des 
Weiteren ist der kenianische Vorsitzende, Botschafter Bethuel Kiplagat, aufgrund 
von Vorwürfen, selbst in drei Menschenrechtsverletzungen involviert zu sein (Wagal-
la-Massaker, Mordanschlag und Landraub), für 14 Monate zur Seite getreten. Es gab 
drei internationale Kommissionsmitglieder (Prof. Slye, Richter Chawatama und Bot-
schafter Dinka), wovon nur Professor Slye nicht-afrikanisch war. Die kenianischen 
Kommissionsmitglieder waren verschiedener Ethnien, um die Interessen der größten 
ethnischen Gruppen in Kenia gerecht zu repräsentieren (Kalenjin, Kikuyu, Luo, 
Luhya und Somali).  

36 Vgl. FN 13. 
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unverhofft die Leitung der TJRC übernommen. Dr. Wanjala wollte sohin 
sowohl ihrer Mutterrolle gerecht werden als auch für eine ordnungsgemäße 
Führung der TJRC sorgen.  

Die Kommission hat in gut einem Jahr zahlreiche öffentliche und private 
Anhörungen in jedem Winkel Kenias veranstaltet und dabei über 40.000 
Aussagen aufgenommen, um Menschenrechtsverletzungen und andere 
Ungerechtigkeiten zu adressieren. Laut Dr. Wanjala hat die Kommission 
jeden Augenzeugen dazu befragt, was er/sie sich von seiner/ihrer Aussage 
erwartet, wobei die Großzahl bloß ihre Erfahrungen und ihren Schmerz 
mit der Öffentlichkeit teilen wollte, um das Erlebte (besser) verarbeiten zu 
können. Insbesondere wurden die Mediatoren und Mediatorinnen dazu 
angewiesen, dass sie bei weiblichen Augenzeugen, die meist nur von Un-
recht berichteten, das ihren Familienangehörigen zugestoßen ist, auch ex-
plizit nach den Erfahrungen, die den Frauen selbst widerfahren sind, zu 
fragen. Es gab dafür auch immer einen eigenen Termin, bei dem nur Frau-
en angehört wurden (women’s hearings), und bei dem nur weibliche Kommis-
sionsmitglieder und Mediatorinnen zugegen waren, um eine vertraute At-
mosphäre zu schaffen. Oft wurde die TJRC dafür kritisiert, dass sie „alte 
Wunden“ aufgerissen habe und dadurch der Wiederversöhnung des Landes 
im Weg gestanden sei. Ganz nach dem kenianischen Motto „accept it and 
move on“ wollten vor allem Täter die Geschehnisse hinter sich lassen.  

„Kenyans are long distance runners, but have a short memory when 
it comes to addressing injustice! “ 

Besonders stolz ist Dr. Wanjala auf sich, dass sie die überaus gespaltenen 
Kommissionsmitglieder gemeinsam durch den Prozess der Aufarbeitung 
manövrieren konnte, um ein beständiges Verfahren zu gewährleisten. Die 
Kommissionsmitglieder selbst haben nämlich teilweise Positionen verfolgt, 
die ihrer eigenen Volksgruppe oder zum Teil ihnen selbst am nützlichsten 
waren. Dr. Wanjala erinnert sich auch gerne an den Moment zurück, als sie 
bemerkt hat, dass sie – unabhängig von den Interessen ihrer eigenen 
Volksgruppe (Luhya) – die Situation von einer objektiven Perspektive aus 
beurteilen konnte.  

„I rose above my ethnic line and looked at the issues from an objec-
tive perspective“ 

Doch es gab auch während ihrer Zeit als Kommissarin viele kräfteraubende 
und aussichtslos erscheinende Momente. Besonders herausfordernd emp-
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fand Dr. Wanjala die ablehnende Haltung verschiedener Seiten gegenüber 
der TJRC: Einerseits haben sich Zivilgesellschaften von der Kommission 
abgewendet, da diese annahmen, dass die TJRC die im Konflikt aufgetrete-
nen Probleme beschönigen würde. Die Kommission wurde nämlich unter 
Mitwirkung der kenianischen Regierung etabliert, welche aufgrund der 
Verwicklung mancher Regierungsmitglieder in Menschenrechtsverletzun-
gen lieber einige Vorkommnisse verschleiern wollte. Andererseits hat die 
kenianische Regierung – trotz ihrer Genehmigung der Etablierung der 
TJRC – die Kommission zu einem gewissen Grad (weil die TJRC eben 
nicht die Menschenrechtsverletzungen der Regierungsmitglieder verschwie-
gen hat) missbilligt. 

Als den mit Abstand schwersten Moment des gesamten Prozesses hat Dr. 
Wanjala jedoch den „Endspurt“ des über 2100-seitigen TJRC-Berichtes 
bezeichnet, als die kenianische Regierung im letzten Moment unbedingt 
noch einen bestimmten Paragraphen des Kapitels, das „Landraub“ behan-
delt, abändern wollte. Diese Stelle hat eine Zeugenaussage betroffen, die 
den Vater des derzeit amtierenden Präsidenten und zugleich ersten Präsi-
denten des unabhängigen Kenias, Jomo Kenyatta, bezichtigt hat, illegal und 
irregulär Land erworben zu haben. 37 

                                                           
37  Vor der Einmischung der kenianischen Regierung hatte der heikle Paragraph 257 folgenden Wort-

laut (vgl. Fn. 19 für den Wortlaut von Paragraph 257 nach Einmischung der Regierung): „How-
ever, after Kenya attained independence, in 1972, President Kenyatta unlawfully alienated to himself 
250 acres of the land, especially portions on the beach. He also allocated part of the land to his 
friends, relatives and other associates. He directed residents that whatever was left of the trust lands 
would be established as settlement schemes for their benefit. However, without following due proce-
dures of law, he again took part of whatever remained for himself and his relatives. He also de-
manded that local communities that should have benefited from the trust lands accept payment of 
KSh600 per acre. When the locals declined to accept the money, he told them that whether or not 
they accepted it, the remainder of the trust lands would go to the government. That is how irregularly 
President Kenyatta took all of Tiwi and Diani trust lands at the expense of local people who imme-
diately became ‘squatters’ on the land and were subsequently evicted, rendering them landless and 
poor. By 2012, land in the former trust lands fetched KSh15 million per acre.” 
Siehe, TJRC (2013): Final Report - TJRC Report Volume 2B (PreInterference), Seat-
tle University School of Law Digital Commons, 243. 
https://digitalcommons.law.seattleu.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1152&context
=tjrc-core. 
Von der Autorin ist an dieser Stelle anzumerken, dass es sich hierbei um eine bloße 
Zeugenaussage von Mr. Salim Ali Toza handelt, welche von der Kommission weder veri-
fiziert noch falsifiziert wurde. Die TJRC gibt in solchen Fällen bloße Empfehlungen ab, 
dass weitere Ermittlungen vom jeweils zuständigen Gericht gegenüber Personen, die 
aufgrund solcher Zeugenaussagen beschuldigt werden, einen Straftatbestand erfüllt 
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Es wurde seitens der Regierung nichts unversucht gelassen, die Kommissi-
onsmitglieder dahingehend umzustimmen den besagten Paragraphen abzu-
ändern, um die Kenyatta-Familie nicht in ein schlechtes Licht zu rücken.38 
Nach den Ausführungen von Prof. Ronald C. Slye hat die Regierung die 
Mitglieder der Kommission durch ihre Einmischung (in Form von Schmei-
chelei, Bestechung und Bedrohung) schlussendlich regelrecht entzweit. 39 
Vor allem die internationalen Kommissionsmitglieder haben gegen die Ab-
änderung des Land-Kapitels gekämpft. Dr. Wanjala hat sich dabei in einer 
besonders heiklen Position befunden, als sie die einzige der fünf keniani-
schen Kommissionsmitglieder war, welche (zumindest anfangs) gegen die 
Abänderung des heiklen Land-Paragraphen gestimmt hat. Verängstigt um 
die Sicherheit ihrer Familie und ihrer selbst, musste sie zeitweise sogar un-
tertauchen. Schlussendlich hat Dr. Wanjala jedoch den Änderungen zuge-
stimmt. Sie musste sich entscheiden, ob sie die Gefahr auf sich nimmt, dass 
die gesamte Arbeit der TJRC – inklusive aller 40.000 aufgenommener Aus-
sagen der kenianischen Bevölkerung – umsonst war, und die Kommission 
sohin gescheitert wäre, oder ob sie, entgegen ihrer Auffassung, den Ände-
rungen der Regierung zustimmt. Für sie war dies die schwerste Entschei-
dung, die sie je treffen musste, und der höchste Preis, den sie gegenüber 
der kenianischen Regierung bereit war, zu bezahlen. Um jedoch ihre Positi-
on nicht gänzlich aufzugeben, hat Dr. Wanjala gefordert, dass ihr Missfal-
len dokumentiert wird, sodass die Kenianer und Kenianerinnen die Mög-
lichkeit hatten, davon Kenntnis zu nehmen.40 Für diese Entscheidung 
musste sie viel Kritik einstecken.  

                                                                                                                                             
zu haben, angestellt werden sollten. Vgl. Mr. Toza’s Zeugenaussage, Testimony of 
Mr Salim Ali Toza, Oral submissions made to the truth, justice and reconciliation 
commission held on Monday 23rd January, 2012, Kwale County Council Hall, at 37. 

38  Nach der Einmischung der kenianischen Regierung lautete Paragraph 257 wie folgt:  
However, in 1972 members of the local communities were evicted when a private individual unlaw-
fully alienated 250 acres of the land to himself. 
Vgl. TJRC (2013): Final Report - TJRC Report Volume 2B, Seattle University School 
of Law Digital Commons, 243, https://digitalcommons.law.’seattleu.edu/cgi/ 
viewcontent.cgi?article=1002&context=tjrc-core. 

39  Für nähere Ausführungen dazu siehe Slye, Ronald (2018): The Kenyan TJRC - An 
Outsider’s View from the Inside, Cambridge University Press, 6-48. Prof. Slye hat in sei-
nem sehr lesenswerten Buch überraschend offen und detailliert über die internen 
Vorgänge in der Kommission berichtet.  

40  Nicht jedoch hat Dr. Wanjala  den Dissens der internationalen Kommissionsmitglie-
der unterschrieben, die sich geweigert haben, die Änderungen der kenianischen Re-
gierung hinzunehmen. Diesen haben die internationalen Kommissionsmitglieder, 
aber auch erst Wochen später, nach Veröffentlichung des „offiziellen“ TJRC-
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“I was definitely everybody’s enemy, especially the enemy of politi-
cians!” 

Davon, dass Frauen positiv auf Friedensverhandlungen Einfluss nehmen, 
ist Dr. Wanjala fest überzeugt: Besonders durch den Einsatz von „soft 
power“ könnten Frauen beispielsweise ihre Söhne und Ehemänner beein-
flussen, welche dann indirekt die Meinungen der Frauen einbringen wür-
den. Aber auch die Tatsache, dass sich Männer in Anwesenheit von Frauen 
naturgemäß besser und friedvoller verhalten würden, fördere friedvolle(re) 
Verhandlungen. Des Weiteren seien Frauen durch ihre Geduld, Entschlos-
senheit und ihren überdurchschnittlichen Einsatz besonders als Mediato-
rinnen geeignet. Frauen brächten nämlich auch ihre Familie und Gemein-
schaft mit in den Friedensprozess ein und würden nicht bloß die Sympto-
me behandeln, sondern die vorliegenden Probleme von einem gesamtheit-
lichen Ansatz aus allen Perspektiven betrachten.  

                                                                                                                                             
Berichts, publik gemacht, um einerseits die Feststellungen und Empfehlungen der 
TJRC in den Vordergrund zu stellen und andererseits aus Sicherheitsgründen, als sie 
das Land bereits verlassen hatten und sich in völliger Sicherheit wähnten. Ursprüng-
lich war eigentlich geplant, dass der Dissens Teil des offiziellen TJRC-Berichtes wer-
den sollte, jedoch ist es auch hier wieder zu Manipulationen durch einzelne (von der 
Regierung dazu veranlasste) Kommissionsmitglieder gekommen (bspw. wurde den 
Verfechtern des Dissens erst zu spätem Zeitpunkt mitgeteilt, dass in wenigen Stun-
den der endgültige Bericht der Regierung vorgelegt wird, und es war lange nicht klar, 
welche Version vorgelegt wird). Prof. Slye und Richter Chawatama haben schluss-
endlich die Unterzeichnung des Berichtes – Volume 2B, welcher das Landraub-
Kapitel betrifft, verweigert, da der Dissens nicht aufgenommen wurde. 
Vgl. TJRC (2013): Dissent by International Commissioners, Seattle University School 
of Law Digital Commons, https://digitalcommons.law.seattleu.edu/cgi/ 
viewcontent.cgi?article=1007&context=tjrc-core; hauptsächlicher Verfasser des Dis-
sens war Prof. Ronald Slye, vgl. seine detaillierten Ausführungen zum Dissens in sei-
nem Buch über die kenianische TJRC (FN 20).  
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„Women’s strength lies within them and when women have to face 
difficult situations, their strength comes up!” 

Der TJRC-Bericht, welcher 2013 dem Parlament vorgelegt wurde, ist bisher 
noch immer nicht verabschiedet worden, und die darin enthaltenen Emp-
fehlungen sind daher bisher noch nicht (mit einer Ausnahme41) umgesetzt 
worden. Bis vor kurzem war Dr. Wanjala darüber sehr frustriert, doch eine 
Forschungsreise nach Berlin hat ihr gezeigt, dass Versöhnung Zeit braucht 
(wie auch im Falle der deutschen Geschichte), und sie ist überzeugt, dass 
der Bericht – sobald es den dafür nötigen politischen Willen gibt – adap-
tiert wird. 

Entwicklungen 2008 + 10 

Obwohl der TJRC-Bericht noch nicht verabschiedet worden ist, hat es in 
Kenia erwähnenswerte Änderungen seit 2008 gegeben. Am 27. August 
2010 trat in Kenia – nach einem deutlich befürwortenden Verfassungsrefe-
rendum – eine sehr progressive neue Verfassung in Kraft.42 Besonders her-
vorzuheben ist dabei Art. 27 Abs. 6 iVm Abs. 8 der kenianischen Verfas-
sung, wonach Frauenquoten nicht nur zulässig sind, sondern wonach es in 
jedem gewählten oder ernannten Gremium mindestens einen ⅓-
Frauenanteil geben soll (shall). Auch wenn die tatsächliche Repräsentation 
hinter dieser geforderten Quote zurückbleibt, so nimmt die Zahl der weib-
lichen Vertreter in der kenianischen Regierung stetig zu. 43 Des Weiteren 
sind weitreichende Zugeständnisse an Frauen bezüglich ihrer Einbindung 
in Friedensprozessen – vor allem durch die Verabschiedung des „Kenyan 

41 Die TJRC hat auch die Empfehlung abgegeben, dass der derzeit amtierende Präsi-
dent, Uhuru Kenyatta, in seiner Funktion als Staatsoberhaupt, der die Regierung und 
Nation repräsentiert (welche Gräueltaten begangen haben) eine Entschuldigung ab-
geben sollte. Dies hat der Präsident im März 2015 – zwar nicht wie von der Kom-
mission empfohlen innerhalb von 6 Monaten nach Veröffentlichung des Berichts – 
in seiner jährlichen Rede an die Nation getan. 

42 Kenya Law: Constitution of Kenya (2010), http://www.kenyalaw.org/ 
lex/actview.xql?actid=Const2010. 

43 Bei den letzten Parlamentswahlen im Jahr 2017 sind laut einem Bericht von FIDA 
(National Democratic Institute and Federation of Women Lawyers – Kenya) in Ko-
operation mit NDI (National Democratic Institute) 29 % mehr Frauenvertreterinnen 
angetreten und ist nun seit jeher die größte Anzahl an Frauen auf verschiedensten 
Ebenen der kenianischen Regierung vertreten. Vgl. FIDA/NDI (2018): A gender 
analysis of the 2017 Kenya General Elections, https://www.ndi.org/ 
sites/default/files/Gender%20Analysis%20of%202017%20GeneralElections%20FI
NAL%20High%20Res%20for%20Printer%20-%20NEW%20COVER_small.pdf. 
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National Action Plans“ (KNAP) – erfolgt. Der KNAP, welcher am interna-
tionalen Frauentag 2016 lanciert wurde, implementiert nämlich die UN-
Sicherheitsresolution 1325 – das zentrale und allumfassende rechtliche 
Rahmenwerk für Frauen, Frieden und Sicherheitsagenden. Der Nationale 
Aktionsplan, der den überaus treffenden Titel „To involve women is to sustain 
peace“44 trägt, wurde vor allem für die koordinierte Umsetzung der Resolu-
tion 1325 in Kraft gesetzt, und es sollten dadurch Strategien und Maßnah-
men für die Gleichstellung und stärkere Einbindung von Frauen auf natio-
naler (kenianischer) Ebene etabliert werden. Der Kenyan National Action 
Plan wurde in einer 3-jährigen Periode von 2016 – 2018 umgesetzt, und ist 
der weltweit 57. und in Afrika der 18. Nationale Aktionsplan. 45  

Neben diesen vielversprechenden theoretischen Entwicklungen in Kenia 
gibt es auch Erfreuliches im faktischen kenianischen Alltag zu verzeichnen: 
Rychelle Omamo hat seit Mai 2013 als erste Frau das Amt der Verteidi-
gungsministerin (Cabinet Secretary of Defence) inne, – ein Amt in einem Minis-
terium, das zumeist nicht als ein „klassischer Frauenbereich“ gilt. Unter den 
20 Ministern sind jedoch bloß fünf Frauen, wobei aber auch das überaus 
wichtige Außenministerium unter weiblicher Führung (Monica Juma) steht. 
Jedoch werden Frauen in Regierungspositionen oftmals dafür kritisiert, 
dass sie – alsbald sie eine der sehr begehrten Stellen innehaben – zu viel 
Angst vor dem Verlust dieser Position bzw. vor Ausgrenzung durch ihre 
(hauptsächlich männlichen) Kollegen haben, als dass sie „Frauen- Agen-
den“ vorantreiben.  

Ein Blick abseits des Regierungsviertels in Nairobi zeigt, dass das Em-
powerment von Frauen gerade in ländlichen Gegenden (aber nicht nur) 
noch nicht angekommen ist: Aufgrund geringer Schulausbildung46 wissen 
Frauen nicht bzw. kaum um ihre Rechte. Das stark patriarchale System, das 
in Kenia vorherrschend ist, trägt des Weiteren nicht zur Verbesserung die-
ser Situation bei. 47 Kultur (inklusive Ethnie), Macht und Geschlecht sind 

44 Kenyan National Action Plan, FN 1.  
45 Ebd. 
46 Mädchen werden - unter anderem - von ihrer Schulbildung dadurch abgehalten, als 

ihnen weisgemacht wird, (i) dass sie als „gute“ Frauen für das Wasserholen und den 
Haushalt zuständig seien, (ii) dass sie auf dem Schulweg der Gefahr von Vergewalti-
gungen ausgeliefert seien, und (iii) dass die Schulzeit sowieso verschwendete Zeit sei, 
da sie ja bald verheiratet werden. Dank für diesen Input gebührt Dr. Leah Barasa. 
Dozentin, Institut f. Konflikt, Frieden u. Strategische Studien, Kenyatta Universität.  

47 Dr. Wanjala musste sich in ihren jüngeren Jahren beispielsweise – um bei Meditati-
onsverhandlungen teilzunehmen und mitzuarbeiten- den Respekt der Älteren verdie-
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drei eng ineinander spielende Faktoren. Weibliches Empowerment wird 
weiterhin durch Polygamie, weibliche Beschneidung (Female Genital Muti-
lation, FGM), die disproportionale Betroffenheit durch HIV und frühe 
Verheiratung im Zaum gehalten. 48 Auch an dem überaus heiklen Thema 
„Land“ muss noch viel gearbeitet werden: Obwohl über 80 % der keniani-
schen Frauen im Zusammenhang mit Landwirtschaft arbeiten (Verkauf 
von landwirtschaftlichen Produkten, Bewirtschaftung von Land, etc.), sind 
beispielsweise nur 1 % der Frauen Eigentümerinnen von Land.49 Die über-
aus starke zivile Gesellschaft in Nairobi hat sich dieses Problems jedoch 
bereits insofern angenommen, als es bereits Organisationen gibt, die ent-
sprechende Programme verfolgen. 50 Aber auch im Zusammenhang mit 
den eher rezenter aufgetretenen Problemen, wie der Radikalisierung und 
des Terrorismus (vor allem durch Al-Shabaab), hat es neue Herausforde-
rungen bezüglich geschlechtsbezogener Gewalt gegeben (beispielsweise 
Schmuggel von weiblichen Sex-Sklaven nach Somalia).  

Summa summarum kann festgehalten werden, dass es bei den Friedensver-
handlungen in Kenia bereits vor gut zehn Jahren schon herausragendes 
weibliches Engagement gegeben hat. Auch bei der Aufarbeitung des Kon-
flikts haben Frauen zentrale Rollen gespielt und jedenfalls zur friedvollen 
Beilegung des ethnischen Konfliktes beigetragen. Einen wahrlich außerge-
wöhnlichen weiblichen Beitrag hat Dr. Tecla Wanjala im Rahmen ihrer 
Arbeit bei der Truth, Justice and Reconciliation Commission geleistet, des-
sen eigentlichen Wert man erst nach Reflexion ihrer persönlichen Schilde-
rungen realisiert. Es ist in der Folgezeit zu zahlreichen Zugeständnissen 
(KNAP, Frauenquote) und einer noch stärkeren Einbindung von Frauen 
auf verschiedenen Ebenen gekommen, doch zeigen rezente Entwicklungen 

                                                                                                                                             
nen. Dazu hat sie sich zwei Tage lang achtungsvoll um diese gekümmert, indem sie 
dafür gesorgt hat, dass es ihnen nie an Trinkwasser mangelte. Am dritten Tag durfte 
sie sodann an den Verhandlungen aktiv mitarbeiten und zusammen mit den Älteren 
Strategien ausarbeiten. 

48  UN Women, Africa/Kenya, http://africa.unwomen.org/en/where-we-are/eastern-
andsouthern-africa/kenya. 

49  Ebd.  
50  Zum Beispiel das “Women Rights Land Programme” der Kenya Land Alliance bzw. 

die Organisation „Kelin” – Reclaiming Rights, Rebuilding Lives. Vgl. 
http://www.kenyalandalliance.or.ke/women-land-property-rights/ bzw. 
http://www.kelinkenya.org/women-land-and-property-rights/. 
Auch hat die Federation of Women Lawyers Kenya (FIDA) ein Handbuch über 
“Womens land and property rights in Kenya” herausgebracht, vgl. 
https://www.escr-net.org/sites/default/files/fida-kenya-women-land-rights-
handbook.pdf. 
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in verschiedenen Gebieten Kenias auch, dass es noch (wie in vielen ande-
ren Staaten) – im Sinne des südafrikanischen Friedensverfechters Mandela 
– „a long walk51 … to gender equality“ ist.

51 Mandela, Nelson (1995): Long walk to freedom: the autobiography of Nelson Mandela, Bos-
ton, Back Bay Books. 
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4. Gudrun Kramer, Aus der Praxis der
Friedensvermittlung 

Interview vom 18. Dezember 2018,  
durchgeführt von Christina Papst, BA 

Gudrun Kramer, mag.a phil., hat Ge-
schichte und Kommunikationswissen-
schaften in Wien und Salzburg studiert. 
Sie war von 1996–1999 in Bosnien-
Herzegowina und Kroatien für interna-
tionale Organisationen (OSZE, UN-
HCR) in den Bereichen Menschenrech-
te und Demokratisierung tätig. Von 
1999 bis 2005 war sie wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Österreichischen 
Studienzentrum für Frieden und Kon-

fliktlösung (ÖSFK) in Stadtschlaining und leitete die Ausbildungsprogramme für 
zivile Fachkräfte zur Entsendung in Krisenregionen. Von 2005–2010 war sie Di-
rektorin des „Institut für Integrative Konfliktbearbeitung und Friedensentwick-
lung - IIKF“ (heute Herbert C. Kelman Institut) in Wien. Im Rahmen des ÖSFK 
als auch des IIKF war sie seit 2001 in Krisenregionen und Nachkriegsgesellschaf-
ten im Auftrag des österreichischen Außenministeriums in den Bereichen Fortbil-
dung, Beratung, Konfliktvermittlung und Versöhnung in Friedensprozessen, im 
Besonderen in Sri Lanka, Israel/Palästina, Südkaukasus, Zentralasien und der 
Großen Seen Region in Afrika tätig. Auch leitete sie Workshops und Lehrgänge 
an internationalen Universitäten. Von 2010 – 2016 leitete sie für die Deutsche 
Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ) ein regionales Friedens- 
und Sicherheitsprogramm zur Unterstützung Palästinensischer Flüchtlinge im 
Nahen Osten. Seit April 2017 ist sie Direktorin des ÖSFK.  

GK [01:53-03:40]: […] Und dann haben wir noch den ganzen Kon-
fliktbearbeitungsbereich und das ist wahrscheinlich 
der Bereich, der Sie jetzt interessiert, wo wir wirklich 
Konfliktparteien unterstützen, in einem Dialog mit-
einander und da sind wir zur Zeit gerade involviert 
in einen Dialog zwischen Georgien und Abchasien. 
Einen Dialog mit Rebellengruppen aus Darfur, also 
Sudan, ein Dialogprojekt zu Israel und Palästina ha-
ben wir noch und ein Dialogprojekt zur Ukraine, wo 
wir zwischen Kiew und Donbas vermitteln.  

C [03:40-04:12]: Ok, meine Professorin hat mich besonders darauf 
aufmerksam gemacht, dass Sie in Sri Lanka bezie-
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hungsweise Palästina eine sehr zentrale Rolle als 
Friedensvermittlerin gehabt haben und auch noch 
haben und ich wollte Sie fragen: Wie sind Sie dazu 
gekommen? Sie können gerne von ganz von Anfang 
anfangen. Was war der erste Punkt, bei dem Sie ge-
sagt haben sie möchten das machen oder wie sind 
Sie generell dazu gekommen?  

GK [04:13-08:46]: Ich habe Geschichte und Publizistik studiert und als 
ich studiert habe, gab es damals eigentlich noch kein 
Studium und ich glaube außer in Bradford in Groß-
britannien gab es noch keinen Master in Friedens-
forschung oder sonst irgendetwas. Und als ich fertig 
war mit dem Studieren, habe ich nicht wirklich ge-
wusst was ich machen soll und habe dann mit einem 
Professor von mir gesprochen, der damals in diesem 
Vorstand vom ÖSFK war, also von diesem Institut 
hier. Dieser hat mir empfohlen, dass ich eine Aus-
bildung hier in Schlaining mache und dass habe ich 
dann auch gemacht. Das war glaube ich 1996, da 
habe ich hier an zwei Kursen teilgenommen. An 
diesem Ausbildungsgrundkurs für zivile Experten 
und dann einen Spezialisierungskurs in Menschen-
rechtsbeobachtung. Drei Wochen später war ich mit 
der OSZE in Sarajewo und bin dann auch drei Jahre 
im Balkan geblieben. Ich habe zuerst zwei Jahre für 
die OSZE gearbeitet und dann noch ein Jahr für 
UNHCR, das war so der Einstieg in das ganze Feld. 
Ich bin 1999 zurück gekommen, hier ans Institut 
und war damals dann zuständig für die ganzen Trai-
ningsprogramme, also für den Bildungsbereich – 
habe aber damals dann hier am ASPR begonnen 
dieses Portfolio aufzubauen, wo man wirklich mit 
Konfliktparteien arbeitet. Der Einstieg kam eigent-
lich übers Außenministerium, also den ersten Dia-
logprozess in den ich involviert war, war damals der 
Südkaukasus – also ein Dialog zwischen Georgien, 
Armenien und Aserbaidschan. […] Und dann kam 
bereits im September 2001 auch wieder die Anfrage 
vom österreichischen Außenministerium, ob wir ei-
ne Gruppe aus Sri Lanka in Konfliktbearbeitung 
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trainieren könnten. Wir haben damals dann ein 
Trainingsprogramm vorbereitet für eine Gruppe aus 
Sri Lanka. Wir hatten keine Ahnung von Sri Lanka, 
wir wussten dass es dort Bürgerkriege gibt, aber 
mehr nicht. Als ich dann die Liste der Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen für dieses Trainingsprogramm 
bekommen habe, das was waren ca 14/ 15 Perso-
nen, waren die Hälfte Minister, die Hälfte hatte ei-
nen Harvard Abschluss und die anderen John-
Hopkins Abschlüsse. Damit war klar, dass die nicht 
kommen um trainiert zu werden, sondern dass die 
kommen um hier einen Dialog zu führen. Wir haben 
dann sehr kurzfristig das Programm geändert und 
haben alle Trainer die wir schon eingeladen hatten, 
wieder ausgeladen. Die Teilnehmer sind dann ge-
kommen und sind wirklich drei Wochen geblieben. 
Das war im Februar 2002, und wir haben dann drei 
Wochen mit ihnen gearbeitet und am Ende von die-
sem Prozess hatten wir ein 80-Seitiges Dokument, 
wie man einen Friedensprozess in Sri Lanka aufset-
zen könnte, was die unterschiedlichen Bereiche sind 
und haben für die unterschiedlichen Bereiche auch 
Lösungen oder auch Empfehlungen erarbeitet. Das 
Ganze war als ein einmaliges Event gedacht damals 
vom Außenministerium und nachdem aber diese 
Empfehlungen in Sri Lanka sehr positiv angenom-
men wurden, hat das Außenministerium dann zuge-
stimmt, dass wir hier längerfristig diesen Prozess be-
gleiten und das war dann von 2002 bis 2009, dass 
wir involviert waren in Sri Lanka.  

C [08:47-09:03]: Ok, und wie ist das Ganze dann umgesetzt worden? 
Also Sie haben quasi mit diesen Personen ein Do-
kument erarbeitet in den drei Wochen, das war Ihre 
Arbeit. Und inwiefern ist das dann umgesetzt wor-
den? Oder wie kann man sich das vorstellen?  

GK [09:03-13:52]: Es ist nicht wirklich umgesetzt worden, aber was 
man wissen muss, ist, dass es einen offiziellen Ver-
mittlungsprozess in Sri Lanka gab, der von Norwe-
gen geleitet wurde. Die Norweger waren da die „Fa-
cilitators“ und da gab es auch offizielle Verhandlun-
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gen, wo sich die Konfliktparteien praktisch immer 
getroffen haben, um zu verhandeln. Diese Gruppe, 
die damals zu uns kam, diese 14/15 Personen, war 
eine Gruppe, die von der sri-lankischen Regierung 
zusammengestellt wurde. Wie gesagt, die Hälfte wa-
ren Minister, aber dann waren da auch die Heraus-
geber der größten Tageszeitungen, der Chef der 
Wirtschaftskammer, es waren religiöse Würdenträ-
ger in dieser Gruppe und es waren auch Vertreter 
von großen zivilgesellschaftlichen Organisationen in 
dieser Gruppe. Aber die Gruppe selbst hatte keinen 
offiziellen Vertreter von der gegnerischen Seite, und 
das war die LTTE, die Liberation Tigers of Tamil 
Eelam, die waren in dieser Gruppe nicht vertreten. 
Das heißt wir haben im Grunde am Beginn mit ei-
ner Gruppe gearbeitet die als „Think Tank“ für die 
sri-lankische Regierung gedacht war. Dieses Doku-
ment, das erarbeitet wurde, bildete die Grundlage 
für die offiziellen Verhandlungen für die Regie-
rungsdelegation und viele der Empfehlungen die wir 
erarbeitet haben, wurden im offiziellen Prozess auf-
genommen, als Empfehlungen, oder was auch im-
mer, das ist da eingeflossen. Wir haben uns auch 
bemüht mit der anderen Seite Kontakt aufzuneh-
men. Die Reaktion der LTTE war anfangs die, dass 
sie sagten: Es gibt da einen offiziellen Facilitator, das 
sind die Norweger. Da wir aber jetzt schon die sri-
lankische Regierung beraten, können wir nicht auch 
gleichzeitig sie beraten.  

Wir haben das damals akzeptiert und gesagt: Wir 
verstehen das vollkommen. Aber wir würden zu-
mindest gern die Empfehlungen, die die Gruppe er-
arbeitet, ihnen immer zukommen lassen. Und dem 
haben sie zugestimmt. Das war 2002. 2003 kam der 
offizielle Verhandlungsprozess schon ins Stocken. 
Es gab dann keine offiziellen Verhandlungen mehr 
für einige Zeit. Unsere Gruppe hat sich aber trotz-
dem immer getroffen und auch immer regelmäßig 
Empfehlungen erarbeitet. Und wir haben die dann 
immer an den politischen Flügel der LTTE ge-
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schickt. Dann, als diese offiziellen Verhandlungen 
gestockt sind, kam auf einmal die LTTE auf uns zu. 
Diese Konfliktpartei meinte, sie stimme nicht not-
wendigerweise mit den Empfehlungen überein, die 
diese Gruppe aus Österreich erarbeitet, aber sie ha-
ben doch den Eindruck, dass sie zumindest versu-
chen ihre Bedürfnisse wahrzunehmen und sie möch-
ten gerne nach Österreich kommen, um diese Emp-
fehlungen mit uns jetzt zu diskutieren. 2004 kam 
dann zum ersten Mal die Delegation der LTTE nach 
Österreich, damit wir diese Empfehlungen mit ihnen 
diskutieren und von diesem Moment an haben wir 
dann parallel auch mit der LTTE gearbeitet. Beide 
Seiten wussten, dass wir mit beiden Seiten arbeiten. 
Das war sehr transparent und sie haben uns quasi 
genutzt um hier Botschaften an die andere Seite zu 
senden. Das hat dazu geführt, dass wir unseren ei-
genen Ansatz entwickelt haben für die Konfliktbe-
arbeitung. Wie arbeitet man und wie vermittelt man, 
wenn man immer nur eine Konfliktpartei im Raum 
hat und wenn man nicht beide Konfliktparteien an 
einem runden Tisch hat.  

C [13:53-13:59]: Was würden Sie sagen ist da das Schwierigste bei 
dieser Vermittlung zwischen den Parteien? 

GK [14:00-14:03]: Die Art und Weise, so wie es wir machen? 

C [14:03-14:03]: Ja genau. 

GK [14:00-16:55]: Es ist sehr wichtig als Vermittler in unserer Rolle 
hier sehr transparent zu sein. Man muss ganz klar 
den eigenen Standpunkt ausweisen können. Wobei 
wir hier mit dem Konzept der menschlichen 
Grundbedürfnisse arbeiten, nicht mit den eigentli-
chen Menschenrechten, als praktisch „moralischem 
Kompass“. Einfach aus dem Grund, weil Men-
schenrechte oft von den Konfliktparteien selbst als 
Instrument genutzt werden. Das heißt, dass die 
Konfliktparteien beschuldigen sich gegenseitig im-
mer, jeweils die Menschenrechte zu verletzen. Von 
da her ist es schwierig sie zu nutzen als moralischen 
Kompass, in welche Richtung es gehen soll und 
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deswegen arbeiten wir hier mit den menschlichen 
Grundbedürfnissen. Das ist inhaltlich eigentlich das-
selbe wie Menschenrechte, aber nicht in dieser lega-
lisierten Form. Das ist etwas, mit dem man in einen 
Dialog treten kann, wo es wirklich um Bedürfnisse 
geht und nicht um Rechte. Es macht einen Unter-
schied, ob ich über Rechte diskutiere, auf den Tisch 
haue und sage das ist mein Recht oder ob ich über 
ein Bedürfnis von mir spreche. Ich glaube es ist 
ganz wichtig, dass man so etwas hat, wenn man mit 
einer Konfliktpartei allein arbeitet. Weil man muss ja 
einerseits transparent sein, damit man das Vertrauen 
der anderen Seite nicht verliert, andererseits muss 
man aber natürlich auch die Vertraulichkeit von die-
sen Gesprächen wahren. Und das, denke ich mir, ist 
die Herausforderung. Ich glaube aber, dass es sehr 
viele Vorteile hat mit jeder Konfliktpartei zu arbei-
ten, weil wenn man beide Konfliktparteien im Raum 
hat, geht es oft darum, dass man das Gesicht wahrt 
gegenüber der anderen Partei. Da kommt man nicht 
zu dem Punkt wo man sagen könnte „Ja, da haben 
wir etwas falsch gemacht“. Also diese Selbstreflexi-
on, die eigentlich sehr wichtig ist in diesen Prozes-
sen, ist schwieriger wenn alle diese Parteien um den 
Tisch sitzen, als wenn ich mit jeder Konfliktpartei 
einzeln arbeite.  

C [16:55-17:05]: Und wie erfolgte ihre Mitwirkung am Friedenspro-
zess in Palästina?  

GK [17:05- 19:47]: In Palästina war es sehr ähnlich, da haben wir uns 
basierend auf unseren Erfahrungen in Sri Lanka 
aufgeteilt. Ich habe auf der palästinensischen Seite 
gearbeitet und mein Kollege, Wilfred Graf, auf der 
israelischen Seite. Was auch ein Vorteil ist, wenn 
man mit jeder Konfliktpartei alleine arbeitet ist, dass 
man auch wirklich die Gruppen erreicht, die eigent-
lich gegen den Friedensprozess sind. Oft wenn man 
sieht, wer denn bereit ist sich zu treffen mit der an-
deren Seite, dann sind das die Moderaten. Das heißt, 
ich habe oft an so runden Tischen die Moderaten 
sitzen, die bereit sind eine Lösung einzugehen, wäh-
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rend die sogenannten Hardliner – auch Spoiler ge-
nannt, wir nennen sie potentielle Vetogruppen – oft 
vom Prozess ausgeschlossen sind. Deswegen kon-
zentrieren wir uns auf die Arbeit mit potentiellen 
Vetogruppen, um die auch vorzubereiten für mögli-
che Lösungen. Da habe ich sieben Jahre mit palästi-
nensischen Flüchtlingen gearbeitet, die eine potenti-
elle Vetogruppe in Bezug auf jegliche Lösung zwi-
schen Israel und Palästina sind, wenn man sich das 
ansieht. Auch die Gewalt-Eskalationen kommen 
meistens aus den Flüchtlingslagern. Das heißt ich 
habe sieben Jahre mit den Palästinensern gearbeitet 
und Wilfred Graf auf der israelischen Seite mit nati-
onalreligiösen Juden und Jüdinnen. Das sind die, die 
meistens in den Siedlungen sitzen, in der West Bank 
und eigentlich „hardcore“ von ihren Ansichten her 
sind. Da geht es in der Arbeit wirklich darum, das 
Narrativ sehr verfestigte, ein Stück weit zu verflüssi-
gen und die Konfliktparteien dabei zu unterstützen, 
dass sie selbst reflektieren. Das oft gar nicht von ei-
ner ethischen oder moralischen Perspektive, son-
dern durchaus auch von einer strategischen Perspek-
tive. „Hat denn die Strategie, die wir bisher verfolgt 
haben wirklich zu dem erhofften Ergebnis geführt?“ 
Und in Israel und Palästina müssen beide Seiten 
„nein“ sagen und dann kann man anfangen zu arbei-
ten und fragen „Ok, was wäre denn eigentlich die ef-
fizientere Strategie und wo muss man hier umden-
ken“?  

C [19:48-19:56]: Gibt es große Unterschiede zwischen den beiden 
oder sagen Sie der Prozess war eh ziemlich ähnlich? 

GK [19:57-21:52]: Dabei gibt es massive Unterschiede. Der erste Un-
terschied ist natürlich die extreme Machtasymmetrie, 
die man oft in diesen Konflikten vorfindet. Und es 
ist ein Unterschied, ob ich in der mächtigen Position 
bin oder ob ich in der ohnmächtigen Position bin. 
Dabei ist dann auch interessant, dass man unter-
scheiden muss zwischen einem objektiven Macht-
verhältnis und der subjektiven Empfindung von 
Macht. Im Fall von Israel und Palästina kann man 
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objektiv sagen, die Palästinenser sind eindeutig die-
jenigen, die in der schwächeren Position sind, aber 
das subjektive Empfinden von so manchen Israelis 
ist eigentlich umgekehrt. Aber das sind natürlich 
große Unterschiede, weil von der Macht und den 
Machtpositionen, die ich innehabe, auch abhängt, 
wie viel Handlungsfähigkeit ich habe. Das ist etwas, 
das wir bei unserer Intervention immer mit berück-
sichtigen müssen. Welche Handlungsfähigkeit hat 
die Gruppe eigentlich? Weil die Gruppe kann sagen 
„Ja, ich bin für eine Zwei-Staaten-Lösung“ und alles 
ist schön. Aber wenn sie nicht die Macht haben, das 
alles auch umzusetzen, dann wirkt das auch wieder 
kontraproduktiv. Das heißt, ich muss im Dialog 
immer sehr darauf achten, dass ich auch wirklich nur 
Dinge mit denen bespreche und verhandle, bei de-
nen sie nachher auch die Möglichkeit haben, das 
auch umzusetzen. Und von daher ist da ein großer 
Unterschied. 

C [21:52-21:56]: Welche Aufgaben empfinden Sie da für besonders 
wichtig? 

GK [21:56-21:58]: In solchen Vermittlungsprozessen? 

C [21:59-22:01]: Ja genau. 

GK [22:07-27:05]: Ich würde einmal sagen, besonders wichtig ist ers-
tens, dass wir es schaffen hier eine Vertrauensbasis 
zu schaffen mit den Konfliktparteien. Das heißt, es 
braucht eine vertrauensvolle Beziehung, das ist ganz 
wichtig. Das ist etwas, das kann in einem Tag ge-
schehen, das kann aber auch ein ganzes Jahr dauern, 
dass uns die Konfliktparteien vertrauen. Der Zugang 
dazu ist, dass wir wirklich versuchen uns in ihre Po-
sition hinein zu versetzen. Besonders wichtig ist 
auch diese Fähigkeit der Empathie, wir sprechen 
hier oft von analytischer Empathie. Man natürlich 
nicht empathisch mit einem Kriegsverbrecher, der 
viele Menschen ermordet hat, auf einer emotionalen 
Ebene sein kann. Aber wenn ich vermitteln möchte, 
dann muss ich mich zumindest so weit in dessen 
Position hinein versetzen können, dass ich verstehe 
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warum er so agiert, wie er agiert. Das ist ganz wich-
tig. Und hier ist es ganz wichtig zu unterscheiden 
zwischen „verstehen“ und „entschuldigen“, das ma-
chen wir nämlich oft nicht. Ich finde, gerade mit un-
serem christlichen Background, den wir haben, gibt 
es oft das Konzept wie bei der Beichte: Ich gehe 
und beichte etwas und das wird verstanden und 
dann wird es entschuldigt. Dann muss man ein paar 
Vater-Unser sprechen und dann passt wieder alles, 
so auf die Art. Und das muss man auseinander drö-
seln. Verstehen bedeutet nicht gleich entschuldigen. 
Das wäre das eine, das ganz wichtig ist.  

In einer nächsten Phase, einer nächsten Dialogpha-
se, ist wichtig, dass man immer die richtigen Fragen 
im richtigen Moment stellt. Das ist die wahre Kunst. 
Es geht immer darum, Fragen zu stellen, die der 
Konfliktpartei helfen, neue Perspektiven auf diesen 
Konflikt zu sehen. Diese neuen Perspektiven helfen 
dann ja auch, dass sie ihre Meinung ändern. In der 
ersten Phase, in der es darum geht, dass wir Ver-
trauen aufbauen mit der Konfliktpartei, da stellen 
wir Fragen um zu verstehen. In einer zweiten Phase 
geht es eher darum die Dinge zu hinterfragen. Das 
ist ein Hinterfragen, nicht mehr nur ein fragen, son-
dern ein hinterfragen. Das kann manchmal auch 
ziemlich provokant sein für die Konfliktparteien, 
aber wenn das Vertrauen da ist, dann kann man das 
auch machen. Was aber ganz wichtig ist, dass wir es 
schaffen, als die Vermittler, durchaus auch die Posi-
tion der anderen auf eine Art und Weise zu vermit-
teln, dass sie für die Konfliktpartei mit der wir gera-
de arbeiten, nachvollziehbar ist. Wenn ich gesagt 
habe, wir müssen die Fähigkeit haben uns in die Si-
tuation der Konfliktpartei hineinzuversetzen, müs-
sen wir dann im Laufe des Prozesses, diese Fähigkeit 
auch in der Konfliktpartei wecken, damit die sich in 
die Position der anderen Konfliktpartei hinein ver-
setzen kann. Das ist ganz wichtig. Was dann noch 
sehr wichtig ist, das ist Kreativität, die Konfliktpar-
teien sind oft „stuck“, die sind festgefahren. Sie se-
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hen keine potentiellen Lösungen mehr, weil sie so 
einen Tunnelblick haben. Wenn wir es schaffen, den 
zu erweitern, dann geht es auch darum einen kreati-
ven Prozess zu unterstützen. Was wären denn mög-
liche gute Lösungen. Das würde ich sagen sind so 
die wichtigsten Punkte. 

C [27:06-27:08]: Was hat Ihnen bei dieser Arbeit am besten gefallen?  

GK [27:09-27:55]: Am besten gefallen mir die Menschen, mit denen 
man es zu tun hat. Man trifft außerordentliche Men-
schen, ganz tolle Menschen, die wirklich ihr Leben 
lang in Konflikt- und Krisengebieten, in Kriegen le-
ben und trotzdem noch die Energie haben, wirklich 
zu versuchen eine Lösung zu finden und für Frieden 
einzutreten und die auch wirklich alles tun, um das 
Leiden der Menschen zu mildern und ich glaube das 
beste sind eindeutig die menschlichen Beziehungen.  

C [28:25-28:46]: Eine letzte Frage habe ich noch: Was muss eine 
Frau oder eine Person haben, um so ausschlagge-
bende Arbeit im Friedensprozess leisten zu können? 
Gibt es irgendwelche Tricks, sollte man irgendwel-
che Kenntnisse haben oder irgendwelche Ausbil-
dungen haben? Oder kann das jeder machen? 

GK [28:46-32:53]: Ich glaube nicht, dass das jeder kann. Und ich glau-
be auch, dass die Ausbildungen noch nicht fundiert 
genug sind, wenn ich mir ansehe wie lang ein Medi-
ziner studieren muss. Und die Kontexte in denen 
wir intervenieren sind extrem komplex, sehr schwer 
durchschaubar. Gleichzeitig, was auch immer bei so 
einem Prozess rauskommt, betrifft dann ja Millionen 
von Menschen und hat wirklichen Einfluss auf das 
reale Leben dieser Menschen. Von da her trägt man 
sehr viel Verantwortung. Ich denke, was man mit-
bringen sollte, ist ein gesunder Hausverstand, sehr 
viel Geduld, Einfühlungsvermögen. Das ist es mal 
von der Haltung her. Ich glaube, was ganz wichtig 
ist, dass man sich nicht als Experte verstehen sollte, 
sondern wir sprechen und verstehen uns als „learn-
ing companions“. Das heißt die Situation ist so 
komplex, niemand kann sie wirklich durschauen. 
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Diejenigen die selbst in diesem Konflikt stecken ha-
ben eine Innenperspektive, wir werden diese Innen-
perspektive nie so nachvollziehen können, auch 
wenn wir uns in ihre Schuhe hinein versetzen, aber 
wir erleben es trotzdem nie. Was wir anbieten kön-
nen ist praktisch eine Außenperspektive, das ist ähn-
lich wie bei jeder Supervision und wenn man Innen 
und Außenperspektive miteinander verknüpft, dann 
ergibt das ein komplexeres Bild. Also das ist unsere 
Haltung.  

Dann braucht es außerdem Wissen. Ich denke mir 
schon, dass es Wissen im Frieden- und Konfliktfor-
schung braucht. Wo es ja sehr viel Literatur gibt, zu 
Friedensprozessen, zu „Lessons learned“, aber auch 
zu Peacebuilding allgemein, zu Dialog, alle diese 
Dinge. Und dann braucht es ein Handwerkszeug. 
Also praktisches Wissen, Haltung, Handwerkszeug. 
Und Handwerkszeug heißt: Wie führe ich einen Dia-
log, welche Fragen kann ich in welchen Situationen 
einsetzen, manchmal geht es darum offene Fragen 
zu stellen, um irgendwas zu eröffnen, manchmal 
geht es darum geschlossene Fragen zu stellen, um 
wieder zu fokussieren. Ich habe bestimmte „skills“ 
um eine Konfliktanalyse zu erstellen. Wenn man 
dann in einem bestimmten Kontext interveniert, 
dann muss man natürlich sich das Wissen auch an-
eignen. Was ganz wichtig ist, ist kulturelle Sensibi-
lität. Es ist wichtig dass wir nicht einfach unsere 
westlichen Normen und Werte überall hin projizie-
ren können, sondern da braucht es auch einen Dia-
logüber lokale Normen und Werte.  

C [32:52-33:01]: Gibt es vielleicht sonst noch irgendwas, das Sie 
noch mitgeben möchten?  

GK [33:01-35:08]: Ja was mir noch einfällt ist, dass man auch einen 
langen Atem braucht. Weil es sich um jahrelange 
Prozesse handelt und man weiß nie ob sie erfolg-
reich sind oder ob sie scheitern. Wir verwenden un-
terschiedliche Bilder. Eines ist das positive Bild vom 
Gärtner, der Samen säht, dann aber gar nicht weiß, 
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ob diese Blumen aufgehen oder nicht. Und wenn sie 
aufgehen, bringt sie niemand mehr mit diesem 
Gärtner in Verbindung. Oder das andere Bild, das 
wir auch verwenden, ist das des Sisyphus, dass man 
eigentlich ständig, immer wieder diesen Fels rauf 
rollt und dann kommt er wieder runter und man 
muss ihn wieder rauf rollen. Aber es ist gleichzeitig 
trotzdem sehr wichtig diese Arbeit tun. Und es ist, 
zumindest für mich, eine sehr befriedigende Arbeit. 
Sinnstiftend – das auf alle Fälle. Zu Frauen in Frie-
densprozessen: Ich finde es sehr wichtig, dass Frau-
en hier involviert sind, man merkt, dass sich alleine 
durch die Anwesenheit von Frauen die Atmosphäre 
im Raum ändert.  

C Inwiefern? 

GK Meine Erfahrung ist, dass auch Frauen sich besser in 
die Situation von anderen hinein versetzen können, 
dass es für sie einfacher ist Und natürlich bringen 
Frauen dann auch bestimmte Aspekte ein von die-
sem Konflikt, die relevant sind für Frauen. Frauen 
sind anders betroffen von Konflikten und von daher 
ist es irrsinnig wichtig, dass sie eine Stimme haben. 
Sei es als Vermittler, sei es auch, dass man darauf 
achtet und wir bestehen normalerweise auch darauf, 
dass wir auch Frauen in diesen Delegationen haben 
von den Konfliktparteien. Es gibt eine Ausnahme in 
Israel, wenn man da mit diesen Nationalreligiösen 
arbeitet oder auch mit Islamisten, da ist es irrsinnig 
schwierig Frauen zu inkludieren. Das dauert oft Jah-
re, bis die bereit sind auch Frauen in die Delegation 
zu inkludieren und dass ist dann auch schwierig mit 
den Geldgebern. Heutzutage ist es einfach schon 
Voraussetzung, wenn man Projekte macht, dass 
Frauen zu 50 Prozent beteiligt sind. Aber wenn man 
solche Dialogprozesse beginnt, ist es oft am Anfang 
schwierig. Da braucht man Zeit, um das wirklich zu 
schaffen.  

C Vielen Dank für Ihre Zeit und das nette Interview. 
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5. The Global Network of Women Peacebuilders (GNWP)

Mavic Cabrera Balleza,  
Chief Executive Officer, Global Network of Women Peacebuilders, und 

Katrin Fischer,  
Advisor Gender and Development, Austrian Development Agency 

The Global Network of Women Peacebuilders (GNWP) works at the in-
terface of global policies for women, peace and security and their practical 
application on the local level. GNWP is a network of women's organiza-
tions and civil society organizations from Africa, Asia and the Pacific, Latin 
America, Eastern and Western Europe and the Middle East and the Arab 
World. GNWP has members in over 40 countries, and actively implements 
programs in 26 of them. Many of the Women’s groups and community-
based organizations of the network operate in the most remote communi-
ties, including those devastated by war. 

The vision of the network is an equal and peaceful world in which women's 
and girls’ rights are promoted and protected, and they are recognized as 
peacebuilders and decision-makers. GNWP aims at achieving this vision 
through empowering women, young women and girls, especially those liv-
ing in local communities, to bridge the gap between global policies on 
Women and Peace and Security (WPS) and practical and necessary actions 
on the ground. GNWP has built worldwide reputation, in particular, for its 
work on Localization of UNSCR 1325 and its work with Young female 
leaders. 

Localization of UNCSR 1325 

In order to ensure that these progressive and transformative global policies 
are implemented and that they bring about real change on the ground the 
Network applies, what it calls a “local-global-global-local” approach to 
policy making and policy implementation. 

The Localization Strategy is an innovative approach to the implementation 
of UNSCR 1325 and its supporting resolutions, pioneered by GNWP. It 
convenes governors, mayors, councilors, community leaders, paramount 
chiefs, indigenous and traditional leaders, religious leaders, women leaders, 
youth leaders, teachers, the security sector and all other key local actors, to 
formulate local action plans (LAPs), local legislation, and integrate WPS 
resolutions into community development plans. The formulation of local 
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policies and legislation by local actors allows for ownership, integration of 
women, peace and security commitments into local development plans and 
budgets and more sustainable means of implementation. 

Localization guarantees the alignment and harmonization of local, national, 
regional and international policies and community-driven strategies. It is 
not designed to increase bureaucratic functions or add more work for local 
authorities. Rather it allows local communities to analyze their everyday 
government functions and policies to see what is promoting or hindering 
the implementation of the WPS resolutions. Localization enables in par-
ticular local women and other marginalized groups to meaningfully partici-
pate in the decisions that affect their communities. 

GNWP’s localization strategy has three main components: 

Component 1: Convening local authorities and other key local actors 

In Localization workshops, with at least 60% local authorities, GNWP (1) 
introduces the key concepts (including the concept of gender/gender 
equality, WPS, the concept we call the “good cycle” – the interdependence 
between good governance, sustainable development, and peace and securi-
ty, especially human security); (2) introduce UNSCR 1325 and the NAP, 
and conduct conflict analysis to identify the areas of the NAP that are the 
most relevant to the local context; (3) make concrete commitments towards 
Localizing UNSCR 1325 that will form the basis of the Local Action 
Plan/local legal and policy instruments to implement UNSCR 1325 at the 
local level, and establish a Local Steering Committee on UNSCR 1325. 

Component 2: Developing local legal/policy instruments for imple-
mentation of UNSCR 1325 at the local level 

It can take a form of (1) drafting a Local Action Plan, adapting the NAP to 
the local reality; (2) integrating UNSCR 1325/WPS into community devel-
opment plans or equivalent existing local policies for development; (3) 
adopting by-laws and policies to implement UNSCR 1325 at the local level. 
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Component 3: Building capacity to ensure implementation and sus-
tainability 

This is achieved through (1) “Training of Trainers”, bringing together the 
Localization “champions” from different governorates, identified during 
Localization workshops; (2) Drafting of context-specific Localization 
Guidelines, which will be used to localize the NAP/UNSCR 1325 in the 
governorates, where we did not conduct the Localization workshops. This 
ensures that the Localization has been rolled out in the entire country. 

The Localization strategy is currently implemented in 16 countries in Afri-
ca, Asia and South-Eastern Europe and fifty-five Local Action Plans for 
the implementation of UNSCR 1325 have been developed in Colombia, 
Liberia, Nepal, the Philippines, Serbia and Uganda. Some of the document-
ed impacts of Localization include encouraging women to run in local elec-
tions in Nepal and the Philippines; and increased reporting and better re-
sponse to cases of sexual and gender-based violence in Uganda and the 
Philippines. The Localization strategy and its outcomes have been cited by 
the UN Secretary-General as a key tool for translating policy into practice 
in his reports to the Security Council in 2012, 2013, 2014, 2016, 2017 and 
2018 as well as by the 2015 Global Study on UNSCR 1325. A toolkit for 
Localization of UNSCR 1325 is currently being finalized. 

Empowering Young Women to Become Leaders and Peacebuilders 

The adoption of UNSCR 2250 and 2419 on Youth and Peace and Security 
in 2015 and 2018 calls on Member States to ensure that young people have 
a voice in decision-making at all levels; and that they are to participate 
meaningfully in peace processes, dispute resolution and in the implementa-
tion of peace agreements. However, when youth policies are deliberated, 
decided and implemented, the usual assumption is that youth equals male 
youth. Young women are often invisible. When they are in the picture, they 
are often characterized as passive victims. In both instances, their agency is 
denied; and their potentials and leadership capacities are not utilized. 

In traditional societies, young women are subjected to double marginaliza-
tion – as women, and as young people. They are the last to eat, to speak, 
and to receive an education—if at all. They do not have a voice, and only 
speak when spoken to. In conflict-affected situations, all of this is aggravat-
ed. Moreover, in countries affected by conflict, more than 50 per cent of 
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the population are under 18 years old; and at least half of them are young 
women. Despite the fact that this is a prevalent reality, development, peace 
and security as well as humanitarian policies still rarely recognize the specif-
ic challenges, discrimination and marginalization faced by young women. 

Responding to the absence of young women in policy spaces and pro-
gramming on development, peace and security and humanitarian emergen-
cies, GNWP is implementing the Young Women for Peace and Leadership 
(YWPL) program. The YWPL is operational in Bangladesh, Indonesia, the 
Democratic Republic of Congo, the Philippines, and South Sudan. It em-
powers young women from conflict- and disaster-affected communities to 
be leaders, peacebuilders and change agents. 

The overarching goal of the YWPL program is to enhance the capacities of 
young women and girls to promote and protect their rights, using the UN 
Security Council Resolutions (UNSCR) on Women, Peace and Security as 
well as UNSCR 2250 and 2419 on Youth, Peace and Security as the policy 
framework. 

The four components of the program that participants undergo are: 

1. Leadership: training on how to become a leader, the characteristics of a
leader, role modeling and mentorship. The participants are also given vari-
ous responsibilities related to managing projects in their communities;

2. Literacy: training on how to become literacy trainers, and teach non-
literate women and girls how to read and write, thereby raising the literacy
rate in their communities or in refugee and IDP camps. In Bangladesh,
young Bangladeshi women from the host communities are teaching Roh-
ingya women and girls in refugee camps how to read, write, count and per-
form basic Arithmetic. In South Sudan, young women leaders are teaching
literacy and numeracy in refugee camps;

3. Peacebuilding: interactive techniques to enhance young women’s skills
in peacebuilding and preventing conflict and violent extremism; and in
facilitating dialogues on various issues affecting local communities through
theatre and the use of social media. The members of YWPL stage partici-
patory theater performances on peacebuilding, women’s rights, gender
equality and other relevant issues in local communities and villages. These
have proven to be effective means of facilitating dialogues because people
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feel comfortable with this creative medium and they get entertained and 
learn at the same time; 

4. Economic empowerment: In 2017, GNWP introduced the Economic
Empowerment and Preventing Violent Extremism components to the pro-
gram, responding to the needs identified by local communities in Bangla-
desh and Indonesia. During the Focus Group Discussions conducted by
GNWP prior to the training of young women in Indonesia, the lack of
economic and educational opportunities was identified as a major “pull
factor” attracting young people to violent extremism. Misinterpretation of
religion was identified only as a secondary pull factor. As a response,
GNWP included economic empowerment as a key component of training
in the GA4P project. Economic empowerment is also a feature of the
young women’s training in the DRC.

The Young Women for Peace and Leadership program has had a tangible 
impact on the lives of young women and girls. It has also provided GNWP 
with unique insights and perspectives on violent extremism and how it can 
be prevented with the involvement of young women; as well as innovative 
ways of preventing conflict and sustaining peace. 

GNWP is currently developing a Toolkit on leadership, literacy, peace-
building, media and theater, and economic empowerment based on the 
training of GA4P members in Bangladesh and Indonesia to enable easy 
replication of the training in other countries. 
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Must know-Documents 

A. UN Guidance on Gender and Inclusive
Mediation Stratgies 2017 
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Zusammenstellung der Empfehlungen für frauen-sensible Mediation 
• Appointing women as lead mediators.
• Aiming for gender parity in the mediation support team.
• Ensuring that all team members have a good understanding of the gender di-

mensions of their thematic or geographic areas of expertise.
• Including gender and mediation expertise in the mediation team or engaging

external expertise.
• Organizing context-specific gender and inclusion workshops for the mediation

team at the start of the mediation process and when specific issues of the con-
flict are negotiated. 

• Convening a women’s advisory committee to the mediator to ensure that wom-
en have the mediator’s ear and are invited to provide inputs to the mediator.

• Creating structures for dialogue and negotiation to allow women civil society
groups underrepresented in the formal talks to communicate with conflict par-
ties and mediators and their teams. 

• Initiating civil society forums with representatives from trade unions, business
sector, human rights groups, women’s organization, religious institutions, in-
digenous groups, etc. to give the general public a chance to be heard and 
linked to the mediation process and to attempt to address their concerns. 

• Linking up with national/local peace initiatives that are commonly called upon
to resolve disputes and to promote dialogue, trust and peace within communi-
ties. 

• Identifying women leaders and organizations early in the mediation process to
be members of the implementation bodies of the future peace agreement or to
support and promote its equitable implementation. 

• Criteria for selection (political, demographic, geographic, etc.)
• Modes of selection (self-selection, designation, election, etc.)
• Responsibility for selection (insiders, outsiders, or both)
• Modes of participation (direct, indirect, observer, etc.)
• Offering training in negotiation and substantive issues and providing interna-

tional expert advice and exchanges with different conflict settings to enable
them to effectively participate in peace talks (including modules to unpack in-
ternational mediation approaches and UN terminology). 

• Helping diverse groups of women form coalitions with broad constituencies to
create common platforms of interest and agendas to present to conflict parties,
mediators and observers. 

• Soliciting position papers from women and other civil society groups on negotia-
tion topics, and setting aside time on the agenda for negotiating teams to dis-
cuss these inputs. 
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• Facilitating regular meetings between women leaders and leaders of conflict
parties, as well as with the mediator and the mediation team, to discuss issues
on the agenda and to generate greater political will for women’s equal partici-
pation. 

• Assisting women in overcoming specific challenges, such as the need for addi-
tional funding to facilitate accompaniment; helping obtain visas; and access to
information. 

• Addressing the special needs of women and girls during repatriation, resettle-
ment, rehabilitation, reintegration and post-conflict reconstruction.

• Supporting local women’s peace initiatives and indigenous processes for conflict
resolution and involving women in all of the implementation mechanisms of
the peace agreement. 

• Ensuring protection of and respect for the human rights of women and girls,
particularly with regard to the constitution, the electoral system, the police and
the judiciary. 

• Gender-sensitive analysis/information gathering.
• Inclusion of gender-sensitive provisions within a code of conduct identifying

permitted or proscribed actions towards military and civilian populations.
• Planning for appropriate facilities for men, women and children during the sepa-

ration of forces and in cantonment sites.
• Undertaking demining/providing security sensitive to the different needs of

men, women and children, for example by safeguarding agricultural paths,
wells and firewood collection areas.

• Mediators should always assess the differential impact of powersharing mecha-
nisms on women’s participation in public life.

• Mechanisms that (typically) increase opportunities for women include:
- Proportional representation of large electoral districts with a substantial num-

ber of electable seats tends to optimize opportunities for women.
- Federalism and other forms of decentralization generally provide for several

levels of elected bodies, creating more opportunities for women to get elected.
- However, women’s representation in politics will only substantially increase

when the electorate is sympathetic to the idea of this increase and willing to
adopt temporary special measures to promote it, including quotas where rele-
vant and appropriate.

• Mechanisms that can negatively impact women‘s representation include:
- Powersharing between groups, which can limit the willingness to consider

powersharing on the basis of gender.
- Single member constituency with a first-past-the-post system.
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- Autonomy for minority groups, including the right to self-organization, which,
depending on the values of the group, can potentially jeopardize women’s par-
ticipation.

• Minimum requirements for women’s representation in constituent assemblies
and transitional governing bodies (e.g. at least 30 per cent of the participants).

• Legal quotas for reserved seats, reserved constituencies, and quotas for women
candidates to elected or appointed offices in the legislature, executive, judici-
ary. 

• Targets and affirmative action or positive discrimination for recruitment to the
civil service, police, and army.

• Coordination and advocacy, such as the establishment of women’s caucuses or
intra-parliamentary alliances.

Recurrent issues with regard to gender and constitution-making include: 
• Discrimination (i.e. prohibition and elimination of).
• Equality (i.e. realization in law and in fact).
• Participation (equal and effective).
• Protection (both in the public and private sphere, including conflict-related sex-

ual violence).
• Special needs (notably health, education and work).
• Special roles and responsibilities (notably child and family care).
• Providing for positive temporary special measures and dedicated resources to

support the participation of women.
• Introducing special leadership/chairing arrangements, speaking/procedural rules

and decision-making mechanisms, for example for constituent assemblies and
national dialogue processes. 

• Creating specialized, independent bodies such as Human Rights Commissions
and Commissions on the Status of Women and Girls, with consultative, ad-
ministrative and even judicial powers. 

• Limited commitment of parties and their constituencies to implement the
agreement.

• The fragility of agreements that were negotiated in exclusive processes and lack
national ownership, or contain vague language that did not lay out clear re-
sponsibilities for the parties involved. 

• A breakdown of transitional security arrangements as a result of weak monitor-
ing and verification mechanisms, or the absence of dispute resolution mecha-
nisms. 

• Partial implementation of the agreement due to lack of funding or unfulfilled
donor commitments; a lack of consultation between mediation teams and im-
plementing entities, as well as among implementing agencies. 
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